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A. Europäische Integration und Europäische Politische Zusammenarbeit 


I. Zusammenfassende Würdigung 

Mit der Einigung, die der Europäische Rat in Fon- 
tainebleau am 25./26. Juni 1984 erzielte, konnte die 
„breit angelegte Verhandlung“ über die drängend- 
sten Probleme der Gemeinschaft, die der Europäi- 
sche Rat in Stuttgart (17. bis 19. Juni 1983) zu einem 
Verhandlungspaket zusammengefaßt hatte, erfolg- 
reich abgeschlossen werden. Die bereits auf der 
Brüsseler Tagung des Europäischen Rates im März 
1984 vorläufig erreichte Verständigung über die 
meisten der anstehenden Probleme wurde damit 
gesichert. Mit diesem Erfolg hat die Gemeinschaft 
den Weg zu strukturellen Anpassungen der Ge- 
meinschaftspolitiken zur Vollendung des Gemein- 
samen Markts geebnet. Dazu gehören die Entwick- 
lung neuer, zukunftsorientierter Politiken, der Ab- 
schluß der Beitrittsverhandlungen mit Portugal und 
Spanien sowie Fortschritte bei der politischen Eini- 
gung in Europa. Jetzt geht es darum, diese Be- 
schlüsse zügig umzusetzen. 

Mit dem in Fontainebleau erreichten Gesamtkom- 
promiß wurde zugleich die Richtigkeit des von der 
deutschen Präsidentschaft im ersten Halbjahr 1983 
eingeschlagenen Weges eines Globalansatzes bestä- 
tigt. 

Wenn auch die Umsetzung der Beschlüsse des Eu- 
ropäischen Rates noch mühsam erscheinen mag, so 
ist doch entscheidend, daß die politischen Grund- 
satzentscheidungen in lange streitigen Schlüssel- 
problemen gefallen sind. Das blockierte Spiel der 
Gemeinschaftspolitiken ist wieder in Gang ge- 
bracht und die Sicht auf zukunftsorientierte Per- 
spektiven eröffnet. 

Die Hauptelemente der Entscheidungen sind: 

— Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik 
wurde mit den vom Rat noch rechtzeitig vor Be- 
ginn des neuen Wirtschaftsjahres 1984/85 verab- 
schiedeten Regelungen eingeleitet. Die Nachtei- 
le, die hiermit insbesondere für die deutschen 
Landwirte verbunden sind, konnten durch vor- 
übergehende nationale Ausgleichsmaßnahmen 
der Bundesregierung ausgeglichen werden, de- 
nen unsere Partner solidarisch zustimmten. 

— Für die Gemeinschaft soll künftig eine strengere 
Haushalts disziplin gelten. Mit der Ausarbeitung 
der hierfür erforderlichen Regeln ist der Rat 
noch befaßt. 

— Zum Abbau der Haushaltsungleichgewichte 
wurde beschlossen, daß jeder Mitgliedstaat, der 
gemessen an seinem relativen Wohlstand eine 
zu große Haushaltslast trägt, in den Genuß einer 
Korrekturmaßnahme gelangen kann. Konkret 
wurde dieser Grundsatz schon jetzt für Großbri- 
tannien ausgestaltet. Zu dem Ausgleich an Groß- 
britannien wird die Bundesrepublik Deutsch- 


land mit zwei Dritteln ihres regulären MWSt- 
Anteils beitragen. Mit dieser Lösung wird ein 
Problem geregelt, das lange Zeit überproportio- 
nal Zeit und Energien in der Gemeinschaft be- 
anspruchte. 

— Zur Erhöhung der Eigenmittel der Gemeinschaft 
wurde der Höchstsatz für die Abführung der 
MWSt-Eigenmittel aus den Mitgliedsstaaten auf 
1,4 v.H. mit Wirkung ab dem 1. Januar 1986 fest- 
gesetzt; gleichzeitig wurde die Möglichkeit ins 
Auge gefaßt, ihn zum 1. Januar 1988 durch ein- 
stimmigen Ratsbeschluß auf 1,6 v.H. heraufzu- 
setzen. 

— Der Zusammenhang zwischen dem Beitritt von 
Portugal und Spanien mit der Erhöhung der ei- 
genen Einnahmen der Gemeinschaft blieb auf- 
rechterhalten. Wenn sich auch die Verhandlun- 
gen in der Schlußphase äußerst schwierig ge- 
stalten, ist die Bundesregierung entschlossen, 
das Verhandlungsergebnis den gesetzgebenden 
Körperschaften frühzeitig gemeinsam mit den 
Finanzierungsbeschlüssen zur Ratifikation vor- 
zulegen. 

— Angesichts der Erschöpfung der eigenen Ein- 
nahmen der Gemeinschaft hat der Rat zur 
Schließung der Lücke im Haushalt 1984 eine 
Vorschuß regelung beschlossen, um das normale 
Funktionieren der Gemeinschaft sicherzustel- 
len. 

— Der Europäische Rat hat sich auch zu vermehr- 
ten Anstrengungen für ein besseres Funktionie- 
ren der europäischen Zusammenarbeit bekannt. 
Er hat hierfür einen Ad-hoc-Ausschuß für insti- 
tutioneile Fragen aus persönlichen Vertretern 
der Staats- und Regierungschefs eingesetzt. Da- 
durch wird dem Anliegen der Bundesregierung 
Rechnung getragen, über die unter deutscher 
Präsidentschaft angenommene „Feierliche De- 
klaration“ von Stuttgart hinaus konkrete Fort- 
schritte auf dem Weg zur Europäischen Eini- 
gung zu erzielen. 

— Die Bundesregierung begrüßt auch die Einset- 
zung des Ad-hoc-Ausschusses „Europa der Bür- 
gef\ Seine Aufgabe wird sein, Maßnahmen in 
Gang zu setzen, die für den einzelnen Bürger 
unmittelbar sichtbare Fortschritte der europäi- 
schen Einigung bedeuten und die zugleich die 
Identifizierung der europäischen Bürger, insbe- 
sondere der Jugend, mit der Gemeinschaft stär- 
ken. 

Weitere für die Gemeinschaft bedeutende Ereig- 
nisse im Berichtszeitraum waren: 

— die 2. Direktwahl zum Europäischen Parlament 
(14. bis 17. Juni); 
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— Erleichterungen beim Grenzübertritt von Perso- 
nen durch das deutsch-französische Regierungs- 
abkommen vom 13. Juli 1984 und Erleichterun- 
gen für den Güterverkehr durch das am 1. Juli 
1984 in Kraft getretene Benelux- Abkommen 
(Stichworte: „Grüne Plakette“, Einheitsdoku- 
ment „Benelux 50“); 

— die Reform der Gemeinsamen Regionalpolitik; 

— der Beginn einer intensiven Diskussion um die 
baldige Einführung von bleifreiem Benzin und 
strenger Kraftfahrzeug-Ahgaswerte. 

Mit fortschreitender Integration und zunehmender 
politischer Kohäsion auch im Rahmen der Europäi- 
schen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) wächst 
das Gewicht der Gemeinschaft und ihrer Mitglied- 
staaten in der Welt. Im Rahmen der EPZ trug die 
Bundesregierung weiterhin zur engen Zusammen- 
arbeit und zur gemeinsamen außenpolitischen Ak- 
tion mit unseren Partnern bei. Schwerpunktthemen 
waren unverändert das West-Ost-Verhältnis, die 
Lage im Nahen und Mittleren Osten sowie die ande- 
ren Krisenzonen der Weltpolitik in Afrika und 
Asien. Mit der auf deutsche Initiative einberufenen 
Außenminister konferenz der Zehn mit den Staaten 
Zentralamerikas und der „Contadora-Gruppe“ rück- 
ten die Probleme Lateinamerikas stärker in den 
Vordergrund. In mehreren Zehner erklärungen be- 
zogen die Außenminister erneut zu aktuellen welt- 
politischen Fragen Stellung. Nicht zuletzt galten 
diese Stellungnahmen dem gemeinsamen Anliegen 
der Achtung der Menschenrechte in der Welt. Zur 
Bekämpfung des internationalen Terrorismus ei- 
nigten sich die Zehn erstmals in diesem Bereich auf 
eine verstärkte Zusammenarbeit. 

Der bilateralen Abstimmung mit den EG-Partnern 
kam wiederum besondere Bedeutung zu. Dabei 
stand die Abstimmung mit Frankreich weiter im 
Vordergrund, wie z.B. die deutsch-französische Ver- 
einbarung über den Abbau der Grenzkontrollen 
zeigt. Die Bundesregierung verspricht sich hiervon 
eine Signalwirkung auch auf die übrigen EG-Part- 
ner. 

Die wichtigsten Entwicklungen im Berichtszeit- 
raum werden im folgenden zusammenfassend dar- 
gestellt. Die Einzelheiten sind in dem angefügten 
besonderen Teil aufgeführt, auf den in der Zusam- 
menfassung jeweils durch Ziffern verwiesen wird. 


II. Europäische Gemeinschaften 
1. Institutioneller Ausbau 
Europäisches Parlament 

Vom 14. bis 17. Juni fand die zweite Direktwahl zum 
EP statt. Die Wahlbeteiligung sank im EG- Durch- 
schnitt von 62v.H. (1979) auf 60v.H., in Deutsch- 
land von 65,7 v.H. auf 56,8 v.H. Mag auch das Wäh- 
lerverhalten teilweise durch innenpolitische Ent- 
wicklungen motiviert gewesen sein, so sieht die 
Bundesregierung doch die Notwendigkeit, die Vor- 


teile der europäischen Einigung verstärkt der 
Öffentlichkeit ins Bewußtsein zu rücken. Die Er- 
gebnisse des Ausschusses „Europa der Bürger'* kön- 
nen hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. (Ziffern 
1 bis 4) 

2. Innerer Ausbau und Fortentwicklung der 
Gemeinschaft 

Der Europäische Rat in Fontainebleau einigte sich 
auf die Erhöhung der eigenen Einnahmen der Ge- 
meinschaft. Der Höchstsatz für die Abführung der 
MWSt-Eigenmittel wurde zum 1. Januar 1986, dem 
für den EG-Beitritt von Portugal und Spanien vor- 
gesehenen Zeitpunkt, auf 1,4 v.H. festgelegt. Eine 
weitere Anhebung des Höchstsatzes auf 1,6 v.H. 
aufgrund eines einstimmigen Beschlusses des Ra- 
tes und nach Zustimmung entsprechend den natio- 
nalen Verfahren wurde in Aussicht genommen. 

Die Gemeinschaftshaushalte 1984 und 1985 sind 
durch die Erschöpfung der eigenen Einnahmen der 
Gemeinschaft geprägt. Nach schwierigen Beratun- 
gen einigte sich der Rat am 2. Oktober 1984 auf die 
Finanzierung des zusätzlichen Finanzbedarfs für 

1984 und beschloß den Entwurf eines Nachtrags- 
haushaltsplans 1984 über 1,8 Mrd. ECU^), der inzwi- 
schen dem Europäischen Parlament zugeleitet wur- 
de. Es soll im wesentlichen durch rückzahlbare Vor- 
schüsse der Mitgliedstaaten (1 Mrd. ECU) abge- 
deckt werden. 

Der ebenfalls dem Europäischen Parlament zuge- 
leitete Entwurf des Haushaltsplans 1985 ist im Rah- 
men der eigenen Einnahmen der Gemeinschaft mit 
einem Volumen von 25,95 Mrd. ECU auf gestellt wor- 
den. Der darüber hinausgehende Bedarf soll im 
Wege einer Zusatzfinanzierung aufgebracht wer- 
den, über deren Modalitäten bis zum 1. Oktober 

1985 entschieden werden muß. (Ziffern 18 bis 20) 

Für die Schlüsselfrage der britischen Haushaltsent- 
lastung, die den Europäischen Rat seit 1979 ständig 
beschäftigt hatte, wurde in Fontainebleau eine mit- 
telfristige Lösung gefunden, die den Interessen al- 
ler Beteiligten gerecht wird. Das Vereinigte König- 
reich wird letztmalig für das Jahr 1984 eine pau- 
schale Entlastung erhalten, und zwar — im Gegen- 
satz zu früheren Lösungen über die Ausgabenseite 
— im Wege eines Nachlasses von 1 Mrd. ECU 
(2,25 Mrd. DM) auf seine MWSt-Eigenmittel- Abfüh- 
rungen an die Gemeinschaft. Für die Zeit ab 1985 
bis zur Ausschöpfung des neuen 1,4 v.H. MWSt- 
Eigenmittel-Plafpnds erhält Großbritannien alljähr- 
lich eine Erstattung von 66 v.H. der Differenz zwi- 
schen seinem Anteil an den MWSt-Eigenmitteln der 
Gemeinschaft und seinem Anteil an den Rückflüs- 
sen aus dem Gemeinschaftshaushalt. 

Die Bundesregierung, die mit eigenen Vorschlägen 
zur Lösung dieser schwierigen Frage beigetragen 
hat, setzte eine Begrenzung der deutschen Beteili- 
gung an der Entlastung Großbritanniens auf zwei 
Drittel des normalen deutschen Anteils durch. Der 
Grundsatz einer deutschen Minderbeteiligung, der 


(^) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1985) 
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bisher nur für 1982 und 1983 galt, ist damit auch für 
eine Mehrjahresregelung verankert. 

Der Korrekturmechanismus für Großbritannien ist 
in seiner Geltungsdauer an den Beschluß über die 
Erhöhung des MWSt-Eigenmittel-Plafonds auf 
1,4 v.H. gebunden. Das Thema wird später unter 
Berücksichtigung der dann geltenden Umstände er- 
neut aufzunehmen sein. Schon jetzt hat der Euro- 
päische Rat den Grundsatz festgeschrieben, daß je- 
der Mitgliedstaat, der gemessen an seinem relati- 
ven Wohlstand eine zu hohe Haushaltslast trägt, in 
den Genuß einer Korrekturmaßnahme gelangen 
kann. (Ziffer 21) 

Die Bemühungen der Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft um eine verbesserte Konvergenz der natio- 
nalen Wirtschafts-, Währungs- und Haushaltspoliti- 
ken in Europa waren weiter erfolgreich. Dies schlug 
sich in einer merklichen Verringerung der Spannen 
zwischen den Inflationsraten der Mitgliedstaaten 
nieder, vor allem durch Erfolge in Frankreich und 
Italien bei der Inflationsbekämpfung. Die Zinssätze 
in der EG bewegten sich wieder stärker aufeinan- 
der zu. Die Ungleichgewichte der Leistungsbilanzen 
werden 1984 allgemein weniger spürbar sein als 
noch im Vorjahr; für alle Mitgliedstaaten kann 
dank einer kräftigen konjunkturellen Wiederbele- 
bung, die nunmehr auch die kleineren Partnerlän- 
der erfaßt hat, für das laufende Jahr mit positiven 
Wachstumsraten des realen Bruttosozialprodukts 
gerechnet werden. Sorge bereitet der Bundesregie- 
rung und ihren EG- Partnern indessen nach wie vor 
die Beschäftigungslage in der Gemeinschaft. Hier 
war im Berichtszeitraum trotz aller Anstrengungen 
in der gesamten Gemeinschaft noch keine Besse- 
rung zu erkennen. (Ziffern 12 bis 14) 

Ein wesentliches Ergebnis der Konvergenzpolitik 
war die zuvor nicht erreichte Beständigkeit der 
Wechselkursentwicklung im Europäischen Wäh- 
rungssystem, zu der allerdings auch die durch die 
Dollar kur sentwicklung technisch bedingte DM- 
Schwäche beitrug. Das dritte Halbjahr seit der letz- 
ten Kursanpassung im EWS ist damit wiederum 
ohne Spannungen geblieben. Das bei der Gründung 
des EWS anvisierte Ziel, eine Insel relativer wäh- 
rungspolitischer Stabilität iii einem Meer floaten- 
der Wechselkurse zu schaffen, wurde erreicht. Die 
Einbeziehung der griechischen Drachme in den 
Währungskorb des ECU war daher ein folgerichti- 
ger und risikoloser Schritt, der allerdings noch 
nicht die währungspolitische Einbeziehung der 
Drachme in das EWS bedeutet. (Ziffern 15 bis 17) 

Die spürbare wirtschaftliche Erholung in den mei- 
sten EG- Mitgliedstaaten verbessert auch die Chan- 
cen für den Ausbau des Binnenmarkts. Die Staats- 
und Regierungschefs bestätigten beim Europäi- 
schen Rat von Fontainebleau das bereits beim ER 
in Brüssel erreichte Einvernehmen über ein ge- 
meinsames Vorgehen zur Verbesserung der Rah- 
menbedingungen für die europäische Wirtschaft: 
Vereinfachung der Formalitäten im Binnenhandel, 
Harmonisierung europäischer Normen, Öffnung 
des Zugangs zu öffentlichen Aufträgen, Harmoni- 
sierung der Wettbewerbsbedingungen im Dienstlei- 


stungsverkehr sowie Förderung der Unternehmens- 
kooperation durch rechtliche und steuerliche Maß- 
nahmen. Das verbessert die Chancen für die indu- 
strielle Zusammenarbeit interessierter Teilnehmer 
aus EG-Mitgliedstaaten unter Nutzung der Gemein- 
schaftsdimension und damit für eine günstigere 
grenzüberschreitende Unternehmensstruktur. Die 
Bundesregierung bleibt bemüht, dieses Konzept 
auch im Bereich der Industriepolitik ohne Abschot- 
tung nach außen möglichst schnell in konkrete 
praktische Maßnahmen umzusetzen. (Ziffern 23 
bis 27) 

In der Sozialpolitik stand die Sorge um die anhal- 
tend unbefriedigende Beschäftigungssituation wei- 
terhin im Mittelpunkt der Diskussion. Der Rat ver- 
abschiedete Grundsätze für die Beherrschung der 
sozialen Folgen des technologischen Wandels. Er 
forderte außerdem die Mitgliedstaaten auf, durch 
gezieltes Handeln alle noch bestehenden Benach- 
teiligungen für Frauen zu beseitigen und insbeson- 
dere gleiche Beschäftigungschancen für Männer 
und Frauen herzustellen. Der Rat empfahl ferner 
die Unterstützung örtlicher Beschäftigungsinitiati- 
ven als Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit und zur wirtschaftlichen Wiederbelebung. (Zif- 
fern 82 bis 85) 

In der Verkehrspolitik erzielte der Rat auf seiner 
Tagung am 10. Mai 1984 inhaltliche Einigung über 
eine Paketlösung für eine Vielzahl bisher strittiger 
Probleme. Hervorzuheben ist vor allem die Festle- 
gung des seit mehr als 20 Jahren umstrittenen 
höchstzulässigen Gesamtgewichts schwerer Fahr- 
zeugkombinationen im Straßengüterverkehr. Die 
Minister verabschiedeten darüber hinaus ein Ver- 
kehrsinfrastrukturprogramm durch Mittelzuwei- 
sung aus den Haushalten 1983 und 1984 für Pro- 
jekte von gemeinschaftlichem Interesse und stimm- 
ten einer Erhöhung des Gemeinschaftskontingents 
für den Güterkraftverkehr zwischen den Mitglied- 
staaten in den kommenden fünf Jahren zu. Der Rat 
stellte ferner Leitlinien für eine Revision der ge- 
meinschaftlichen Sozialvorschriften im Straßenver- 
kehr auf. (Ziffern 72 bis 75) 

Bei dem für den einzelnen Bürger bedeutsamen Ab- 
bau der Grenzkontrollen hat die Bundesregierung 
die Initiative für Erleichterungen sowohl im Perso- 
nen- als auch im Güterverkehr ergriffen. Als erste 
Schritte auf dem Wege zu einer gemeinschaftswei- 
ten Regelung schloß sie mit Frankreich und den 
Beneluxstaaten folgende Vereinbarungen: 

Am 13. Juli 1984 wurde ein deutsch-französisches 
Abkommen über den Abbau der beiderseitigen 
Grenzkontrollen geschlossen, das in einem dreistu- 
figen Vorgehen bis Ende 1986 die notwendigen Vor- 
aussetzungen für den Wegfall der Kontrollen im 
Personenverkehr für EG- Staatsangehörige und der 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Güterver- 
kehr vorsieht. Als erster Schritt wird seit Juli d. J. 
an der deutsch-französischen Grenze ein Kontroll- 
verfahren ohne Wartezeiten angewendet, bei dem 
Einzelkontrollen nur noch durch Stichproben erfol- 
gen. Im Güterverkehr vereinbarten die Verkehrsmi- 
nister der Benelux- Staaten und der Bundesrepublik 
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Deutschland am 31. Mai 1984 den Abbau der Ver- 
kehrskontrollen im Eisenbahn- und Straßengüter- 
verkehr zwischen den vier Staaten. Kernpunkt der 
Abmachung ist ein vereinfachtes Verfahren zur 
Kontrolle der Fahrtgenehmigungen im internatio- 
nalen Straßengüterverkehr. Die Bundesregierung 
ist grundsätzlich bereit, mit den übrigen EG-Mit- 
gliedstaaten gleichartige Maßnahmen einzuleiten. 
(Ziffer 6) 

Mit der Verabschiedung der neuen Verordnung 
über den Regionalfonds konnte der Rat am 19. Juni 
1984 den Schlußstrich unter die Reform der Regio- 
nalpolitik der EG ziehen. Damit wurde zugleich ein 
wesentlicher Auftrag des Europäischen Rates in 
Stuttgart erfüllt. Kernstück der Reform ist die Er- 
setzung der bisherigen Zweiteilung des Fonds in 
eine an Länderquoten gebundene und eine quoten- 
freie Abteilung durch ein einheitliches System fle- 
xibler Spannen, das den Mitgliedstaaten gewisse 
Mindestbeträge garantiert, ihnen jedoch bei der Er- 
füllung bestimmter Voraussetzungen zusätzliche 
Zuteilungen in Aussicht stellt. Damit soll eine stär- 
kere Konzentration der Mittel auf die wirtschaftlich 
zurückgebliebenen Regionen in den ärmeren Mit- 
gliedstaaten sowie auf Regionen im industriellen 
Niedergang ermöglicht und zugleich zur besseren 
Konvergenz der wirtschaftlichen Entwicklung in 
der Gemeinschaft beigetragen werden. Eine verbes- 
serte Koordinierung regionalpolitischer Maßnah- 
men und die Einführung der Mehrheitsentßchei- 
dung über konkrete Gemeinschaftsprogramme sind 
weitere wichtige Elemente der Reform. Obgleich 
sich die Bundesregierung eine noch weitergehende 
Konzentration auf die weniger begünstigten Regi- 
onen der Gemeinschaft gewünscht hätte, erhofft sie 
sich von der Reform den Beginn einer wirkungsvol- 
len europäischen Regionalpolitik im Sinne eines ef- 
fizienten Einsatzes der Mittel zur harmonischeren 
Entwicklung der Regionen Europas. (Ziffern 30 bis 
32) 

Im Vordergrund der Gemeinsamen Agrarpolitik 
stand — nachdem mit den Beschlüssen des Rates 
vom 31. März 1984 die Funktionsfähigkeit und Fi- 
nanzierbarkeit der Agrarmärkte im Ansatz wieder- 
hergestellt waren — die konkrete Umsetzung dieser 
Beschlüsse. Die Neuformulierung der EG-Agrar- 
strukturpolitik war ein weiteres zentrales Thema. 
Es ging hierbei auch darum, die Agrarstrukturpoli- 
tik als anderen Pfeiler der Gemeinsamen Agrarpoli- 
tik nach Auslaufen der bisherigen Richtlinien den 
geänderten Verhältnissen anzupassen und Markt- 
und Strukturpolitik besser aufeinander abzustim- 
men. 

Anhaltende Bemühungen über Jahre hinweg wer- 
den erforderlich sein, um in den kritischen Agrar- 
sektoren ein besseres Gleichgewicht zwischen An- 
gebot und Nachfrage zu erreichen. Besondere Sorge 
neben dem Milchsektor bereiten gegenwärtig — 
nicht zuletzt im Hinblick auf die geplante Erweite- 
rung der Gemeinschaft — die Bereiche Wein und 
Olivenöl. Entsprechend dem im März erzielten 
grundsätzlichen Einvernehmen konzentrierten sich 
die Bemühungen darauf, durch die Einführung von 
Garantieschwellen oder Maßnahmen mit ähnlicher 


Zielsetzung das Anwachsen von Produktion und 
Ausgaben besser unter Kontrolle zu bringen. In der 
Marktverwaltung hat die EG-Kommission Maßnah- 
men getroffen, um einen Abbau der Lagerbestände 
von Butter einzuleiten. Die Auswirkungen der Ga- 
rantiemengenregelung bei Milch auf den Rind- 
fleischmarkt sollen durch Marktstützungsmaßnah- 
men gedämpft werden, die im August in Kraft tra- 
ten. 

In der Durchführung der Agrarpreisbeschlüsse vom 
31. März 1984 erklärte der Rat seine Zustimmung zu 
den steuerlichen Maßnahmen, die die Bundesregie- 
rung als Einkommensausgleich für die deutsche 
Landwirtschaft vorgesehen hatte. Diese war wegen 
der agrarmonetären Maßnahmen in eine besonders 
schwierige Lage geraten. (Ziffern 45 bis 57) 

In der Gemeinsamen Fischereipolitik wurde durch 
rechtzeitige Entscheidungen erreicht, daß der 
Fischfang ohne Unterbrechung fortgesetzt werden 
konnte. Nachdem Verhandlungen mit Norwegen 
über die Bewirtschaftung des gemeinsamen Nord- 
seeheringsbestandes nicht zu einer Einigung führ- 
ten, legte der Fischereirat am 24./25. Mai 1984 den 
der Gemeinschaft zustehenden Anteil an der Ge- 
samtfangmenge vorläufig einseitig fest. Die Gesprä- 
che mit der norwegischen Regierung werden fortge- 
setzt. Der Fischereirat vom 10. September 1984 
brachte weitere Einigung über Beifangmengen und 
Korrekturen an Quoten. Im externen Bereich 
schloß die Gemeinschaft ein Fischereiabkommen 
mit Guinea. Der Septemberrat billigte ein neues Fi- 
schereiabkommen mit den USA, das u.a. der deut- 
schen Hochseefischerei die Fortsetzung der Fänge 
vor Alaska erlaubt. Die Bundesregierung hat die 
gesetzgebenden Körperschaften um Zustimmung 
zu der Änderung der Gemeinschaftsverträge gebe- 
ten, wodurch die Beziehungen der Gemeinschaft zu 
Grönland eine neue Grundlage erhalten sollen. (Zif- 
fern 58 bis 61) 

Die Berichte der Kommission über den Wandel der 
Energiestruktur der Gemeinschaft und über die 
Energiepolitik sowie die Energieeinsparprogramme 
der Mitgliedstaaten wurden im Rat gründlich ana- 
lysiert und eingehend diskutiert. Die abschließende 
Auswertung und die Schlußfolgerungen sollen 
wichtige Hinweise für die Fortentwicklung sowohl 
der gemeinsamen Politik als auch für eine Intensi- 
vierung der nationalen Anstrengungen zur Beseiti- 
gung bestehender Schwachstellen liefern. Trotz der 
Fortschritte, die bei der rationellen Energieverwen- 
dung und der Zurückdrängung des importierten Öls 
erreicht wurden, besteht unverändert auch bei jetzt 
entspannter Ölversorgungslage die Notwendigkeit, 
in den gemeinsamen energiepolitischen Anstren- 
gungen nicht nachzulassen: (Ziffern 69 bis 71) 

Die Europäischen Räte von Brüssel und Fontaine- 
bleau gaben der Gemeinsamen Forschungspolitik 
eine wichtige zukunftsweisende Perspektive. Die 
Staats- und Regierungschefs hoben hervor, daß im 
Rahmen der neuen Politiken als eines der vorrangi- 
gen Ziele eine Weiterentwicklung des wissenschaft- 
lichen und technologischen Potentials Europas an- 
zustreben sei. Nachdem der Rat unter deutschem 
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Vorsitz am 28. Juni 1983 sein Einverständnis mit der 
Notwendigkeit einer Erhöhung der Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Demonstrationsausgaben bestätigt 
hatte, kam der Europäische Rat in Brüssel und in 
Fontainebleau überein, daß der Teil der Gemein- 
schaftsmittel, der für die Finanzierung der vorran- 
gigen Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten der 
Gemeinschaft bestimmt ist, erhöht werden muß. 
Dieser Impuls ließ sich indes im Rat am 29. Juni 
1984 noch nicht in konkrete Beschlüsse umsetzen. 
Wegen der finanziellen Zwänge der Gemeinschaft 
und fehlender Klarheit über den für Programment- 
scheidungen im EG-Forschungsbereich noch ver- 
fügbaren finanziellen Spielraum fehlte die Basis, 
um finanzwirksame Programmbeschlüsse fassen zu 
können. (Ziffern 76 bis 81) 

Auf der Ratstagung der Umweltminister in Brüssel 
am 28. Juni 1984 wurde die gemeinschaftliche Um- 
weltpolitik u. a. in folgenden Fragen durch Be- 
schlüsse fortentwickelt: grenzüberschreitender 
Transport gefährlicher Abfälle, Grenzwerte für 
Stickoxide in der Luft. Insbesondere konnte über 
die Richtlinie betreffend das Genehmigungsverfah- 
ren beim grenzüberschreitenden Transport gefähr- 
licher Abfälle, die vor allem durch den lange unge- 
klärten Verbleib der Seveso-Fässer ausgelöst wor- 
den war, Einigung erzielt werden. 

Die Einführung bleifreien Benzins und die Begren- 
zung der Kraftfahrzeugabgaswerte ist vordringlich. 
Die Bundesregierung setzt sich weiterhin mit allem 
Nachdruck dafür ein, daß in den Verhandlungen in 
Brüssel die im Kommissionsvorschlag vom Mai 
1984 genannten Termine vorgezogen werden. 


3. Beitritt neuer Mitglieder 

In den Verhandlungen mit Portugal und Spanien 
wurden weitere Fortschritte in Einzelbereichen er- 
zielt: im Falle Spaniens in den Kapiteln Patente 
und Außenbeziehungen; in den Kapiteln Institutio- 
nelle Fragen, Landwirtschaft und Fischerei wurden 
beiden Beitrittskandidaten substantielle Erklärun- 
gen übergeben. 

In der jetzt eingetretenen Schlußphase konzentrie- 
ren sich die Verhandlungen auf die Kapitel Land- 
wirtschaft, Fischerei und Soziale Fragen. 

Angesichts des teilweise schleppenden Fortgangs 
der Verhandlungen, bedingt durch unterschiedliche 
wirtschaftliche Interessenstandpunkte, aber auch 
durch Differenzen der EG-Mitgliedsstaaten unter- 
einander, wurden erhebliche Anstrengungen zur 
Beschleunigung unternommen (zwei Sonderräte 
mit anschließenden Ministerkonferenzen). 

Auf Drängen der Bundesregierung berief die iri- 
sche Präsidentschaft am 11. September 1984 ein in- 
formelles Treffen der Außenminister der Zehn in 
Dublin ein mit dem Ziel, den Verhandlungen neue 
politische Impulse zu geben. Auf diesem Treffen 
einigten sich die Minister u.a. auf eine neue Vorge- 
hensweise in konkreten Verhandlungspaketen, um 
die Möglichkeit von Fortschritten durch gegenseiti- 
ges Nachgeben zu eröffnen. Die irische Präsident- 


schaft hofft, durch Zusammenfassung der Problem- 
bereiche die Verhandlungen zwar nicht — wie vom 
Europäischen Rat angestrebt — Ende September, 
wohl aber gegen Ende des Jahres abschließen zu 
können. Für die Bundesregierung ist entscheidend, 
daß das für den 1. Januar 1986 angestrebte Datum 
des Beitritts nicht gefährdet wird. (Ziffern 114 bis 
120 ) 


4. Außenbeziehungen 

Die Bereitschaft zur Mitarbeit am Abbau des Pro- 
tektionismus und die Stärkung des offenen multila- 
teralen Welthandelssystems standen im Mittel- 
punkt der Handelspolitik der Gemeinschaft (Zif- 
fern 108 bis 113) 

In den Handelsbeziehungen mit den USA und Ja- 
pan konnte die Verschärfung bestehender Pro- 
bleme weitgehend vermieden werden. Es werden 
jedoch Verhandlungen über Einzelfragen, insbeson- 
dere mit den USA, intensiviert werden müssen. 

Die Europäische Gemeinschaft und die USA sind 
die beiden größten Welthandelspartner. Ihre han- 
delspolitischen Beziehungen, ihre beiderseitigen 
Probleme und eine verantwortungsbewußte Aus- 
richtung ihrer Handelspolitik sind damit auch wich- 
tig für den Welthandel insgesamt. Dieser besonde- 
ren Verantwortung für ein offenes multilaterales 
Welthandelssystem wurden beide Seiten im Be- 
richtszeitraum trotz z.T. großer eigener Probleme 
gerecht. 

Ein hohes weltweites Handelsbilanzdefizit der USA 
(1984 ca. 110 bis 130 Mrd. Dollar), starkes Import- 
wachstum und relativ geringe Exportzunahmen der 
amerikanischen Wirtschaft als Folge des Konjunk- 
turvorsprungs und vor allem der Wechselkursent- 
wicklung führten zusammen mit industriellen An- 
passungsproblemen zu einer deutlich protektioni- 
stischeren Einstellung im amerikanischen Kon- 
greß. Dies zeigte sich an zahlreichen Gesetzesinitia- 
tiven, mit denen etwa die handelspolitischen Vor- 
aussetzungen für Einfuhrschutzverfahren erwei- 
tert, Einfuhrkontingente für bestimmte Sektoren 
eingerichtet und Zulieferungen aus amerikanischer 
Fertigung zu bestimmten Importen vorgesehen 
werden sollten. Problematisch könnten auch Be- 
strebungen in Richtung auf strikte bilaterale Rezi- 
prozität werden, welche den Zugang zum amerika- 
nischen Markt von entsprechendem Marktzugang 
in anderen Ländern abhängig machen würde. Anzu- 
erkennen waren die Bemühungen der amerikani- 
schen Regierung, protektionistischen Initiativen in 
Kongreß und Wirtschaft entgegenzutreten. 

Wesentliche Bedeutung für die handelspolitischen 
Beziehungen zwischen der EG und den USA hatte 
die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik. Im Zu- 
sammenhang hiermit hat die Kommission ein Man- 
dat erhalten, mit den Hauptlieferländern, insbeson- 
dere den USA, Verhandlungen über eine Stabilisie- 
rung der Ausfuhren von Nebenprodukten der Mais- 
verarbeitung aus diesen Ländern in die Gemein- 
schaft zu führen. Diese Verhandlungen sollen ein- 
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vernehmlich Lösungen herbeiführen, um handels- 
politische Konflikte zukünftig zu vermeiden. 

Die Bundesregierung hat sich in der Gemeinschaft 
immer wieder dafür eingesetzt, den handelspoliti- 
schen Konfliktstoff im Verhältnis zu den USA abzu- 
bauen oder weitgehend zu entschärfen. Sie appel- 
lierte an die amerikanische Regierung wie auch an 
Senat und Repräsentantenhaus, sich der Rückwir- 
kungen amerikanischer Gesetzesvorhaben, han- 
delspolitischer Maßnahmen und administrativer 
Entscheidungen auf die Handelspartner der USA 
und das Welthandelsklima insgesamt mehr als bis- 
her bewußt zu sein. (Ziffern 126 bis 127) 

In den Beziehungen EG-Japan trugen das am 
27. April 1984 vorgestellte 5. Maßnahmepaket der ja- 
panischen Regierung zum Abbau tarifärer und 
nichttarifärer Handelshemmnisse und die Jangsam 
sinkenden japanischen Handelsbilanzüberschüsse 
gegenüber der Gemeinschaft zum Abbau handels- 
politischer Spannungen bei. Bei einem Round-table- 
Treffen in Brüssel einigten sich die Kommission 
und japanische Regierungsmitglieder über die Ein- 
setzung eines Handelsförderungsausschusses zu- 
nächst für ein Jahr, der praktische Schritte zur Aus- 
weitung des Handels- und Dienstleistungsverkehrs 
in Richtung Japan prüfen soll. Die Bundesregierung 
sieht den Arbeitsergebnissen dieses Ausschusses 
mit Interesse entgegen. (Ziffern 128 bis 131) 

Die Bundesregierung ist sich mit ihren EG-Part- 
nern einig, daß infolge des Beitritts von Spanien 
und Portugal zur EG auch eine Anpassung der Ko- 
operations- und Assoziationsabkommen der Ge- 
meinschaft mit den Mittelmeerpartnerländern im 
Rahmen der Globalen Mittelmeerpolitik erforder- 
lich werden wird. Hauptsächlich werden dabei die 
möglichen negativen Auswirkungen des Beitritts 
auf die Agrarexporte dieser Länder zu behandeln 
sein. Die Gemeinschaft hat sich zur Festlegung poli- 
tischer Leitlinien für die Neuverhandlung der Ko- 
operations- und Assoziationsabkommen noch vor 
Abschluß der Beitrittsverhandlungen bereit erklärt, 
zu denen die Kommission Vorschläge unterbreitet 
hat. Wir und andere nördliche Mitgliedsstaaten tre- 
ten dabei für eine Aufrechterhaltung der traditio- 
nellen Handelsströme im Agrarbereich ein, wäh- 
rend die EG-Mittelmeerländer, die zu den Partner- 
ländern in Konkurrenz stehen, das Schwergewicht 
auf andere Kooperationsformen verlagern wollen, 
(Ziffern 122 bis 124) 

In der Assoziierung EG-Türkei zeichneten sich mit 
fortschreitender Redemokratisierung des Landes 
erste Schritte zu einer allmählichen Normalisie- 
rung des seit Jahren belasteten Assoziationsver- 
hältnisses ab. Wichtigstes Problem bleibt für die 
Bundesrepublik Deutschland die Regelung der 
Frage der Freizügigkeit der Arbeitnehmer ab 1986. 
Die Bundesregierung will in den im Rahmen der 
Gemeinschaft zu führenden Verhandlungen eine 
Regelung herbeiführen, die den weiteren Zuzug von 
Arbeitnehmern aus der Türkei ausschließt Sie hat 
in diesem Sinne Vorgespräche mit der türkischen 
Regierung geführt, die — ohne Aufgabe ihres 
Rechtsstandpunktes — ihre Bereitschaft zu einer 


pragmatischen Regelung der Freizügigkeitsfrage 
bekundete. (Ziffer 123) 

Die Handelsbeziehungen zur EFTA waren im Be- 
richtszeitraum gleichbleibend gut und problemfrei. 
Am 9. April 1984 trafen sich die Außen- und Wirt- 
schaftsminister der EG- und EFTA-Staaten zu ei- 
nem 17er-Treffen in Luxemburg. Die Konferenz 
diente einer Bestandsaufnahme der zehnjährigen 
erfolgreichen Zusammenarbeit EG-EFTA und ei- 
nem Gedankenaustausch über künftige Orientie- 
rungen für eine Kooperation auch außerhalb der 
Freihandelsabkommen, die sich seit längerem ent- 
wickelt hat. In der Gemeinsamen Erklärung brach- 
ten EG und EFTA die Bereitschaft zu umfassende- 
rer Zusammenarbeit zum Ausdruck. Die EFTA-Re- 
gierungschefs bestätigten am 23. Mai in Visby/ 
Schweden den Geist der Erklärungen von Luxem- 
burg und die Orientierung der EFTA-Zusammenar- 
beit. (Ziffer 121) 

Der Handelsaustausch der Gemeinschaft mit den 
Staaten Asiens, insbesondere den ASEAN-Staaten, 
war weiterhin lebhaft. Ein in Bonn abgehaltenes 
Investitionsseminar im Rahmen des Wirtschafts- 
rats EG-ASEAN im April diente Anstößen für ein 
größeres unternehmerisches Engagement in dieser 
Region. Im Berichtszeitraum tagten die Gemischten 
Ausschüsse EG-Indien und EG-Sri Lanka. (Ziffer 
136) 

Die Bundesregierung legte im Berichtszeitraum 
weiterhin besonderen Wert auf den Ausbau der Be- 
ziehungen zwischen der Gemeinschaft und den 
Golf-Staaten, So begrüßte sie es, daß im März eine 
Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen 
dem Sekretariat des Kooperationsrats der Golf- 
Staaten und der Kommission unterzeichnet wurde 
und daß am 22. Mai 1984 die Regierung der Arabi- 
schen Republik Jemen und die Kommission ein Ko- 
operationsabkommen paraphierten, durch das auch 
ein Gemischter Ausschuß eingesetzt wird. Dieses 
Abkommen, das erste seiner Art mit einem Land 
der Golfregion, setzt einen Rahmen für die Bezie- 
hungen, die sich in den letzten Jahren zwischen der 
Gemeinschaft und dem Jemen entwickelt haben. 
(Ziffer 137) 

Der auf deutschen Vorschlag eingeleiteten Intensi- 
vierung der Zusammenarbeit mit den Staaten Zen- 
tralamerikas, die zur Stärkung der politischen und 
wirtschaftlichen Stabilität in dieser Region beitra- 
gen soll, kam die Gemeinschaft deutlich näher: 

Am 28. und 29. September trafen sich in San Jose 
auf Initiative der Bundesregierung die Außenmini- 
ster der EG und der Beitrittskandidaten Spanien 
und Portugal einerseits und die Außenminister der 
Staaten Zentralamerikas und der Contadora- 
Gruppe andererseits zu Gesprächen über Fragen 
der politischen und wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit. Die Aufnahme von Verhandlungen über ein 
Kooperationsabkommen zwischen der Gemein- 
schaft und den zentralamerikanischen Staaten 
wurde vereinbart. Diese Zusammenarbeit soll dazu 
beitragen, die politische und wirtschaftliche Stabili- 
tät in der Region zu fördern. (Ziffern 133 bis 135) 
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Die Bundesregierung ist weiterhin, ebenso wie ihre 
Partner in der Europäischen Gemeinschaft, inten- 
siv um die Entwicklung langfristig angelegter, ver- 
nünftiger und gegenseitig vorteilhafter West-Ost- 
Wirtschaftsbeziehungen bemüht. Sie sieht darin ei- 
nen wichtigen Beitrag zur Erhaltung und Entwick- 
lung stabiler und konstruktiver Gesamtbeziehun- 
gen zwischen West und Ost sowie zum Ausbau von 
Kooperation, Dialog und echter Entspannung. Da- 
bei ist selbstverständlich, daß die Wirtschaftsbezie- 
hungen zur Sowjetunion und den Staaten Osteuro- 
pas in vollem Einklang mit den westlichen Sicher- 
heitsinteressen stehen müssen und ein Transfer 
militärisch relevanter Güter und Technologie zu un- 
terbleiben hat Auf der Grundlage dieser Verknüp- 
fung von Dialogbereitschaft und Sicherheitsinter- 
esse unterstützte die Bundesregierung die sich im 
Berichtszeitraum bietenden Kontakte der Gemein- 
schaft zu ihren östlichen Handelspartnern, 

Die Arbeitsbeziehungen zwischen europäischen 
Staatshandelsländem und Gemeinschaftsorganen 
waren lebhaft. Diese fanden jedoch — mit Aus- 
nahme Rumäniens — keine Entsprechung auf der 
Ebene formaler Vertragsbeziehungen. Informelle 
Gespräche zwischen der Kommission und der unga- 
rischen Regierung über ein Handelsabkommen 
führten noch nicht zur Aufnahme offizieller Ver- 
handlungen, Der RGW-Gipfel vom 14. Juni bekräf- 
tigte die Bereitschaft zum Abschluß eines Rahmen- 
abkommens zwischen beiden Organisationen. Die- 
ser Erklärung sind bisher keine weiteren Schritte 
gefolgt. (Ziffern 138 bis 142) 

Der Kooperationsrat EG- Jugoslawien tagte am 
18. Juni zum zweiten Mal auf Ministerebene. Er 
konnte darauf hinweisen, daß sich der Handel zwi- 
schen der Gemeinschaft und Jugoslawien weiter po- 
sitiv entwickelte und daß Jugoslawien sein Han- 
delsbilanzdefizit gegenüber der Gemeinschaft er- 
heblich abbauen konnte. Jugoslawien beklagte sich 
allerdings im Berichtszeitraum über sinkende 
Rindfleischexporte in die Gemeinschaft. (Ziffer 
124) 

Die seit Oktober 1983 laufenden Verhandlungen der 
Gemeinschaft mit über 60 afrikanischen, karibi- 
schen und pazifischen Ländern über ein Nachfolge- 
abkommen EG-AKPfäv das Ende Februar 1985 aus- 
laufende Lome //-Abkommen traten mit zwei Ver- 
handlungskonferenzen auf Ministerebene, Anfang 
Mai und Ende Juni dieses Jahres, in ein entschei- 
dendes Stadium. Die Kernfragen der finanziellen 
Ausstattung, der Handelszugeständnisse der Ge- 
meinschaft und Ausgestaltung des Stabilisierungs- 
systems für die Exporterlöse der AKP-Staaten be- 
dürfen jedoch noch weiterer Erörterung. Die Bun- 
desregierung, die dem Lome- Abkommen als wichti- 
ges Element der Europäischen Integration und als 
Modell für die Nord-Süd-Beziehungen weiterhin ho- 
hen politischen Stellenwert beimißt, setzt sich wei- 
terhin für ein ausgewogenes, qualitativ verbesser- 
tes neues Abkommen ein. (Ziffer 125) 

Auf der OECD-Ministerratstagung im Mai und 
beim Weltwirtschaftsgipfel in London im Juni ver- 


pflichtete sich die Gemeinschaft zusammen mit den 
anderen OECD-Staaten, die für 1986 vorgesehenen 
restlichen Zollsenkungen aus der Tokio-Runde vor- 
zeitig am 1. Januar 1985 in Kraft zu setzen, und 
bekundete gleichzeitig ihre Bereitschaft, die letzten 
noch ausstehenden Zollermäßigungen bereits An- 
fang 1986 zu verwirklichen. 

Die Gemeinschaft verpflichtete sich in London 
ferner dazu, im Rahmen des GATT an der Vollen- 
dung der Arbeitsauftgräge der GATT-Ministerrats- 
tagung von 1982 mit dem Ziel der vollständigen und 
termingerechten Behandlung mitzuwirken, um da- 
mit die Voraussetzung für eine neue multilaterale 
Verhandlungsrunde im GATT in der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre zu schaffen. Die Gemeinschaft 
steht einer neuen Verhandlungsrunde im GATT 
aufgeschlossen gegenüber, hält überdies die volle 
Einbeziehung der Entwicklungsländer in die Vorbe- 
reitungen und den allgemeinen Konsens über Zeit- 
plan und Themenbereiche einer neuen Verhand- 
lungsrunde neben dem Abschluß des GATT-Ar- 
beitsprogramms von 1982 für eine wichtige Voraus- 
setzung. (Ziffer 108) 

Die Gemeinschaft hatte im Frühjahr materiell ein 
neues außenhandelspolitisches Instrument zur Ab- 
wehr gegen unlautere Handelspraktiken von Dritt- 
staaten beschlossen, das im September 1984 zusam- 
men mit einem Paket von Richtlinien zur Verbesse- 
rung des Binnenmarktes auch förmlich verabschie- 
det wurde. Die Bundesregierung hält aus prinzipiel- 
len Gründen dieses neue Instrument nicht für erfor- 
derlich und handelspolitisch für bedenklich. Da sie 
die Verabschiedung im Rat mangels ausreichender 
Unterstützung nicht verhindern konnte, konzen- 
trierte sich die Bundesregierung auf die inhaltliche 
Umgestaltung des ursprünglichen Vorschlags in 
Richtung auf strikte GATT-Konformität und klare 
Abgrenzung gegenüber den bestehenden handels- 
politischen Instrumenten der EG. Die Entschei- 
dungskompetenz über den Einsatz des Instruments 
bleibt dem Rat Vorbehalten, der hierfür entspre- 
chend der Regelung des EWG-Vertrags mit qualifi- 
zierter Mehrheit entscheidet. Die Bundesregierung 
wird sich jedem Mißbrauch dieses Instruments zu 
protektionistischen Zwecken widersetzen. (Ziffer 
109) 

Die Kommission legte bereits im Juni ihre Vor- 
schläge zur Festsetzung des Zollpräferenzschemas 
für, 1985 vor, des geographisch umfassendsten und 
wirksamsten handelspolitischen Instruments der 
EG im Nord-Süd-Verhältnis. Es kommt einem Kreis 
von 127 Staaten zugute und gilt in seiner jetzigen 
Version in jährlich anzupassender Form bis 1990. 
Die Vorschläge für 1985 sehen eine weitere Liberali- 
sierung der Warenliste und eine durchschnittliche 
Anhebung der zollfreien Einfuhrkontingente um 
4,7 % vor. Die Bundesregierung unterstützt weiter 
die grundsätzlichen Bemühungen der Gemein- 
schaft, der Kritik der Entwicklungsländer an der 
Kompliziertheit des Systems und ihrer Forderung 
nach einer liberaleren Handhabung der Ursprungs- 
regeln entgegenzukommen. (Ziffer 112) 
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Im Bereich der Entwicklungspolitik faßte der Rat 
am 5. Juni 1984 u.a. einen auf deutsche Initiative 
zurückgehenden Beschluß über die verbesserte Ko- 
ordinierung der Entwicklungspolitiken und der Ent- 
wicklungshilfemaßnahmen der Kommission und 
der EG-Mitgliedstaaten. Ein verstärkter Informa- 
tionsaustausch und eine gemeinsame Berichterstat- 
tung der EG-Missionen und der Botschaften der 
Mitgliedstaaten in Entwicklungsländern sind vorge- 
sehen. Der Rat faßte weiterhin einen Beschluß über 
die Förderung des Handels der Entwicklungslän- 
der. 

Außerdem nahm der Rat den Vorschlag der Kom- 
mission, Schwerpunkte bei der Bekämpfung der 
Wüstenausbreitung und der Trockenheit, der besse- 
ren Nutzung des Haus- und Wildtierbestandes und 
bei der globalen Bewirtschaftung von Wasserres- 
sourcen zu bilden („thematische Aktionen“), mit 
wohlwollendem Interesse auf. (Ziffern 143 bis 144) 

Die enge Zusammenarbeit der EG bei der Nah- 
rungsmittelhilfe (NMH) wurde im Berichtszeitraum 
fortgesetzt. Dabei konnte ein bedeutender Fort- 
schritt erzielt werden, der auch im Interesse der 
Bundesregierung lag: Am 19. Juni 1984 verabschie- 
dete der Rat nach intensiven Beratungen eine Ver- 
ordnung über Maßnahmen zur Ablösung von NMH- 
Lieferungen. Danach können im Empfängerland 
nicht mehr notwendige Lieferungen von Nahrungs- 
mitteln künftig durch Entwicklungsmaßnahmen er- 
setzt werden, die die dortige Landwirtschaft und 
den Ernährungsbereich fördern. (Ziffern 145 bis 
147) 

In der Rohstoffpolitik stellte die Gemeinschaft ihre 
Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den rohstoff- 
erzeugenden Entwicklungsländern durch Unter- 
zeichnung des Internationalen Tropenholzabkom- 
mens von 1983 unter Beweis. Die Gemeinschaft be- 
teiligt sich aktiv an den Verhandlungen über ein 
neues Kakaoabkommen, 

Die Gemeinschaft beteiligte sich an einer Reihe von 
Nord-Süd-Konferenzen, insbesondere der Weltbe- 
völkerungskonferenz in Mexiko und an UNIDO IV 
in Wien, an der ersten Runde zur Überprüfung der 
Internationalen Entwicklungsstrategie (IDS) der 
dritten VN-Entwicklungsdekade in New York und 
der Sommertagung des VN-Wirtschafts- und Sozial- 
rats (ECOSOC) in Genf. In intensiver EG-Koordi- 
nierung zu allen wichtigen Themen entwickelte die 
Gemeinschaft im wesentlichen gemeinsame Posi- 
tionen und konnte so ihr. Gewicht angemessen zur 
Geltung bringen und Diskussionen wie Ergebnisse 
wesentlich beeinflussen. Bei der IDS-Überprüfung 
fiel der Gemeinschaft die Rolle des Hauptge- 
sprächspartners der in der Gruppe 77 zusammenge- 
schlossenen Entwicklungsländer zu. 

Im Seerecht wurden anläßlich der VN-Vorberei- 
tungskommission für die Internationale Meeresbo- 
denbehörde und den Internationalen Seerechtsge- 
richtshof Vorbereitungen für Erklärungen bei einer 
eventuellen Zeichnung des VN-Seerechtsüberein- 
kommens durch die EWG eingeleitet. 


III. Europäische Union 

In der Folge der Feierlichen Deklaration zur Euro- 
päischen Union vom 19. Juni 1983 gaben vor allem 
die Ergebnisse des Europäischen Rates in Fontai- 
nebleau neue Impulse für die Weiterentwicklung 
der Gemeinschaft zur Europäischen Union und für 
die politische Gestaltung Europas. Nach dem Vor- 
bild des „Spaak-Ausschusses“ setzte der Europäi- 
sche Rat einen Ad-hoc-Ausschuß für institutioneile 
Fragen ein, der aus persönlichen Vertretern der 
Staats- und Regierungschefs inzwischen gebildet 
wurde und unter dem Vorsitz des früheren irischen 
Außenministers Dooge steht. Der deutsche Vertre- 
ter ist StS Dr. Ruhfus. Der Ausschuß hat die Aufga- 
be, Vorschläge zum besseren Funktionieren der eu- 
ropäischen Zusammenarbeit im Gemeinschaftsbe- 
reich wie auch im Bereich der Politischen Zusam- 
menarbeit und in anderen Bereichen zu unterbrei- 
ten. 

Ein weitere Ad-hoc-Ausschuß, der sich aus Vertre- 
tern der Staats- und Regierungschefs zusammen- 
setzt, wurde mit der Vorbereitung und Koordinie- 
rung von Maßnahmen für ein „Europa der Bürger“ 
beauftragt. Die Bundesregierung wird insbesondere 
solche Vorschläge in die Arbeit der beiden Aus- 
schüsse einbringen, die spürbare Fortschritte in der 
Zusammenarbeit der Partner erbringen, die Erwar- 
tungen der Bürger Europas hinsichtlich einer politi- 
schen Identität der Gemeinschaft erfüllen und Ver- 
besserungen in der praktischen Ausgestaltung der 
Gemeinschaftspolitiken, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Bürgernähe, darstellen. Der 
deutsche Vertreter ist StS a.D. Dr. Neusei. 

Die Bundesregierung wird in den beiden Ad-hoc- 
Ausschüssen aktiv mitarbeiten, um auf dem Wege 
zur Europäischen Union voranzuschreiten. Sie wird 
über die Implementierung der Feierlichen Deklara- 
tion hinaus den Entwurf des Europäischen Parla- 
ments eines „Vertrages zur Gründung der Europäi- 
schen Union“ und andere Initiativen einbeziehen 
und auf eine weitere Stärkung der Rolle des Euro- 
päischen Parlaments drängen. 


IV. Europäische Politische Zusammenarbeit 

Auch innerhalb der Europäischen Politischen Zu- 
sammenarbeit setzten die Zehn ihre intensive Ab- 
stimmung und vertrauensvolle Kooperation fort. 
Die Beschlüsse des Europäischen Rates in Fontai- 
nebleau eröffneten auch Perspektiven für die Wei- 
terentwicklung der außenpolitischen Zusammenar- 
beit in der Gemeinschaft. 

Hauptthemen der EPZ im Berichtszeitraum waren 
das West-Ost-Verhältnis, Lateinamerika und die 
Lage im Nahen und Mittleren Osten. Daneben be- 
hielten die politischen Probleme Afrikas und Asiens 
ihren Rang. Die Zehn setzten sich weiterhin für die 
Achtung der Menschenrechte in allen Teilen der 
Welt ein. Darüber hinaus einigten sie sich auf eine 
verstärkte Zusammenarbeit zur Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus. 
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West-Ost-Beziehungen 

Die Zusammenarbeit der Zehn konzentrierte sich 
weiter auf eine aktive Gestaltung des West-Ost-Ver- 
hältnisses, auf die Achtung der Menschenrechte 
und auf die Erarbeitung gemeinsamer Positionen 
im Hinblick auf die dritte Verhandlungsrunde der 
Konferenz über Vertrauens- und sicherheitsbil- 
dende Maßnahmen und Abrüstung in Europa 
(KVAE) in Stockholm. Auf dem KSZE-Expertentref- 
fen über friedliche Streitschlichtung in Athen vom 
21. März bis 30. April 1984 brachten die Zehn ge- 
meinsame Vorschläge ein und prägten die Konfe- 
renz maßgeblich. Auch die Lage in und um Polen, 
insbesondere nach der von den Zehn begrüßten 
Amnestieentscheidung der polnischen Regierung 
vom 21. Juli 1984, wurde mit großer Aufmerksam- 
keit von der EPZ weiterverfolgt. 

Lateinamerika 

Ina Mittelpunkt der EPZ stand vor allem die Vorbe- 
reitung und Durchführung der von deutscher Seite 
initiierten Außenministerkonferenz der Zehn sowie 
Spanien und Portugal mit den fünf Staaten Zentral- 
amerikas (Costa Rica, Nicaragua, El Salvador, Hon- 
duras, Guatemala) und der „Contadora-Gruppe“ 
(Mexiko, Panama, Venezuela, Kolumbien) am 28./ 
29. September 1984 in San Jose, Nach den Vorstel- 
lungen der Zehn sollen von der Außenministerkon- 
ferenz Impulse für eine möglichst enge regionale 
Kooperation der lateinamerikanischen Staaten mit 
der Gemeinschaft und für die friedliche Zusammen- 
arbeit innerhalb der Region ausgehen. Angesichts 
der Verfolgung politischer Oppositioneller in Chile 
brachten die Zehn in einer Erklärung vom 9. April 
1984 ihre Betroffenheit zum Ausdruck; in einer ge- 
meinsamen Erklärung vom 11. September 1984 for- 
derten sie erneut die Rückkehr zu demokratischen 
Verhältnissen. In einer Erklärung vom 30. Juni 1984 
zur Lage in Bolivien wiesen die Zehn- darauf hin, 
daß ihnen an der Erhaltung der verfassungsmäßi- 
gen Rechtsstaatlichkeit und an der Wahrung der 
demokratischen Freiheiten in diesem Land gelegen 
sei. 

Naher und Mittlerer Osten 

Angesichts der großen Konflikte (u.a. Libanon, isra- 
elisch-arabische Auseinandersetzung, Krieg zwi- 
schen Iran und Irak) beschäftigte sich die EPZ auf 
allen Ebenen weiterhin intensiv mit der Region auf 
Grundlage der Außenministererklärung vom März 
1984. Die Gemeinschaft bemüht sich weiterhin, ei- 
nen Beitrag zum Friedensprozeß zu leisten. 


Südliches Afrika 

Auf dem EPZ-Ministertreffen am 11. September 
1984 in Dublin erörterten die Zehn vor allem die 
Lage in Südafrika nach den Wahlen zu den Parla- 
mentskammern für Farbige und Mischlinge. Sie äu- 
ßerten ihre Betroffenheit über die Inhaftierung po- 
litischer Gegner der Verfassungsreform und forder- 
ten deren unverzügliche Freilassung. Zur Verfas- 
sungsreform in Südafrika wiederholten die Zehn 
die schon in der VN-Sicherheitsratsresolution 
Nr. 554 vom 17. August 1984 eingenommene westli- 
che Haltung. 


Sonstige Themen 

In einer Erklärung zu Afghanistan vom 14. Mai 1984 
forderten die Zehn die Sowjetunion erneut zum Ab- 
zug ihrer Truppen und zur Respektierung der 
Selbstbestimmung des afghanischen Volkes sowie 
zur Unterstützung der Friedensbemühungen des 
Generalsekretärs der Vereinten Nationen auf. Sie 
setzten die aktive Zusammenarbeit im menschen- 
rechtlichen Bereich in Form gemeinsamer Demar- 
chen fort. 

Ferner einigten sich die Zehn am 11. September 
1984 in Dublin auf eine verstärkte Zusammenarbeit 
zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
und des Mißbrauchs diplomatischer Immunitäten 
zu terroristischen Zwecken. In einer gemeinsamen 
Presseerklärung bekräftigten sie ihre Entschlos- 
senheit zu gemeinsamer Aktion gegen terroristi- 
sche Gewalttaten. 


V. Rechtliche Zusammenarbeit und innere 
Sicherheit 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß auf dem Ge- 
biet der „rechtlichen Zusammenarbeit*' aufgrund ei- 
nes Beschlusses des Politischen Kommitees (PK) in 
Paris erstmals Treffen der Zehn zur Zusammenar- 
beit im Bereich des Zivilrechts stattfanden. 

Im Bereich der inneren Sicherheit wurde die Zu- 
sammenarbeit mit weiteren Treffen auf den ver- 
schiedenen Ebenen der TREVI-Arbeitsgemein- 
schaft fortgesetzt. An den Sitzungen nahmen auch 
Vertreter von Portugal und Spanien als Beobachter 
teil. 
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B. Ausbau der Europäischen Gemeinschaft 


Integration nach Innen 


I. Institutioneile Fragen 
Europäisches Parlament 

1. Hauptereignis der Berichtszeit war die zweite 
Direktwahl des Europäischen Parlaments. 

Das Profil des neuen EP zeigt erhebliche Verände- 
rungen: von den 434 Abgeordneten kamen 206 
erstmals ins EP, 228 wurden wieder ge wählt. Unter 
den 81 Deutschen sind 25 neue Abgeordnete. Auch 
das neue EP hat eine Mehrheit der gemäßigten Mit- 
te-Rechts-Parteien: auf den Flügeln kamen zwei 
neue Gruppierungen („Europäische Rechte“ und 
„Regenbogen“) hinzu. Die Wahl fand erneut nach 
nationalen EP- Wahlgesetzen statt, da die Einigung 
auf ein einheitliches Wahlverfahren noch nicht er- 
reicht werden konnte. In Deutschland erbrachte die 
Wahl 41 (42) CDU/CSU-Sitze, 33 (35) SPD-Sitze, 7 (0) 
Sitze für die Grünen; die deutschen Liberalen (bis- 
her 4 Sitze) kehrten nicht ins EP zurück, da sie mit 
4,8 v.H. die 5 v.H. nicht erreichten. 

In der Konstituierenden Sitzung am 24. Juli wählte 
das EP seinen bisherigen ersten Vize-Präsidenten 
Pierre Pflimlin (EVP) zum neuen Präsidenten. Die 
neuen deutschen Vize-Präsidenten sind Alber 
(CDU) und Seefeld (Soz.). Das EP bildete erneut 18 
Ausschüsse; es hat jetzt 8 Fraktionen (vorher 7) und 
7 fraktionslose Mitglieder (vorher 10). 

2 . In die letzte Tagung des alten EP fiel die Rede 
des Präsidenten Mitterrand vom 24. Mai; sie war 
zum Teil der traditionelle Bericht über den Brüsse- 
ler ER, enthielt aber auch bedeutende politisch-pro- 
grammatische Aussagen zur Zukunft der EG, die 
deutschen Vorstellungen weitgehend entsprechen. 

Den Bericht über den ER von Fontainebleau erstat- 
tete der irische MP und derzeitige ER-Präsident 
FitzGerald am 25. Juli vor dem neugewählten EP. In 
mehreren Entschließungen befürwortete das EP die 
Beschlüsse zum Stuttgarter Paket; kritisch nahm es 
jedoch die Lösungen zum Haushaltsgleichgewicht 
(britische Beitragsentlastung) auf und forderte statt 
dessen Korrekturen durch Gemeinschaftspolitiken 
über die Ausgabenseite. Die Freigabe der Mittel 
zum Haushaltsausgleich 1983 für Großbritannien 
und Deutschland lehnte es „zu diesem Zeitpunkt“, 
d.h. vor Schließung der Deckungslücke 1984, ab. 

3 . Den Vertragsentwurf des EP für eine Europäi- 
sche Union übergab Präsident Dankert am 3. Mai in 
Bonn an Parlament und Bundesregierung. Der Bun- 
destag hatte bereits am 13. April darüber debattiert 
und beschlossen, bis Ende 1985 eine Stellungnahme 
zu erarbeiten. 


4 . Der EP- Abgeordnete Hänsch wurde zum neuen 
Vizepräsidenten der Europakommission des Deut- 
schen Bundestages gewählt, die sich auch im Be- 
richtszeitraum als Verbindungsinstrument zwi- 
schen dem EP und dem Deutschen Bundestag be- 
währt hat 


Europa der Bürger 

5 . In die Berichtszeit fielen zahlreiche Aktionen 
für ein „bürger nahes Europa“: die Bundesregierung 
brachte eine Initiative „Zwölf Aktionen für den Bür- 
ger zur Direktwahl“ ein, die u.a. höhere Freigren- 
zen im Reiseverkehr, Erleichterung der Kontrollen 
an den Binnengrenzen und Maßnahmen des Um- 
weltschutzes umfaßte. Ein beträchtlicher Teil dieser 
Vorschläge wurde noch vor der Direktwahl des EP 
(14. bis 17. Juni 1984) verwirklicht Der von den 
Staats- und Regierungschefs eingesetzte Ad-hoc- 
Ausschuß persönlicher Beauftragter für das „Eu- 
ropa der Bürger“ wird weitere Vorschläge aus die- 
ser deutschen Initiative als Mandat übernehmen. 


Deutsch-französisches Abkommen zum Abbau 
der Grenzkontrollen 

6. Am 13. Juli 1984 haben Frankreich und die Bun- 
desrepublik Deutschland ein Abkommen über den 
schrittweisen Abbau der Grenzkontrollen an ihrer 
gemeinsamen Grenze unterzeichnet. Das Abkom- 
men sieht in drei Stufen Maßnahmen zur schritt- 
weisen Beseitigung der Kontrollen an der Grenze 
im Personen- und Warenverkehr vor. Es beinhaltet 
u.a. Bemühungen zur Angleichung der Mehrwert- 
steuersätze und der Verbrauchsteuern innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften. 


Rat 

7 . Am 1. Juli 1984 ging der Vorsitz im Rat turnus- 
gemäß von Frankreich auf Irland über. 


Kommission 

8 . Die Kommission hat im Berichtszeitraum in 
München eine neue Zweigstelle (neben Berlin) ih- 
res Bonner Presse- und Informationsbüros einge- 
richtet. 


Europäischer Gerichtshof 

9 . Die große Zahl der Vorabentscheidungsersu- 
chen, die nationale Gerichte an den Europäischen 
Gerichtshof richten, zeigt die Bedeutung, die das 
Gemeinschaftsrecht inzwischen für die Bürger er- 
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langt hat. Auch die Zahl der Vertragsverletzungs- 
klagen, die die Kommission gegen Mitgliedstaaten 
erhebt, ist unverändert hoch. Gegen die Bundesre- 
publik Deutschland hat die Kommission im Be- 
richtszeitraum viermal geklagt: 

In der Anwendung des Reinheitsgebots für Bier auf 
aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte Biere 
sieht die Kommission eine unzulässige Behinde- 
rung des Warenverkehrs. Die Bundesregierung hält 
hingegen das Reinheitsgebot aus Gründen des Ge- 
sundheitsschutzes und des Schutzes der Verbrau- 
cher vor Täuschung für gerechtfertigt. 

Die Kommission wirft weiterhin der Bundesrepu- 
blik Deutschland vor, den Dienstleistungsverkehr 
im Versicherungsbereich durch die §§ 105, 106 Versi- 
cherungsaufsichtsgesetz in unzulässiger Weise zu 
behindern. Die Bundesregierung meint, daß das in 
diesen Bestimmungen niedergelegte Zulassungs- 
und Niederlassungserfordernis für ausländische 
Versicherungsunternehmen aus Gründen des Ge- 
meinwohls, insbesondere des Schutzes der Versi- 
cherungsnehmer, gerechtfertigt ist 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die Postbe- 
förderung durch die Bundesbahn und die Deutsche 
Lufthansa mehrwertsteuerpflichtig ist, während 
das deutsche Umsatzsteuergesetz diese Beförde- 
rungsleistungen von der Mehrwertsteuer befreit 

Die Anwendung des Fleischbeschaugesetzes auf 
aus anderen Mitgliedstaaten eingeführtes Haarwild 
ist Gegenstand einer weiteren Vertragsverletzungs- 
klage; es besteht die Aussicht, daß sich der Rechts- 
streit vor Erlaß eines Urteils durch eine Anpassung 
der entsprechenden Dienstvorschriften erledigt 

10 . In zwei Fällen (Rechtssachen 14 und 79/83) hat 
der EuGH Urteile zur Frage der Gleichbehandiung 
von Männern und Frauen gefällt (s. Politik für 
Frauen). 

Der „Radikalen-Erlaß“ und die Vereinbarkeit dieses 
Erlasses mit den Bestimmungen des EWG-Ver- 
trages zur Freizügigkeit der Arbeitnehmer bildeten 
den Gegenstand eines Vorabentscheidungsersu- 
chens des Arbeitsgerichts Reutlingen (Rechtssache 
180/83). Da der deutsche Kläger des Ausgangsver- 
fahrens von dem Freizügigkeitsrecht gar nicht Ge- 
brauch gemacht hatte, entschied der Gerichtshof 
mit Urteil vom 28. Juni 1984, daß der EWG-Vertrag 
auf diesen Sachverhalt nicht anwendbar ist. 

Bislang war unklar, ob die Montanunion als eine 
Freihandelszone oder als eine Zollunion anzusehen 
ist. Die Antwort auf diese Frage ist praktisch be- 
deutsam für die Freiverkehrsfähigkeit von Dritt- 
landswaren innerhalb der Gemeinschaft. Der Ge- 
richtshof hat in seiner Entscheidung vom 28. Juni 
1984 in der Rechtssache 36/83 festgestellt, daß die 
Montanunion ihrem Aufbau nach einer Zollunion 
nahekommt und daß der Grundsatz des freien Wa- 
renverkehrs auch Drittlandserzeugnisse umfaßt, 
die in einem Mitgliedstaat in den freien Verkehr 
überführt worden sind. Der deutsche Differenzzoll 
auf Drittlandskohle, die aus dem freien Verkehr 
eines anderen Mitgliedstaats eingeführt wird, ist je- 


doch mit dem EGKS-Vertrag zu vereinbaren, da die 
Kommission die Bundesrepublik Deutschland 
hierzu ermächtigt hat 

Mit Urteil vom 10. April 1984 hat der Gerichtshof 
auf die Klage Luxemburgs hin die „von Hassers- 
Entschließung des Europäischen Parlaments (EP) 
zum Sitz des EP aufgehoben. Diese Entschließung 
betraf im wesentlichen die Verteilung des Perso- 
nals des Generalsekretariats des EP auf dessen Ar- 
beitsorte; als Arbeitsorte waren jedoch nur Straß- 
burg und Brüssel, nicht aber Luxemburg, genannt. 
In dem vorangegangenen Rechtsstreit zwischen Lu- 
xemburg und dem EP wegen des Sitzes des EP 
(Rechtssache 230/81) hatte der Gerichtshof bereits 
die Grenzen aufgezeigt, innerhalb derer das EP das 
Personal des Generalsekretariats auf die Arbeits- 
orte des EP verteilen darf. Die „von Hassel“-Ent- 
schließung überschreitet nach Ansicht des Ge- 
richtshofes diese Grenzen und ist mit Artikel 4 des 
Beschlusses der Mitgliedstaaten vom 8. April 1965 
über die vorläufige Unterbringung bestimmter Or- 
gane und Dienststellen der Gemeinschaften nicht 
zu vereinbaren. 

Der EuGH hat am 12. Juli 1984 in der Sache 107/83 
entschieden, auch bei einem Fehlen von Richtlinien 
zur Koordinierung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über den Zugang zum Anwaltsberuf und 
dessen Ausübung sei es mit den Artikeln 52 ff. des 
EG-Vertrages nicht vereinbar, daß die Behörden ei- 
nes Mitgliedstaates nach ihren innerstaatlichen Be- 
stimmungen und den in ihrem Land geltenden Lan- 
desregeln einem Angehörigen eines anderen Mit- 
gliedstaates den Zugang zum Anwaltsberuf und 
dessen Ausübung allein deswegen verweigerten, 
weil er gleichzeitig eine berufliche Niederlassung in 
einem anderen Mitgliedstaat beibehalte. 

Die Entscheidung des EuGH wird in einer Novelle 
zur Bundesrechtsanwaltsordnung, die gegenwärtig 
vorbereitet wird, berücksichtigt werden. 


Interinstitutionelles Informationssystem (INSIS) 

11 . Die Kommission hat Ende August 1984 dem 
Rat einen Vorschlag für einen Beschluß zur Weiter- 
führung der Koordinierung der Aktivitäten der Mit- 
gliedstaaten und der Organe der Gemeinschaft im 
Hinblick auf den Aufbau eines interinstitutionellen 
Informationssystems vorgelegt. Dem Beschlußvor- 
schlag ist für den Rat zur Kenntnisnahme ein Be- 
richt der Kommission über die vom Rat mit Be- 
schluß vom 13. Dezember 1982 ermöglichten vorbe- 
reitenden Aktivitäten beigefügt. 

Der Beschlußvorschlag sieht einen unbefristeten 
Koordinierungsauftrag für Mitgliedstaaten und 
Kommission vor im Hinblick auf die Einführung 
neuer Informationstechniken in den Bereichen, in 
denen Informationen im Gemeinschaftsrahmen 
ausgetauscht werden. Die Kommission hält im 
Durchschnitt der nächsten 5 Jahre für INSIS (Inter- 
institutional System for integrated Information 
Services) einen jährlichen Haushaltsansatz von 
8 Mio. ECU (ca. 18 Mio. DM) für erforderlich. 
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Die Koordinierung im europäischen Rahmen zur 
Einführung neuer Informationstechniken in den be- 
teiligten Verwaltungen wird von der Bundesregie- 
rung grundsätzlich unterstützt Damit eröffnet sich 
die Chance, die Verwendung normgerechter Pro- 
dukte und Verfahren für einen beschleunigten In- 
formationsaustausch zu fördern sowie auf der Basis 
konkreter Nutzerbedürfnisse unerläßliche Nor- 
mung saktivi täten der zuständigen Normungsgre- 
mien zum Abbau technischer Unverträglichkeiten 
anzuregen. Allerdings hat im bisherigen Verlauf die 
Kommission den innovatorischen Aspekt überbe- 
tont und die Anwendungsbezogenheit vernachläs- 
sigt. Die weitere Koordinierung erfordert die vorhe- 
rige Festlegung eines abgestimmten, gemeinschaft- 
lichen Arbeitsprogramms mit ausreichend konkre- 
ter Darstellung der jeweils erforderlichen Mittel. 


11. Wirtschafts- und Währungspolitik 
Wirtschaftsiage und Wirtschaftspolitik 

12 . Die wirtschaftliche Erholung in der Gemein- 
schaft ist weiterhin nicht besonders kraftvoll, auch 
die Erwartungen der Unternehmer und Konsumen- 
ten für 1984 haben sich — nach den Ergebnissen 
der jüngsten Umfragen — nicht weiter auf gehellt. 
Die im Vergleich zu USA und Japan schwächere 
konjunkturelle Erholung in Europa setzte sich im 
bisherigen Verlauf von 1984 fort, wenn auch weiter- 
hin mit großen Unterschieden zwischen den einzel- 
nen Volkswirtschaften: 

In der Bundesrepublik Deutschland und in Großbri- 
tannien kam es — mitbedingt durch die Arbeits- 
kämpfe — im 2. Quartal 1984 zu einer Delle in der 
recht kräftigen Aufwärtsentwicklung. Nach Streik- 
ende in der Bundesrepublik ist die wirtschaftliche 
Entwicklung jetzt wieder klar aufwärts gerichtet. 

In Frankreich sowie in einzelnen kleineren europäi- 
schen Industrieländern stagnierte die wirtschaftli- 
che Entwicklung noch weitgehend. Gleichwohl hat 
in Frankreich der Kurswechsel zu einer stärkeren 
stabilitätsorientierten Wirtschaftspolitik im Früh- 
jahr 1983 trotz der großen strukturellen Anpas- 
sungsprobleme nicht in die Rezession geführt. 

In Italien hat sich 1984 der bereits im Vorjahr be- 
gonnene wirtschaftliche Aufwärtsprozeß verstärkt 
Er gründet sich auf höhere Exporte und — zu einem 
geringeren Teil — auf verbesserte binnenwirt- 
schaftliche Rahmenbedingungen. In einer Reihe 
von kleineren preisstabilen europäischen Ländern 
ist mittlerweile ebenfalls eine spürbare Aufwärts- 
tendenz erkennbar. 

13 . Die Kommission rechnet in diesem Jahr mit 
gut 2v.H. BSP-Wachstum in der EG. Wachstums- 
motor dürften die Investitionen im verarbeitenden 
Gewerbe sein, bei denen nach den jüngsten Umfra- 
gen 1984 mit einer kräftigen Zunahme um 13v. H. 
(real rd. 7 v. H.) gerechnet werden kann. Die schwa- 
che Investitionstätigkeit in den letzten Jahren, mit 
einem seit Mitte der 70er Jahre zurückfallenden 


Anteil der Anlageinvestitionen am BSP und einem 
realen Rückgang seit 1980, ist allerdings eine 
schwere Hypothek für Europas Wettbewerbsfähig- 
keit im Vergleich zu USA und Japan. Daneben wer- 
den die Exporte 1984 einen merklichen Wachstums- 
beitrag leisten, während die Entwicklung des priva- 
ten Verbrauchs schwach bleiben dürfte. 

Die EG-Industrieproduktion war im 2. Quartal 1984 
um 1,5 V. H. niedriger als im 1. Quartal und ist damit 
gegenüber dem Vorjahr nur noch wenig gewachsen; 
dies schlechte Ergebnis dürfte insbesondere durch 
streikbedingte Produktionsausfälle in der Bundes- 
republik und in Großbritannien verursacht worden 
sein. Trotz dieses schlechten Gesamtergebnisses ist 
die Kapazitätsauslastung im 2. Quartal weiter ange- 
stiegen und liegt jetzt bei 80,3 v. H. nach 76,5 v.H. 
im Tiefpunkt im 2. Quartal 1982. 

Weiterhin recht positiv verläuft die Entwicklung bei 
den Komsumentenpreisen. Zwar ist auch hier die 
Entwicklung in Europa recht unterschiedlich. Wäh- 
rend in einzelnen Mitgliedsländern fast Preisstabi- 
lität erreicht wurde, liegt der Preisanstieg in ande- 
ren großen EG-Ländern bei 6 bis 7 v. H. (saisonbe- 
reinigt, auf Jahresrate hochgerechnet). In Italien 
und auch in Frankreich bauen sich die bisher über- 
durchschnittlichen Inflationsraten recht rasch ab, 
während sich die Inflation in Großbritannien im 
Frühsommer leicht beschleunigt hat. 

Positiv entwickelt sich der Außenhandel der EG. 
Das Exportvolumen der Gemeinschaft wird 1984 
wieder schneller als die Importe wachsen, so daß 
sich die EG-Handelsbilanz verbessern dürfte. Das 
Handelsbilanzdefizit hat sich von 1980 (rd. 47,8 Mrd. 
ECU) bis 1983 (rd. 19,3 Mrd. ECU) nachhaltig zu- 
rückgebildet. In der Leistungsbilanz erwartet die 
Kommission in ihrer Prognose für 1984 erneut ei- 
nen leichten Überschuß (0,7 v. H.-Anteil am BIP). 

Eine ständige Sorge in der Gemeinschaft bleibt die 
hohe Arbeitslosenzahl. Im Sommer 1984 waren 
12,3 Millionen Menschen arbeitslos, das sind knapp 
11 v.H. aller zivilen Erwerbspersonen. Die wirt- 
schaftliche Erholung in der EG ist bisher zu 
schwach gewesen, als daß sich die Zahl der Arbeits- 
losen hätte verringern können, wobei durch die de- 
mographische Entwicklung eine Verringerung der 
Arbeitslosenzahl in Europa zusätzlich erschwert 
wird. 

Die wirtschaftliche Entwicklung im übrigen Europa 
verläuft nicht wesentlich dynamischer als in den 
Mitgliedsländern der Gemeinschaft. Die OECD 
rechnet 1984 insgesamt mit einem Wachstum von 
2 V. H. in OECD-Europa. 

14 . Aufgrund der schlechten Ausgangsposition 
nach der Rezession 1980/81 kann die auf ein steti- 
ges Wachstum bei Stabilität abzielende Wirtschafts- 
politik der Gemeinschaft durchaus erste Erfolge 
vorweisen. Auch in der Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik und bezüglich der Konvergenz der 
wirtschaftlichen Entwicklung konnten Fortschritte 
erzielt werden. 
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Nachdem auf dem Europäischen Rat in Fontaine- 
bleau vom 25./26. Juni 1984 eine grundsätzliche Ei- 
nigung über die Lösung der Haushaltsprobleme er- 
zielt wurde, kann die Politik sich jetzt wieder stär- 
ker auf die eigentlichen wirtschaftspolitischen Not- 
wendigkeiten konzentrieren. Im Vordergrund ste- 
hen die Bemühungen um die Verbesserung der 
Wachstumsbedingungen bei einer weiteren Sen- 
kung der Inflationsraten. Dazu trägt die Geldpolitik 
bei, indem sie den Wachstumsprozeß ausreichend 
alimentiert, ohne daß neue inflationäre Erwartun- 
gen geweckt werden. Die Fiskalpolitik ist darauf 
gerichtet, die Defizite abzubauen, die Staatsquote 
zu senken und Handlungsspielraum zurückzuge- 
winnen. Für die Verbesserung der Beschäftigungs- 
lage sind in erster Linie Investitionen und Innova- 
tionen notwendig; ausreichende Ertragsaussichten 
der Unternehmen sind hierfür Voraussetzung. 


Europäische Währungspolitik 

15. Die Wechselkursentwicklung im EWS-Band 
war während des Berichtszeitraums durch relativ 
geringe Spannungen gekennzeichnet; die D-Mark 
war zumeist die stärkste Währung im EWS-Band. 
Die Spannbreite zwischen der stärksten und der 
schwächsten Währung verringerte sich bis Septem- 
ber zeitweilig auf rd. 0,8 v. H. 

In Verfolgung eines Auftrages des Rates vom 
12. März 1984 über Maßnahmen zur Stärkung des 
EWS konzentrierten sich der Währungsausschuß 
und der Ausschuß der Notenbankgouverneure ins- 
besondere auf 

— die Liberalisierung des Kapitalverkehrs und die 
Konvergenz der Wirtschaftspolitiken; 

— die Rolle des ECU im privaten und im offiziellen 
Bereich. 

Die Erörterungen hierzu waren am Ende des Be- 
richtszeitraums noch nicht abgeschlossen. 


16. Am 4. Juni 1984 hat der Rat einen Grundsatz- 
beschluß zur Aufstockung der Gemeinschaftsan- 
leihe zur Zahlungsbilanzfinanzierung von bisher 
6 Mrd. ECU auf 8 Mrd. Ecu gefaßt. In einer Proto- 
kollerklärung hat sich der Rat außerdem verpflich- 
tet, den mittelfristigen finanziellen Beistand ent- 
sprechend zu verringern und ihn daraufhin zu über- 
prüfen, wie seine Effizienz erhöht werden kann. 

17. Als Folge der fünfj ähr liehen Überprüfung der 
Gewichte der Währungen im ECU entsprechend der 
Entschließung des Europäischen Rats vom 5. De- 
zember 1978 hat der Rat der Finanzminister mit 
Wirkung vom 17. September 1984 auf der Grundlage 
ökonomischer Kriterien eine neue Gewichtung des 
ECU beschlossen. Auch wurde die Griechische 
Drachme einbezogen. Damit ergibt sich folgende 
Zusammensetzung des ECU: 


Währungs- 

einheiten 


Anteil am 
Währungs- 
korb 

% 

0,719 

Deutsche Mark 

32,0 

1,31 

Französische Francs 

19,0 

0,0878 

Pfund Sterling 

15,0 

140 

Italienische Lire 

10,2 

0,256 

Niederländische Gulden 

10,1 

3,71 

Belgische Francs 

8,2 

0,219 

Dänische Kronen 

2,7 

1,15 

Griechische Drachme 

1,3 

0,00871 

Irische Pfund 

1,2 

0,14 

Luxemburgische Francs 

0,3 


1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 


Der Haushalt der Europäischen Gemeinschaft 

Berichtigungs- und Nachtragshaushalt Nr. 1/1984 

18. Am 6. Juli 1984 legte die Kommission den Vor- 
entwurf des Berichtigungs- und Nachtragshaus- 
halts Nr. 1/1984 vor. Er hatte ein Volumen von 

1 953.4 Mio. ECU Mittel für Verpflichtungen und von 

1 999.4 Mio. ECU Mittel für Zahlungen. Auf der Ein- 
nahmenseite ergab sich durch die Neuschätzung 
von Zöllen und Abschöpfungen, der Veranschla- 
gung des Überschusses des vergangenen Haus- 
haltsjahres sowie der Istabrechnung der Mehrwert- 
steuereigenmittel der Vorjahre per Saldo eine Fi- 
nanzierungslücke von 2071,5 Mio. ECU, die die Mit- 
gliedstaaten durch Vorschüsse auf die ab 1. Januar 
1986 zu erhöhenden Mehrwertsteuereigenmittel 
schließen sollten. Der Rat befaßte sich am 18./ 19./ 
20. Juli 1984 und am 6. /7. September 1984 mit dem 
Vorentwurf und reduzierte sein Volumen auf 

1861.2 Mio. ECU sowohl bei den Mittel für Ver- 
pflichtungen als auch bei den Mitteln für Zahlun- 
gen. Die Finanzierungslücke führte er auf 

1000.3 Mio. ECU zurück. 


Haushalt 1985 

19. Am 15. Juni 1985 übermittelte die Kommission 
dem Europäischen Parlament und dem Rat den 
Vorentwurf des EG-Haushaltes 1985. Er hatte ein 
Volumen von 30228,2 Mio. ECU Mittel für Verpflich- 
tungen und von 28 103,5 Mio. ECU Mittel für Zahlun- 
gen. Den gültigen Finanzierungsrahmen über- 
schritt er um 1914 Mio. ECU. Auf seiner Tagung am 
18./19./20. Juli 1984 kam der Rat überein, daß der 
Entwurf innerhalb des gültigen Finanzrahmens 
aufzustellen sei und auch im weiteren Haushalts- 
verfahren die vertragsgemäßen Befugnisse des Eu- 
ropäischen Parlaments nicht durch den Finanzrah- 
men beschnitten werden dürften. Dazu war es er- 
forderlich, den Vorentwurf bei den Mitteln für Zah- 
lungen um 2 154,1 Mio. ECU auf 25949,4 Mio. ECU zu 
kürzen. 
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Am 2. Oktober 1984 stellte der Rat die Entwürfe des 
Nachtragshaushaltes Nr. 1/1984 und des Haushaltes 
1985, wie sie sich aus den Beratungen des Budgetra- 
tes vom Juli und September ergaben, förmlich auf 
und leitete sie dem Europäischen Parlament zur 
weiteren Beratung zu. 

Die wesentlichen Ausgabenblöcke sind in den nach- 
stehenden Übersichten dargestellt. 


a) Mittel für Verpflichtungen 

— in Mio. ECU — 



Haushalt 1984 - 

... 

Nachtrag 1/84 

Entwurf 1985 

Veränderung 


1 

v.H. 

2 

v.H. 

3 

v.H. 

3/1 v.H. 

3/2 v.H. 

Agrarbereich 

17 469,2 

63,81 

19 302,2 

66,02 

18 850,7 

67,63 

-+- 7,91 

- 2,34 

Sozialbereich 

2 274,9 

8,31 

2 274,9 

7,78 

2 151,4 

7,72 

- 5,43^) 

- 5,43^) 

Regionalbereich 

2 185,7 

7,98 

2 185,7 

7,48 

2 327,2 

8,35 

6,47 

+ 6,47 

Forschung, Energie, 
Wirtschaft, Verkehr .... 

2 087,1^) 

7,62 

2 087,1 

7,14 

1 000,1 

3,59 

-52,08^) 

-52,08^) 

Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

1 022,8 

3,74 

1 022,8 

3,50 

1 146,8 

4,11 

+12,12 

+ 12,12 

Erstattungen an die 
Mitgliedstaaten und 
Rückstellungen 

1 108,5 

4,05 

1 129,2 

3,86 

1 075,7 

3,86 

- 2,96 

- 4,74 

Verwaltung 

803,5 

2,93 

811,0 

2,77 

875,9 

3,14 

9,0 

+ 8,00 

Summe Kommission . . . 

26 951,7 

98,45 

28 812,9 

98,54 

27 427,8 

98,40 

+ 1,77 

- 4,78 

Andere Organe 

425,6 

1,55 

425,6 

1,46 

445,3 

1,50 

+ 4,63 

+ 4,63 

Gesamthaushalt 

27 377,3 

100,00 

29 238,5 

100,00 

27 873,1 

100,00 

-f 1,81 

- 4,67 

Summe in Mio. DM 

61 504,7 

— 

65 685,9 

— 

62 836,8 

— 

— 

— 


— Abweichimgen in den Summen beruhen auf Rimdimgsdif f erenzen — 

Bei der Aufstellung der Haushalte wurden folgende Kurse angewandt: 

1984: 1 ECU = 2,24656 DM 
1985: 1 ECU = 2,25439 DM 

Nicht enthalten sind 600 Mio. ECU VE für einen „Europäischen Industrieraum“, die vom EP als ,,VE sui generis“ angesehen 
werden (Aktivierung erst, wenn Eigenmittel erhöht worden sind). 

Die starken Veränderungen sind auf die unterschiedliche Veranlagung der Mittel für, die Entlastungsregelung zugunsten 
Großbritanniens zurückzuführen. 
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b) Mittel für Zahlungen 

— in Mio. ECU — 



Haushalt 1984 

Nachtrag 1/84 

Entwurf 1985 

Veränderung 


1 

v.H. 

2 

v.H. 

3 

V.H. 

3/1 v.H. 

3/2 v.H. 

Agrarbereich 

17 287,5 

68,16 

19 120,5 

70,24 

18 796,0 

72,43 

+ 8,73 

- 1,70 

Sozialbereich 

1 644,4 

6,48 

1 644,4 

6,04 

1 565,9 

6,03 

- 4,77^) 

- 4,77^) 

Regionalbereich . 

1 454,8 

5,74 

1 454,8 

5,34 

1 662,2 

6,40 

+ 14,26 

+ 14,26 

Forschung, Energie, 
Wirtschaft, Verkehr .... 

1 740,1 

6,86 

1 740,1 

6,39 

682,8 

2,63 

-60,76^) 

-60,76^) 

Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

897,1 

3,54 

897,1 

3,30 

845,6 

3,26 

- 5,75 

- 5,75 

Erstattungen an die 
Mitgliedstaaten und 
Rückstellungen 

1 108,5 

4,37 

1 129,2 

4,15 

1 075,7 

4,15 

-29,6 

- 4,74 

Verwaltung 

803,5 

3,17 

811,0 

2,98 

875,9 

3,38 

+ 9,00 

+ 8,00 

Summe Kommission . . . 

24 935,9 

98,32 

26 797,1 

98,44 

25 504,1 

98,28 . 

+ 2,28 

- 4,82 

Andere Organe 

425,6 

1,68 

425,6 

1,56 

445,3 

1,72 

+ 4,63 

+ 4,63 

Gesamthaushalt 

25 361,5 

100,00 

27 222,6 

100,00 

25 949,4 

100,00 

+ 2,32 

- 4,68 

SiunmeinMio. DM 

56 976,0 

— 

61 157,3 

— 

: 58 500,0 

— 

— 

— 


— Abweichungen in den Summen beruhen auf Rundvmgsdiff erenzen — 

Bei der Aufstellung der Haushalte wurden folgende Kurse angewandt: 

1984: 1 ECU = 2,246560 DM 
1985: 1 ECU = 2,25439 DM 

Die starken Veränderungen sind auf die unterschiedliche Veranlagung der Mittel für die Entlastungsregelung zugunsten 
Großbritanniens zurückzuführen. 


Zur Deckung der Zahlungsermächtigungen sind nachstehende E innahm en veranschlagt 

— inMio. ECU^) — 



Haushalt 1984 

Nachtrag 1/84 

Entwurf 1985 

Agrarabschöpfungen 

2 949,9 

3 171,9 

2 374,8 

ZöUe 

7 623,5 

7 623,5 

8 096,2 

Mehrwertsteuereigenmittel und Finanzbeiträge 
— des laufenden Jahres 

14 565,9 

14 601,2 

15 243,2 

— Saldenausgleich der Vorj ahre 

z.E.2) 

- 207,3 

z.E. 

Überschüsse aus Vorjahren 

z.E. 

307,1 

z.E. 

Überschüsse des lauf enden Jahres 

— 

500,0 

— 

Verschiedene Einnahmen 

222,1 

222,8 

257,0 

Rückzahlbare Vorschüsse der Mitgliedstaaten 

— 

1 003,4 

— 

Summe 

25 361,5 

27 222,6 

25 949,4 

Summe in Mio. DM 

56 976,0 

61 157,3 

58 500,0 


— Abweichvmgen in den Summen beruhen auf Rundimgsdifferenzen — 

Bei der Aufstellimg der Haushalte wurden folgende Kurse angewandt: 
1984: 1 ECU = 2,246560 DM 
1985: 1 ECU = 2,25439 DM 
zur Erinnerimg (Leertitel) 
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20 . Der 1 v. H.-Plafond der gemeinsamen Bemes- 
sungsgrundlage für die Mehrwertsteuereigenmittel 
wird im Nachtragshaushalt 1/1984 voll ausge- 
schöpft Im Entwurf 1985 wird er zu 98,45 v. H. aus- 
genutzt, so daß bis zur vollständigen Erschöpfung 
des Finanzrahmens rd. 240 Mio. ECU verbleiben, die 
aber das Europäische Parlament im Rahmen seiner 
Befugnisse verwenden kann. 


Korrekturmaßnahmen für Großbritannien 

21 . Der ER in Stuttgart hatte sich auf eine Haus- 
haltsrückerstattung an GB im Haushalt 1984 für 
das Jahr 1983 und eine deutsche Minderbeteiligung 
an ihrer Finanzierung geeinigt Daraufhin hatte die 
Kommission drei Verordnungen über im Gemein- 
schaftsinteresse liegende Sondermaßnahmen in 
den Bereichen Beschäftigung, Verkehrsinfrastruk- 
tur und Energiestrategie vorgelegt, mit denen die 
Rückflüsse an GB (991 Mio. ECU) und D (211 Mio. 
ECU) sichergestellt werden. Der Rat hat im Juni die 
Verordnungen verabschiedet. 

Das EP hat im Juli die zur Auszahlung der Beträge 
von der Kommission beantragte haushaltsmäßige 
Mittelübertragung zu diesem Zeitpunkt abgelehnt 
und wird den Antrag im Zusammenhang mit der 
Vorlage des Nachtragshaushalts 1984 erneut prü- 
fen. 


Haushaltsdisziplin 

22 . Bestandteil der Einigung des Europäischen 
Rates am 25./26. Juni 1984 in Fontainebleau waren 
auch Grundsätze über die Haushaltsdisziplin der 
Gemeinschaft: 

— Festsetzung eines globalen Bezugsrahmens für 
die Finanzierung der Gemeinschaftspolitiken zu 
Beginn des Haushaltsverfahrens, 

— Anstieg der Agrarmarktausgaben im mehrjähri- 
gen Durchschnitt unterhalb des Steigerungssat- 
zes der Eigenmittel, 

— Einhaltung des Höchstsatzes für die nicht-obli- 
gatorischen Ausgaben während des gesamten 
Haushaltsverfahrens. 

Der Europäische Rat hat den Rat ersucht, sobald 
wie möglich die erforderlichen Maßnahmen zur ef- 
fektiven Anwendung dieser Grundsätze zu treffen. 

Die Arbeiten im Rat sind noch nicht abgeschlossen. 
Es ist jedoch damit zu rechnen, daß in Kürze ein 
Beschluß ergehen wird. 


III. Der Gemeinsame Markt 

Innergemeinschaftlicher Warenverkehr 

23 . Die Kommission hat am 5. Juni 1984 eine um- 
fangreiche Mitteilung über die Konsolidierung des 
Binnenmarktes an den Rat vorgelegt. Diese Mittei- 
lung macht die erheblichen Defizite bei der Ver- 


wirklichung des Binnenmarktes deutlich und gibt 
eine eindrucksvolle Übersicht über die noch anste- 
henden Vprhaben. 

Die Bundesregierung begrüßt diese wichtige Initia- 
tive der Kommission und wird sie in den folgenden 
Beratungen im Binnenmarktrat energisch unter- 
stützen. Sie wird dafür Sorge tragen, daß die 
Schwerpunkte für die künftigen Arbeiten noch kla- 
rer herausgearbeitet werden, wobei die Akzente 
beim Abbau der Kapitalverkehrsbeschränkungen 
und der weiteren Öffnung der Beschaffungsmärkte 
der öffentlichen Hand verstärkt werden sollten. 

24 . Zur Beschleunigung und Vereinfachung der 
künftigen Rechtsangleichungsvorhaben wird zur 
Zeit in einer Arbeitsgruppe bei der Kommission ge- 
prüft, inwieweit entsprechend dem Muster der Nie- 
derspannungsrichtlinie für elektrische Betriebsmit- 
tel verstärkt auf Normen, und zwar mit Vorrang auf 
europäische Normen, verwiesen werden kann. Die 
Bundesregierung setzt sich in Brüssel schon seit 
Jahren für diese Methode ein, die weitgehend der 
Systematik der deutschen Sicherheitsgesetzgebung 
entspricht und zu einer erheblichen Entbürokrati- 
sierung auch im EG-Bereich beitragen kann. Die 
Beratungen der Arbeitsgruppe, die kurz vor dem 
Abschluß stehen, haben bereits ein weitgehendes 
Einvernehmen der Mitgliedstaaten über diese 
Grundsätze ergeben. 

Ein verstärkter Verweis auf europäische Normen 
erfordert die zügige Vergrößerung des Bestandes 
an europäischen Normen und die Stärkung der eu- 
ropäischen Normungsorganisationen. Die hierauf 
abzielenden Schlußfolgerungen des Rats vom 

25. November 1983 zur Normung sind am 16. Juli 
1984 förmlich verabschiedet worden, nachdem die 
Vorbehalte einer Delegation ausgeräumt werden 
konnten. Zur Ausfüllung dieser Entschließung hat 
die Kommission in engem Kontakt mit den Nor- 
mungsbeamten der Mitgliedstaaten allgemeine 
Grundsätze über die Zusammenarbeit mit den euro- 
päischen Normungsorganisationen CEN und CE- 
NELEC ausgearbeitet, die demnächst durch Ver- 
träge mit diesen Organisationen formalisiert wer- 
den sollen. 

25 . Am 30. April 1984 verabschiedete der Rat eine 
Richtlinie zur Erhöhung der Steuerbefreiungen im 
innergemeinschaftlichen Reiseverkehr (RL 84/231/ 
EWG). Danach ist der allgemeine Freibetrag für 
Waren, die nur der Mehrwertsteuer unterliegen, ab 
1. Juli 1984 von 210 auf 280 ECU angehoben worden 
(in der Bundesrepublik Deutschland jetzt 620 DM). 

26 . Am 23. Juli 1984 verabschiedete der Rat eine 
Verordnung über das Zollgebiet der Gemeinschaft 
(VO[EWG] Nr. 2151/84), die die alte Zollgebiets-VO 
von 1968 ablöst und am 1. Januar 1985 in Kraft tritt. 
Die Neuregelung stellt klar, daß sich der Geltungs- 
bereich der Zollunion auf die Hoheitsgewässer und 
den Luftraum der Mitgliedstaaten erstreckt. Damit 
wird der geographische Raum abgegrenzt, in dem, 
vorbehaltlich besonderer gegenteiliger Bestimmun- 
gen, das gesamte Zollrecht der Gemeinschaft ein- 
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heitlich Anwendung findet. Für die Bundesrepublik 
Deutschland ergeben sich durch die Neuregelung 
keine materiellen Änderungen. 


Fernmeidewesen 

27 . Im Rahmen der „Aktionen für den Bürger zur 
Direktwahl“ hatte die Bundesrepublik Deutschland 
Verbilligungen für Telefongespräche innerhalb der 
Gemeinschaft angekündigt. Die Deutsche Bundes- 
post hat demzufolge mit Wirkung vom 1. August 
1984 für Telefongespräche in die EG-Mitgliedstaa- 
ten Griechenland, Großbritannien, Irland und Ita- 
lien Gebühren eingeführt, die den Inlandsgebühren 
für Gespräche bei einer Entfernung von mehr als 
100 km (zwölf Sekunden Sprechdauer pro Gebüh- 
reneinheit von 23 Pfennig) entsprechen. Damit gilt 
dieser Inlandstarif nunmehr für Telefongespräche 
in alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. 

Der bereits für Telefongespräche in die EG-Länder 
Belgien, Dänemark, Frankreich, Luxemburg und 
Niederlande geltende Billigtarif in der Zeit von 
18 Uhr bis 8 Uhr sowie an Samstagen und Sonnta- 
gen (16 Sekunden Sprechdauer pro Gebührenein- 
heit) wurde auf Gespräche nach Großbritannien er- 
streckt. Dies bedeutet, daß derzeit nur noch die EG- 
Länder Griechenland, Irland und Italien nicht zum 
Billigtarif zu erreichen sind. Es ist beabsichtigt, 
auch diese Länder in den Billigtarif einzubeziehen, 
sobald ausreichende Leitungskapazität — insbeson- 
dere auch in den erwähnten Zielländern — zur Ver- 
fügung steht. 


Gemeinsamer Stahlmarkt 

28 . Die konjunkturelle Entwicklung in der EG und 
die Ende 1983 beschlossenen Krisenmaßnahmen 
haben zu einer Stabilisierung auf dem europäi- 
schen Stahlmarkt geführt. 

Die Rohstahlerzeugung in der EG im 1. Halbjahr 
1984 ist gegenüber dem Vorjahr um 11,4 v.H. auf 
60,9 Mio. t (gegenüber 54,7 Mio. t 1. Halbjahr 1983; 
1983: 109 Mio. t) gestiegen. 

Die ab 1. Januar 1984 geltenden Mindestpreise wer- 
den nach einer im April erfolgten Anhebung zum 
1. Oktober teilweise nochmals erhöht. 

Das System zur Kontrolle der traditionellen Han- 
delsströme ist angelaufen, es bringt die erwünschte 
Transparenz der Lieferungen in der Gemeinschaft. 
Konkrete Maßnahmen hat die Kommission aller- 
dings noch nicht ergriffen. 

Die Einhaltung der mit mehreren Drittländern ab- 
geschlossenen Stahllieferabkommen ist insgesamt 
zufriedenstellend. 

Die marktstabilisierenden Maßnahmen sollen den 
fortschreitenden Prozeß der Umstrukturierung, des 
Kapazitäts- und Beschäftigungsabbaus in der euro- 
päischen Stahlindustrie flankieren. Ziel ist, bis 
Ende 1985 die internationale Wettbewerbs- und Lei- 
stungsfähigkeit dieses Industriezweiges wiederzu- 


gewinnen. Um dieses Ziel zu erreichen, gilt es, den 
Subventionskodex Stahl strikt und gleichmäßig 
durchzusetzen, d.h. Eingrenzung und Abbau aller 
Stahlbeihilfen bis Ende 1985 (s. Staatliche Beihil- 
fen). 


Kohlemarkt der Gemeinschaft 

29 . Der Kohlemarkt der Gemeinschaft wird der- 
zeit durch den Streik im größten Steinkohleförder- 
land der Gemeinschaft (Großbritannien) beeinflußt. 
Bei insgesamt steigender Nachfrage und infolge 
wirksamer Anpassungsmaßnahmen bei der Pro- 
duktion z.B. in Deutschland vollzieht sich zur Zeit 
ein beachtlicher Abbau der hohen Haldenbestände 
beim Steinkohlenbergbau. Die Drittlandseinfuhren 
steigen gegenüber dem Vorjahr wieder leicht an. 

Ein Datenvergleich für das 1, Halbjahr 1984 in der 
Gemeinschaft ist wegen der britischen Streiksitua- 
tion nicht aussagefähig. Die wichtigsten Daten für 
das zweitgrößte Steinkohleförderland der Gemein- 
schaft, die Bundesrepublik Deutschland, im 1. Halb- 
jahr 1984 stellen sich gegenüber dem 1. Halbjahr 
1983 wie folgt dar: 

— Rückgang der Förderung um 2,4 Mio, t auf 

40.4 Mio. t SKE; 

— Anstieg des Gesamtabsatzes um 4,7 Mio. t auf 
44,9 Mio, t SKE; dabei Erhöhung der Lieferun- 
gen in andere Gemeinschaftsländer um 

1.4 Mio. t auf 7,4 Mio. t SKE; 

— Rückgang der Haldenbestände beim Bergbau 
(Kohle und Koks in Kohle, ohne nationale Koh- 
lenreserve) um 4,1 Mio, t auf 18,3 Mio, t (Ende 
Juni 1984 gegen Ende Dezember 1983). 


IV. Strukturpolitik 
Regionalpolitik 

30 . Gemäß dem Auftrag des Europäischen Rates 
vom 20. März 1984 ist die Reform des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung im Juni 1984 ver- 
abschiedet worden (Verordnung/EWG/Nr. 1787/84 
des Rates vom 19. Juni 1984). Die neue Regelung 
enthält vor allem in folgenden Punkten Verände- 
rungen gegenüber der alten Regionalfonds- Verord- 
nung: 

— Das bisherige System von quotengebundenen 
und quotenfreien Mitteln wird durch ein System 
von „Spannquoten“ ersetzt. Jeder Mitgliedstaat 
erhält eine Unter- und eine Obergrenze der Mit- 
telzuweisungen aus dem Fonds, wobei die Unter- 
grenze eine garantierte Mindestquote darstellt. 

— Künftig wird zwischen Gemeinschaftsprogram- 
men und nationalen Programmen von gemein- 
schaftlichem Interesse unterschieden. Die Ge- 
meinschaftsprogramme ersetzen die Pro- 
gramme der jetzigen quotenfreien Abteilung. 
Die Eckwerte der Gemeinschaftsprogramme, 
insbesondere zur Gebietsabgrenzung sowie För- 
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dersätze und Maßnahmen bestimmt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit. 

— Bei den Fördersätzen ist der von Deutschland 
verlangte Grundsatz der paritätischen Beteili- 
gung von EG-Fonds und Mitgliedstaaten gene- 
rell verwirklicht worden. Der Regelsatz der 
Fondsbeteiligung liegt bei 50 v. H. Er kann nur 
in besonderen Fällen geringfügig bis zur Höchst- 
grenze von 55 V. H. überschritten werden. 

— Eine der Verordnung als Anlage beigefügte Ne- 
gativliste nimmt bestimmte Infrastrukturmaß- 
nahmen von einer Förderung durch den Fonds 
aus. Die Liste ist durch den aus deutscher Sicht 
besonders wichtigen Punkt „Wohnungsbau und 
Renovierung“ ergänzt worden. Durch die Nega- 
tivliste ist dem Gedanken der Konzentration der 
Fondsmittel auf die für die Regionalentwicklung 
vorrangigen investiven Verwendungszwecke 
(„sachliche Konzentration“) in einem wichtigen 
Punkt Rechnung getragen worden. 

Insgesamt konnten die Ansätze für eine räumliche 
und sachliche Konzentration der Fondsmittel in 
einzelnen Punkten verstärkt werden. Die aus deut- 
scher Sicht vorrangige ausschließliche Ausrichtung 
der europäischen Regionalförderung auf die struk- 
turschwächsten Regionen der Gemeinschaft und 
die primäre Förderung von beschäftigungswirksa- 
men Investitionen der Unternehmen konnte jedoch 
nicht durchgesetzt werden. 

31 . Nachdem der Rat im Januar 1984 sechs Ver- 
ordnungen für eine 2. Tranche von spezifischen Ge- 
meinschaftsmaßnahmen im Rahmen der quoten- 
freien Abteilung des Regionalfonds verabschiedet 
hat und aus der Bundesrepublik Deutschland auf- 
grund der von der Kommission angewandten Krite- 
rien die Arbeitsmarktregionen „Ostholstein- Lü- 
beck“ in die Verordnung für Schiffbauregionen so- 
wie das Saarland mit den von der Stahlkrise betrof- 
fenen angrenzenden Gebieten von Rheinland-Pfalz 
in die erste Phase der Stahlregionenverordnung 
aufgenommen worden sind, hat die Kommission im 
Mai 1984 über die Aufnahme weiterer deutscher 
Stahlregionen in die zweite Phase dieser Maßnah- 
men entschieden. Entsprechend dem deutschen 
Stahl Standorteprogramm sind die Arbeitsmarktre- 
gionen Braunschweig-Salzgitter, Osnabrück, Dort- 
mund, Duisburg-Oberhausen, Bochum sowie die 
Mittlere Oberpfalz in die spezifischen Maßnahmen 
für Stahlregionen aufgenommen worden. 

32 . Vom Regionalfonds wurden für deutsche Vor- 
haben seit Bestehen des Regionalfonds (1975) ins- 
gesamt 856 Mio. DM erstattet. 


Neues Instrument der Gemeinschaft (NIG) 

33 . Der Ministerrat hat im Juli die Aufnahme ei- 
ner zweiten Anleihetranche von 1,4 Mrd. ECU^) im 
Rahmen des Neuen Instruments der Gemeinscheift 
(NIG) bewilligt. Damit ist der vom Rat im April 1983 


1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 


für NIG gesetzte Anleiherahmen (3 Mrd. ECU) bis 
auf einen Rest von 100 Mio. ECU ausgeschöpft Mit 
den Anleihen sollen Darlehen finanziert werden, 
die durch die Europäische Investitionsbank für In- 
vestitionen im wesentlichen von kleinen und mittle- 
ren Betrieben in der Industrie, sowie in den Berei- 
chen Energie und Infrastruktur vergeben werden. 


Integrierte Mittelmeerprogramme 

34 . Die Kommission hat zugunsten von Mittel- 
meerregionen innerhalb der Gemeinschaft soge- 
nannte Integrierte Mittelmeerprogramme (IMP) 
vorgeschlagen, mit denen insbesondere gewissen 
negativen Auswirkungen des Beitritts von Spanien 
und Portugal auf diese Gebiete begegnet werden 
soll. Begünstigte Regionen sind fast ganz GR, weite 
Teile von IT, südliche Departements von F. Die 
Kommission schlägt dafür ein Programmvolumen 
von 6,6 Mrd. ECU (Preise von 1982) für fünf Jahre 
vor, mit dem insbesondere Maßnahmen der Agrar- 
struktur, Forstwirtschaft, Fischerei (ca. 58 v. H. des 
Gesamtvolumens), Wirtschafts Struktur (ca. 21 v. H.), 
sogenannte flankierende Maßnahmen, z.B. Berufs- 
ausbildung (ca. 21 V. H.) gefördert werden sollen. 
Die Fördermittel sollen zu 45 v. H. nach Italien, 
38 V. H. nach Griechenland und 17 v. H. nach Frank- 
reich fließen. 

Der Europäische Rat hat sich im März im Grund- 
satz auf befristete IMP geeinigt, die 1985 Operatio- 
nen sein sollen. Dazu sollen im Rahmen der finan- 
ziellen Möglichkeiten unter Berücksichtigung der 
IMP die bestehenden Fonds signifikant real auf ge- 
stockt werden. 

Die Bundesregierung billigt im Prinzip die IMP, hat 
gegen den Kommissionsvorschlag aber noch eine 
Reihe erheblicher Bedenken. Insbesondere hält sie 
eine strengere räumliche und sachliche Konzentra- 
tion für geboten, und zwar auch wegen der nach 
dem Beitritt zu erwartenden Forderung, für Portu- 
gal und weite Teile Spaniens ein ähnliches Hilfs- 
programm zu schaffen. Außerdem erscheint der An- 
teil der Agr armaßnahmen als zu hoch. Ferner sind 
zusätzliche Handelsprobleme mit anderen Mittel- 
meerländern zu befürchten, deren Marktposition 
durch Produktionsausweitungen in der EG beein- 
trächtigt würde. Insgesamt übersteigt das vorge- 
schlagene Finanzvolumen den finanziellen Gesamt- 
rahmen der Gemeinschaft in den nächsten Jahren. 


Europäische Investitionsbank (EIB) 

35 . Im ersten Halbjahr 1984 hat die EIB ihre Fi- 
nanzierungstätigkeit in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft weiter ausgedehnt und gegenüber dem 
gleichen Vorjahreszeitraum um 25v. H. gesteigert 
Es wurden Darlehen von 2770,21 Mio. ECU^) ge- 
währt, davon 549,45 Mio. ECU aus Mitteln der NIG- 
Anleihen. Vorrangig wurden die Darlehen in wirt- 
schaftlich schwächere Gebiete der Gemeinschaft 
vergeben. Kleine und mittlere Unternehmen haben 
einen erheblichen Anteil erhalten. Schwergewicht 
der Finanzierungen lag im Energie-, Infrastruktur- 
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und Industriebereich. Vorhaben der rationelleren 
Energienutzung und Diversifizierung der Energie- 
quellen sollen zur Verringerung der Abhängigkeit 
der Gemeinschaft von Öleinfuhren beitragen. Das 
Interesse deutscher Unternehmen hielt sich wegen 
der hohen Zinssätze in engen Grenzen. Italien hat 
54 V. H. der Darlehen erhalten. 

36 . Die Abwicklung der Finanzprotokolle mit Mit- 
telmeerländern, mit denen die Gemeinschaft Ko- 
operationsabkommen geschlossen hat, geht zügig 
weiter. Hinzu kommt die Spanien und Portugal ge- 
währte Vorbeitrittshilfe. Das Darlehensgeschäft mit 
den 64 AKP-Staaten im Rahmen des 2. Abkommens 
von Lome wird fortgesetzt (5. EEF). 

37 . In der Jahressitzung des Rates der Gouver- 
neure der EIB wurde erstmals ein Deutscher zum 
Präsidenten des Direktoriums der EIB bestellt, der 
sein Amt am 1. August 1984 angetreten hat. 


V. Wettbewerbspolitik 

Absprachen und Marktmacht 

38 . Nach über zehnjährigen Beratungen mit den 
Mitgliedstaaten sowie nach Konsultationen der be- 
troffenen Wirtschaftskreise hat die Kommission im 
Juli 1984 die Verordnung (EWG) Nr. 2349/84 über 
die gruppenweise Freistellung von bestimmten Pa- 
tentlizenzvereinbarungen vom EWG-Kartellverbot 
erlassen. Hinsichtlich der territorialen Beschrän- 
kungen von Patentlizenzvereinbarungen, deren 
wettbewerbspolitische Bewertung lange Zeit den 
Hauptstreitpunkt des Entwurfs ausmachte, sieht 
die Verordnung deren uneingeschränkte Freistel- 
lung im Verhältnis des Lizenzgebers zum Lizenz- 
nehmer vor. Im Verhältnis der Lizenznehmer unter- 
einander wird der Ausschluß des „aktiven“ Wettbe- 
werbs (z. B. Verkaufsniederlassung im Gebiet ande- 
rer Lizenznehmer) generell freigestellt, während 
der Ausschluß des „passiven“ Wettbewerbs (z. B. Be- 
lieferung von Verbrauchern aus anderen Lizenzge- 
bieten auf deren Anfrage) nur für einen Zeitraum 
von höchstens fünf Jahren zulässig ist. 

Die Erwägungsgründe der Verordnung stellen klar, 
daß die Freistellung ausschließlicher Lizenzen und 
bestimmter, dem Lizenzgeber und seinen Lizenz- 
nehmern auf erlegter Exportverbote keinen Vorgriff 
auf die mögliche Entwicklung der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes zu derartigen Ver- 
einbarungen im Hinblick auf das Kartellverbot des 
EWG-Vertrages darstellt. Außerdem wird in den Er- 
wägungsgründen betont, daß die in der Verordnung 
aufgezählten Beschränkungen, die als Bedingung 
für die gruppenweise Freistellung nicht in den Pa- 
tentlizenzvereinbarungen enthalten sein dürfen, 
nicht in jedem Fall gegen das EWG-Kartellverbot 
verstoßen. Die Bundesregierung hält diese Aussage 
insbesondere im Hinblick auf die in der sogenann- 
ten „schwarzen Liste“ enthaltene Klausel über 
Mengenbeschränkungen des Lizenznehmers für er- 
heblich, die nach allgemeiner patentrechtlicher 
Doktrin traditionell dem Schutzbereich des Patent- 


rechts zugerechnet und daher — wie auch § 20 
Abs. 1 des deutschen Kartellgesetzes zeigt — als 
nicht wettbewerbsbeschränkend angesehen wer- 
den. 

Die Bundesregierung sieht in der nunmehr erlasse- 
nen Gruppenfreistellung einen wichtigen Beitrag, 
durch Schaffung eines patentfreundlichen Klimas, 
wie es in der grundsätzlichen Anerkennung des pa- 
tentrechtlichen Ausschließlichkeitsrechts in der 
Verordnung zum Ausdruck kommt, Anreize für For- 
schung und Entwicklung sowie für die Verbreitung 
des technologischen Wissens innerhalb der Ge- 
meinschaft zu geben. Daneben bringt die Gruppen- 
freistellung mehr Rechtssicherheit für die Unter- 
nehmen sowie administrative Entlastung für die 
Kommission, aber auch für die Unternehmen — wie 
nicht zuletzt das ebenfalls eingeführte Wider- 
spruchsverfahren zur erleichterten Erlangung der 
Gruppenfreistellung zeigt. Welche praktische Be- 
deutung diesen ökonomischen Zielsetzungen der 
Verordnung zukommt, wird dadurch deutlich, daß 
von den am 31. Dezember 1983 bei der Kommission 
insgesamt in Bearbeitung befindlichen Fällen 
(4 138) rund 62 v. H. Patentlizenzverträge betrafen. 

39 . Die Beratungen zu den beabsichtigten Grup- 
penfreistellungen für Forschungs- und Entwick- 
lungsvereinbarungen bzw. für den selektiven Ver- 
trieb im Kfz-Sektor sind fortgesetzt worden, ohne 
daß die von der Kommission vorgelegten Entwürfe 
bisher als verabschiedungsreif angesehen werden 
können. 

Dies gilt nach Auffassung der Bundesregierung ins- 
besondere für die Gruppenfreistellung zum selekti- 
ven Vertrieb im Kfz-Sektor. Zu den wesentlichen 
Streitpunkten (Preisdifferenz- und Variantenver- 
fügbarkeitsklausel) konnten die divergierenden Po- 
sitionen zwischen der Mehrheit der Mitgliedstaaten 
und der Kommission noch nicht ausgeräumt wer- 
den. Bei der Preisdifferenzklausel deutete sich al- 
lerdings ein Einlenken der Kommission aq. 

Hinsichtlich der Gruppenfreistellung für For- 
schungs- und Entwicklungsvereinbarungen hat die 
Kommission ihr Konzept insoweit geändert, als sie 
jetzt auf Umsatz- oder sonstige Größenkriterien als 
Voraussetzung für die Freistellung verzichten und 
diese durch Marktanteilskriterien ersetzen will. Die 
Kommission hat damit einen von der Bundesregie- 
rung unterstützten Lösungsansatz aufgegriffen. Als 
zunehmend klärungsbedürftig stellte sich in den 
bisherigen Beratungen die Frage heraus, wie verti- 
kale FuE-Kooperationen zwischen komplementä- 
ren Herstellern zu behandeln sind. 

Die zuständigen Arbeitsgruppen des Rates haben 
die Beratungen über den geänderten Vorschlag der 
Kommission zur Einführung einer europäischen 
Fusionskontrolle auf genommen bzw. über den Vor- 
schlag zur Anwendung der Wettbewerbsregeln auf 
den Seeverkehr fortgesetzt. Greifbare Ergebnisse 
zeichnen sich nach dem bisherigen Beratungsstand 
nicht ab. 

40 . Aus der Entscheidungspraxis der Kommission 
ist die erstmalige Freistellung einer sektoralen Ver- 
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einbarung über einen konzentrierten Kapazitätsab- 
bau (Einzelfall „Kunstfasern“) hervorzuheben. Die 
von den zehn größten europäischen Chemiefaserun- 
ternehmen getroffene Absprache sieht eine Kapazi- 
tätssenkung bis Ende 1985 von insgesamt 354000 
Tonnen vor. 

Die Entscheidung macht deutlich, welche Kriterien 
erfüllt sein müssen, um eine befristete Absprache 
über einen koordinierten Kapazitätsabbau vom 
EWG-Kartellverbot freisteilen zu können. Neben 
dem Vorliegen von großen Überkapazitäten und der 
Erwartung, daß für jeden der Beteiligten auf ge- 
wisse Frist eine Rentabilitätssteigerung und somit 
die Rückkehr zu einer normalen Wettbewerbsfähig- 
keit gegeben ist, ist Voraussetzung das Fehlen von 
Absprachen über das Marktverhalten der Beteilig- 
ten. Im übrigen wird in der Entscheidung das Vor- 
liegen der starken Importkonkurrenz sowie die 
Substitutionsbeziehungen zu anderen Produkten 
betont. 


Staatliche Beihilfen 

41 . Die Tendenz einiger Mitgliedstaaten, die Um- 
strukturierung von Industriesektoren durch Beihil- 
fen zu erleichtern und wirtschaftliche Probleme von 
Einzelunternehmen über Subventionen zu mildern, 
hielt auch im Berichtszeitraum unvermindert an. 

42 . Im Stahlbereich liegen der Kommission die 
Umstrukturierungskonzepte aus sieben Mitglied- 
staaten vor. In der Mehrzahl dieser Fälle hat die 
Kommission einer Freigabe der Hilfen zugestimmt. 
Bei einzelnen Unternehmen steht die endgültige 
Freigabe noch aus, weil die Tragfähigkeit der Kon- 
zepte nicht nachgewiesen werden konnte. Bei den 
noch ausstehenden Umstrukturierungskonzepten 
ist zumindest im Falle Frankreichs und Italiens zu 
vermuten, daß die Tragfähigkeit in den vom Sub- 
ventionskodex Stahl gesetzten zeitlichen Grenzen 
nicht erreicht werden kann und eine weitere Auf- 
stockung der Beihilfen beantragt werden soll. Eine 
solche Aufstockung ist nach Ansicht der Bundesre- 
gierung auf der Basis des Kodex nicht mehr mög- 
lich. Die Bundesregierung tritt nachdrücklich für 
die Einhaltung der Bestimmungen und gegen eine 
Verlängerung des Kodex ein. 

43 . Im Textilbereich ist eine restriktivere Geneh- 
migungspraxis der Kommission festzustellen. Bei 
neuen Programmen und größeren Anwendungsfäl- 
len wurde von der Kommission konsequent das in 
Artikel 93 EWG-Vertrag vorgesehene Beihilfeprüf- 
verfahren eingeleitet. Die Bundesregierung führt 
dies nicht zuletzt auf ihre wiederholten Interventio- 
nen gegen Beihilfen in diesem Bereich und das von 
ihr erreichte Urteil zum belgischen Textilplan zu- 
rück. 

44 . Im Schiffbau hat die Kommission einen Vor- 
schlag zur Verlängerung der 5. Richtlinie über 
Schiffbaubeihilfen um weitere zwei Jahre bis Ende 
1986 vorgelegt. Er enthält eine Aussetzung der Bei- 
hilfendegressivität für diesen Zeitraum und würde 


daher höhere Produktionshilfen (Auftragshilfen) 
ermöglichen. Während eine Mehrzahl der Mitglied- 
staaten einer solchen Verlängerung zustimmen 
würde, hat sich die Bundesregierung, unterstützt 
von Dänemark, gegen diesen Vorschlag ausgespro- 
chen, weil sie befürchtet, daß hierdurch die notwen- 
dige Strukturanpassung der europäischen Werften 
weiter verzögert würde und ein Subventions wett- 
lauf ausgelöst werden könnte. 


VI. Agrarpolitik 
Marktpolitik 

Programm zur Verbesserung der Einkommenssituation 
der Landwirtschaft und zur Durchführung der 
EG-Marktpolitik 

45 . Die EG-Agrarbeschlüsse von Ende März 1984 
sind vor dem Hintergrund wachsender Schwierig- 
keiten auf dem Gebiet der Finanzierung der Euro- 
päischen Gemeinschaften zu sehen. Bereits 1983 
und verstärkt im Jahre 1984 zeichnete sich deutlich 
ab, daß die steigenden Ausgaben für den Agrarbe- 
reich vom EG-Haushalt wegen Erschöpfung der Ei- 
genmittel nicht mehr zu finanzieren waren. Die 
Bundesregierung konnte sich dem Gedanken, der 
steigenden und sehr kostenträchtigen Agrarpro- 
duktion wirksam entgegenzutreten, aus den vorge- 
nannten und auch aus übergeordneten europapoliti- 
schen Gründen nicht verschließen. Sie ist dabei, wie 
die anderen Mitgliedstaaten auch, davon ausgegan- 
gen, daß es für die Landwirtschaft nach wie vor 
unerläßlich sei, unter den Bedingungen der Agrar- 
marktordnungen zu wirtschaften. Am teuersten 
war und ist die Milchmarktordnung, die bei anhal- 
tender und vermehrter Produktion von Milch- und 
Milchprodukten die haushaltsmäßigen Gegebenhei- 
ten zu übersteigen droht. Ein Zusammenbruch der 
Milchmarktordnung hätte zu beträchtlichen Ein- 
kommensverlusten der Landwirte geführt. 

Aus diesem Grunde und weil andere, schnellgrei- 
fende und konsensfähige Alternativen zur Begren- 
zung der Milchproduktion nicht erkennbar waren, 
hat die Bundesregierung im Rat der Garantiemen- 
genregelung für Milch zugestimmt. Daneben sind 
im Rahmen der EG-Agrarbeschlüsse von Ende 
März 1984 folgende, für die Agrarwirtschaft bedeut- 
same Beschlüsse gefaßt worden: 

— weitgehender Abbau des positiven deutschen 
Währungsausgleichs, 

— Festsetzung der Agrarpreise für 1984/85 mit ins- 
gesamt unwesentlichen Änderungen des Stüt- 
zungspreisniveaus. 

Darüber hinaus hat die Kommission auf dem Ver- 
ordnungswege über die Änderung einer Reihe von 
Modalitäten zusätzlich effektiv eine beträchtliche 
Senkung des Agrarpreisniveaus herbeigeführt. 

Insgesamt gesehen hätten die Brüsseler Beschlüsse 
zu beträchtlichen Einkommenseinbußen für die 
deutsche Landwirtschaft geführt. Die Bundesregie- 
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rung ist daher von Anfang an dafür eingetreten, daß 
derartige Einkommenseinbußen durch entspre* 
chende Ausgleichsmaßnahmen kompensiert wer- 
den. 

So haben die Regierungschefs der Gemeinschaft 
am 25./26. Juni 1984 in Fontainebleau beschlossen, 
den Vorschlag der Bundesregierung für einen Aus- 
gleich über 5 v. H. der Mehrwertsteuer zu billigen. 
Der Ausgleich konnte somit bereits für die diesjäh- 
rige Ernte pflanzlicher Erzeugnisse und für tieri- 
sche Produkte in Anspruch genommen werden. 

In die Umsatzsteuerregelung werden Gewerbebe- 
triebe, zu denen überwiegend die gewerblichen 
Tierhaltungsbetriebe gehören, nicht einbezogen. 
Dies hat zur Folge, daß die Wettbewerbssituation 
der bäuerlichen Veredelungsbetriebe, die bekann- 
termaßen unter starkem Druck der gewerblichen 
Massentierhaltung stehen, eine deutliche Verbesse- 
rung erfährt. 


Milchsektor 

Ausgestaltung der Garantiemengenregelung 

46 . Die Garantiemenge für die Bundesrepublik 
Deutschland beträgt für das Wirtschaftsjahr 1984/ 
85 23,487 Mio. t und ab Wirtschaftsjahr 1985/86 
23,248 Mio. t. Das sind 6,7 v. H. bzw. 7,7 v. H. Milch 
weniger als im Kalenderjahr 1983 an die Molke- 
reien geliefert wurde. 

Ausgangsbasis für die Garantiemenge des einzel- 
nen Erzeugers ist die Milchanlieferung 1983. Diese 
Menge wird vermindert nach Maßgabe der indivi- 
duellen Anlieferungsentwicklung seit 1981 und un- 
ter Berücksichtigung der Betriebsgrößen. Bei der 
Festlegung der einzelbetrieblichen Referenzmenge 
wird die Milchanlieferung 1983 gekürzt nach festge- 
legten Kriterien mit Solidaritäts-, Verursacher- und 
sozialen Komponenten. 


Prämie für die Aufgabe der Milcherzeugung 

47 . Um die zur Regelung von Härtefällen notwen- 
digen Referenzmengen bereitstellen zu können, 
wird Erzeugern, die zur endgültigen Aufgabe der 
Milcherzeugung für die Vermarktung bereit sind, 
eine Prämie in Höhe von 1 000 DM je 1 000 kg Milch- 
anlieferung (Referenzmengen) in zehn Jahresraten 
aus Bundesmitteln gezahlt. Die Bundesregierung 
stellt hierfür Mittel in Höhe von jährlich 100 Mio. 
DM ab 1985 für zehn Jahre bereit. 


Entlastung der Kleinerzeuger hei der 
Mitverantwortungsabgabe 

48 . In den Wirtschaftsjahren 1984/85 und 1985/86 
werden Milcherzeuger, die weniger als 100000 kg 
Milch im Jahr anliefern, für die ersten 60000 kg 
Anlieferung eine Entlastung von der Mitverantwor- 
tungsabgabe in Höhe von rd. 0,7 Pf/kg erhalten. Da- 
mit wird die Erhöhung der Mitverantwortungsab- 


gabe um 1 V. H. im Wirtschaftsjahr 1984/85 für diese 
Betriebe auf gefangen und für 1985/86 eine entspre- 
chende Erlösverbesserung erzielt. Milcherzeuger, 
deren Einkommen zu mehr als 50 v. H. aus der 
Landwirtschaft stammt und deren Anlieferungs- 
menge nicht größer als 30000 kg war, werden vom 
Steigerungskürzungssatz ausgenommen und erhal- 
ten einen Grundabzug von lediglich 2 v. H. (Normal- 
satz 4 V. H.) für eine Übergangsmenge bis zu 
35 000 kg wird der Steigerungsabzug ebenfalls be- 
grenzt. 


Bundesmittel für landwirtschaftliche 
Unfallversicherung 

49 . Die Bundesmittel für die landwirtschaftliche 
Unfallversicherung werden für 1985 gegenüber 1984 
um 43 V. H. auf 400 Mio. DM angehoben, gegenüber 
dem Betrag der früheren mehrjährigen Finanzpla- 
nung (120 Mio. DM) für 1985 um 233 v. H. gesteigert 
und für den Zeitraum der mehrjährigen Finanzpla- 
nung auf 400 Mio. DM festgeschrieben. 

Die Festlegung der Bundesmittel im Zeitraum der 
mehrjährigen Finanzplanung auf durchgehend 
400 Mio. DM bedeutet eine erhebliche Entlastung 
für die landwirtschaftlichen Betriebe im sozialen 
Bereich und ermöglicht den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften wieder eine langfristige 
Einnahmeplanung auf solider Basis. 

50 . Die insgesamt beschlossenen Maßnahmen 
stellen den notwendigen Ausgleich für die deutsche 
Landwirtschaft, der auch aus übergeordneten ar- 
beitsmarkt- und gesellschaftspolitischen Gründen 
erforderlich war, zur Unterstützung in einer schwie- 
rigen Umorientierungsphase dar. Die Verbesserung 
der Einkommenssituation der Landwirtschaft und 
eine angemessene Durchführung der EG-Marktpo- 
litik sollen helfen, die Lage der Landwirtschaft zu 
verbessern und dazu beizutragen, die schwierigen 
Jahre der längst notwendigen Anpassung in der 
EG-Agrarmarktpolitik zu überbrücken. 


Agrarstrukturpolitik 

Produktionsstruktur 

51 . Der Berichtszeitraum stand im Zeichen sehr 
intensiver Beratungen über die künftige Gestaltung 
der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik. Grundlage 
war der Vorschlag der Kommission für eine Verord- 
nung (EWG) des Rates zur Verbesserung der Effi- 
zienz der Agrarstruktur vom 12. Oktober 1983, die 
die zum 31. Dezember 1983 auslaufenden vier 
Agrarstrukturrichtlinien 72/159/EWG, 72/160/EWG, 
72/161/EWG und 75/268/EWG ablösen sollte. 

Da die Neuvorschläge jedoch nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt verabschiedet werden konnten, hatte der 
Rat im Februar 1984 zunächst eine Verlängerung 
der geltenden Richtlinien — allerdings mit einigen 
Änderungen im Hinblick auf zu erwartende Neu- 
regelungen — um sechs Monate bis zum 30. Juni 
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1984 beschlossen. Obwohl die Verhandlungen im er- 
sten Halbjahr 1984 erheblich intensiviert wurden 
und sich auf Beschluß des Rates Ende Mai eigens 
eine Gruppe hoher Beamter (Strukturdirektoren) 
zur Beschleunigung der Beratungen konstituierte, 
gelang keine Einigung über die Kommissionsvor- 
schläge. Daher verlängerte der Rat die Struktur- 
richtlinien im Juni 1984 ein weiteres Mal bis zum 
31. Oktober 1984. 

Die irische Präsidentschaft ist bemüht, die Ver- 
handlungen zum Abschluß zu bringen, bevor die 
Richtlinien erneut auslaufen, nachdem die Kom- 
mission im Juli überarbeitete Vorschläge vorgelegt 
hat. 


Marktstruktur 

52 . Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 
des Rates über eine gemeinsame Maßnahme zur 
Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermark- 
tungsbedingungen für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse werden marktstrukturverbessernde Vorhaben 
aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) gefördert. 
Die Laufzeit der Maßnahme, die ursprünglich bis 
1982 befristet war, wurde um zwei Jahre bis zum 
31. Dezember 1984 verlängert. Auf Vorschlag der 
Kommission hat der Rat im Juni 1984 unter ande- 
rem eine Verlängerung der Laufzeit dieser Verord- 
nung um weitere zehn Jahre, gerechnet ab dem 
1. Januar 1985, beschlossen. Hiermit wird die Mög- 
lichkeit geschaffen, die Maßnahmen bezüglich der 
Verbesserung der Marktstruktur über einen länge- 
ren Zeitraum fortzusetzen. Hierdurch wird auch der 
Langfristigkeit der Planungsarbeiten und Investi- 
tionen, die von der Wirtschaft durchgeführt werden 
müssen, besser Rechnung getragen. Im Zuge der 
Verlängerung wurden einige Verbesserungen in 
den Förderkonditionen sowie Konkretisierungen 
bezüglich des Verfahrens beschlossen. 

Die Förderung nach dieser Verordnung beschränkt 
sich auf solche Regionen und Sektoren, in denen 
der strukturelle Anpassungsbedarf besonders groß 
ist. Eine wichtige Förderungsvoraussetzung ist die 
Erstellung regional begrenzter Programme, in de- 
nen die Mitgliedstaaten die strukturellen Anpas- 
sungsnotwendigkeiten der zu fördernden Warenbe- 
reiche darstellen und die geplanten Förderungsak- 
tivitäten konkretisieren. 

Die Kommission hat bisher 144 Programme (davon 
45 in der Bundesrepublik Deutschland) genehmigt, 
die die verschiedensten Warenbereiche erfassen. 
Im ersten Halbjahr 1984 hat die Kommission für 
224 Vorhaben aus der Gemeinschaft Zuschüsse in 
Höhe von insgesamt ca. 61 Mio. ECU^) bewilligt. 
Darunter befinden sich 48 Vorhaben aus der Bun- 
desrepublik Deutschland mit einem Gesamtbeihil- 
fevolumen von 8,3 Mio. ECU. 

53 . Auf der Grundlage der Änderungsverordnung 
(EWG) Nr. 1361/78 zur Verordnung (EWG) Nr. 355/ 


1) 1 ECU = 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 


77 können im Rahmen der Politik für die Mittel- 
meerländer relativ günstigere Investitionsbeihilfen 
für Vorhaben zur Verbesserung der Marktstruktur 
in den benachteiligten Mittelmeerregionen 
Frankreichs und Italiens gewährt werden. Im er- 
sten Halbjahr 1984 wurden hierfür insgesamt ca. 
20,5 Mio. ECU zur Verfügung gestellt. Davon entfie- 
len 4 Mio. ECU auf 20 Vorhaben in Südfrankreich 
und 16,5 Mio. ECU auf 16 Vorhaben im Mezzogior- 
no. 

Daneben wurden gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 1820/80 zu den gleichen Konditionen wie im 
Mezzogiorno für zehn Vorhaben in Westirland etwa 
5,8 Mio. ECU gewährt. 


Währungspolltlsche Maßnahmen auf dem Agrarsektor 

54 . Im Rahmen des Agrarpreisbeschlusses 1984/85 
einigte sich der Agrarrat auf eine zunächst bis Ende 
des Wirtschaftsjahres 1986/87 befristete Regelung 
zum Abbau der positiven Währungsausgleichsbe- 
träge. 

Diese Regelung sieht vor, daß bei künftigen Wäh- 
rungsanpassungen keine neuen positiven Wäh- 
rungsausgleichsbeträge entstehen werden (durch 
sofortiges Umschichten auf den negativen Wäh- 
rungsausgleich). 

Die bestehenden positiven Währungsausgleichsbe- 
träge werden nach einem 3-Stufen-Plan abgebaut. 
Zu Beginn der jeweiligen Wirtschaftsjahre 1984/85 
werden rd. drei Prozentpunkte des positiven Wäh- 
rungsausgleichs auf den negativen Währungsaus- 
gleich umgeschichtet. Am 1. Januar 1985 erfolgt ein 
weiterer Abbau des positiven deutschen Währungs- 
ausgleichs um fünf Prozentpunkte durch eine ent- 
sprechende Aufwertung des landwirtschaftlichen 
Umrechnungskurses der DM. Die hierdurch eintre- 
tenden Preis- und Einkommensminderungen wer- 
den durch eine Ausgleichsregelung über die Mehr- 
wertsteuer auf gefangen. Der dritte Abbauschritt 
und damit der völlige Abbau des positiven Wäh- 
rungsausgleichs hat bis spätestens zu Beginn des 
Wirtschaftsjahres 1987/88 nach den bisherigen Re- 
geln des Abbaus des Währungsausgleichs zu erfol- 
gen. 

Die im Rahmen des Agrarpreisbeschlusses 1984/85 
beschlossenen Aufwertungen der landwirtschaftli- 
chen Umrechnungskurse der DM und des holländi- 
schen Gulden sowie die Abwertungen der landwirt- 
schaftlichen Umrechnungskurse des belgischen/lu- 
xemburgischen Franc, der dänischen Krone, des 
französischen Franc, der griechischen Drachme, 
des irischen Pfunds und der italienischen Lira führ- 
ten bereits zu einem außerordentlichen Abbau des 
Währungsausgleichs. 


Finanzierung der Agrarpolitik 

55 . Die zur Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik benötigten Haushaltsmittel werden inner- 
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halb des Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft (EAGFL) veran- 
schlagt, der auch 1984 und voraussichtlich 1985 mit 


mehr als zwei Dritteln der Mittel des Gesamthaus- 
halts nach wie vor mit Abstand größter Ausgaben- 
block der EG ist. 


Die Ausgaben des EAGFL betragen: 



1984 ‘) 

1985^) 


Mio. ECU 

Mio. DM 

Mio. ECU 

Mio. DM 

Abteilung Garantie^) 

18 376 


18 031 


Abteilung Ausrichtung ^) 

620 


662 


EAGFL insgesamt 

18 996 

42 676®) 

18 693 

42 141 


Zahlimgsermächtigungen im Gesamthaushaltsplan der EG einschließlich Nachtrags- und Berichtigungshaushalt Nr. 1/84 
Zahlungsermächtigungen im Gesamthaushaltsplan der EG (Entwurf) 
einschließlich Kapitel 40 (Marktordnung Fischerei) 

^) einschließlich Kapitel 46 (Fischereistrukturmaßnahmen) 

^) Umrechnungskurs: 1 ECU = 2,24656 DM (Haushaltskurs 1984) 

1 ECU = 2,25439 DM (Haushaltskurs 1985) 


56 . Aus der Abteilung Garantie, dem Kernstück 
der Agrarfinanzierung, werden die Ausgaben der 
gemeinsamen Agrarmarktordnungen vollständig fi- 
nanziert. Die erneute starke Zunahme der Markt- 
ordnungsausgaben hat zur vollen Ausschöpfung des 
Finanzrahmens der Gemeinschaft geführt. Maß- 
nahmen zur Eindämmung des Anstiegs der Agrar- 
ausgaben waren deshalb Teil des vom Europäi- 
schen Rat gemäß seiner Erklärung von Stuttgart zu 
entscheidenden Gesamtpakets zur künftigen Euro- 
papolitik. Die Bundesregierung ist dabei für Kor- 
rekturen der gemeinsamen Agrarpolitik 'eingetre- 
ten, durch die der Anstieg der Agrarmarktausgaben 
auch längerfristig unter den erwarteten Anstieg der 
Eigenmittel der Gemeinschaft gesenkt wird. 

Der Agrarrat hat mit dem in seiner Sitzung am 30./ 
31. März 1984 gefundenen Kompromiß einen wichti- 
gen Schritt zur Erreichung dieses Zieles getan. In 
zähen Verhandlungen ist es gelungen, sich auf ein 
ab dem Wirtschaftsjahr 1984/85 anwendbares Bün- 
del von Maßnahmen zu einigen, zu dem vor allem 
eine leichte Senkung der gemeinsamen Stützungs- 
preise und die Einführung einer Garantiemengen- 
regelung bei Milch gehören. Trotzdem reicht der 
Haushaltsansatz 1984 nicht aus, die anfallenden 
Agrarausgaben zu decken. Vielmehr werden vor- 
aussichtlich im Nachtragshaushalt 1/1984 zusätzli- 
che Mittel bereitgestellt. 

57 . Im Rahmen der Abteilung Ausrichtung betei- 
ligt sich die Gemeinschaft finanziell an agrarstru- 
kurellen Maßnahmen der Mitgliedstaaten. Die Aus- 
gaben der Abteilung Ausrichtung sind plafondiert. 
Der ab 1. Januar 1980 für einen Zeitraum von fünf 
Jahren vorgesehene Betrag von 3,6 Mrd. ERE 
(10 Mrd. DM) ist mit Wirkung vom 1. Januar 1981 
wegen des Beitritts Griechenlands zur EG auf 3,755 
Mrd. ECU (10,3 Mrd. DM) erhöht worden. Für den 
ersten Fünf jahreszeitraum (1980 bis 1984) ist der 
Plafond durch beschlossene und vorgeschlagene 
Maßnahmen praktisch ausgefüllt. Die Kommission 
strebt eine wesentliche Erhöhung der Strukturaus- 


gaben an und hat entsprechende Vorschläge vorge- 
legt. Der Europäische Rat hat am 20. März 1984 im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten eine signi- 
fikante reale Aufstockung der unter Berücksichti- 
gung der Integrierten Mitteimeerprogramme für 
die Interventionen der Fonds bereitge stellten Mittel 
vereinbart. Eine Erhöhung der Strukturausgaben 
ist aber nur mögich, wenn entsprechende Einspa- 
rungen in anderen Bereichen erzielt bzw. die Mittel 
der Gemeinschaft aufgestockt werden. Eine von der 
Kommission vorgeschlagene Verdoppelung der 
Struktur ausgaben hält die Bundesregierung für 
ausgeschlossen. 


VII. Fischereipolitik 

58 . Mit Wirkung vom 18. April 1984 wurde der Bei- 
tritt der EG zur Ostsee-Fischereikonvention wirk- 
sam. Zugleich erlosch die Mitgliedschaft von Däne- 
mark und der Bundesrepublik Deutschland. Damit 
fanden mehrjährige Verhandlungen, die zusammen 
mit einer Anpassung der Konvention an die see- 
rechtliche Entwicklung geführt wurden, einen er- 
folgreichen Abschluß. 

59 . Zwischen der EG und den USA konnte ein 
neues Fischereiabkommen ausgehandelt werden, 
das am 10. September 1984 vom Rat genehmigt wur- 
de. Es löst das am 1. Juli 1984 ausgelaufene Abkom- 
men vom 15. Februar 1977 ab. Das neue Abkommen 
ermöglicht die Fortsetzung der bisherigen Fischerei 
der Mitgliedstaaten in der US-Fischereizone und 
bildet eine Grundlage für die Aufnahme weiterer 
Fischereiaktivitäten, falls die biologischen und öko- 
nomischen Rahmenbedingungen dies erlauben. 

Das neue Abkommen sieht für die Fangrechte 
keine konkreten wirtschaftlichen Gegenleistungen 
der EG vor. Es wird davon ausgegangen, daß — wie 
bisher — private Gegenleistungen durch die Reede- 
reien erbracht werden (Joint ventures). Die EG hat 
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sich zwar ganz allgemein zu Erleichterungen des 
Absatzes von US-Fischereierzeugnissen verpflich- 
tet, bleibt aber frei, über etwaige Zugeständnisse im 
Rahmen der gemeinsamen Fischerei- und Handels- 
politik zu entscheiden. 

60 . In der Industriefischerei auf Stintdorsch in der 
Nordsee konnte Einigung über neue Beifangsätze 
erzielt werden; damit wurden Interessengegensätze 
insbesondere zwischen der dänischen und schotti- 
schen Fischerei beseitigt. Für Sprotten in der Nord- 
see wurde eine Gesamtfangmenge von 100 000 t für 
das Jahr 1984 mit erstmaliger Verteilung auf die 
Mitgliedstaaten festgelegt. Diese Regelung ist wich- 
tig für die Schonung des Heringsbestandes, weil in 
der Sprottenfischerei größere Mengen Hering als 
Beifang anfallen. Auch Norwegen ist an einer Scho- 
nung des gemeinsamen Heringsbestandes in der 
Nordsee sehr interessiert. 

61 . Am 28. Juni 1984 trat ein Fischereiabkommen 
zwischen der EG und der Republik Äquatorial- 
Guinea in Kraft. Das Abkommen gestattet die be- 
grenzte Ausübung des Fischfangs — hauptsächlich 
auf Thunfisch — durch EG-Fischereifahrzeuge für 
einen ersten Zeitraum von drei Jahren. 

Als Gegenleistung der EG ist neben einer EG-Ko- 
stenpauschale die Entrichtung von Gebühren durch 
die begünstigten Reeder vorgesehen. 


VIII. Steuerpolitik 
Indirekte Steuern 

Umsatzsteuer 

62 . Der Rat hat am 31. Juli 1984 die 10. Richtlinie 
zur Harmonisierung der Umsatzsteuern verab- 
schiedet. Danach ist die Vermietung beweglicher 
körperlicher Gegenstände — ausgenommen Beför- 
derungsmittel — künftig im Regelfall an dem Ort 
zu besteuern, an dem der Mieter des Gegenstandes 
seinen Sitz oder seine Betriebsstätte hat. Die Richt- 
linie ist bis zum l.Juli 1985 in innerstaatliches 
Recht umzusetzen. 

63 . Die Kommission hat am 17. Juli 1984 den Vor- 
schlag für eine 20. Richtlinie zur Harmonisierung 
der Umsatzsteuern vorgelegt. Mit dem Richtlinien- 
vorschlag will die Kommission einem Grundsatz- 
beschluß des Europäischen Rates in Fontainebleau 
vom 25./26. Juni 1984 nachkommen. Die Bundesre- 
publik Deutschland soll ermächtigt werden, für die 
Gewährung einer Sonderbeihilfe zum Ausgleich 
von Einkommensverlusten der deutschen Landwirt- 
schaft infolge des Abbaus des Währungsausgleichs 
von der 6. Richtlinie zur Harmonisierung der Um- 
satzsteuern abzuweichen (steuerrechtliche Ermäch- 
tigung). Der Richtlinienvorschlag ergänzt die für 
die Gewährung der Beihilfe erforderlichen agrar- 
und subventionsrechtlichen Ermächtigungen, die 
inzwischen durch die Verordnung (EWG) Nr. 855/84 
vom 31. März 1984 sowie die Entscheidung 84/361/ 
EWG des Rates vom 30. Juni 1984 erteilt worden 


sind. Der Rat hat sich verpflichtet, die Richtlinie bis 
zum 1. November 1984 zu verabschieden. 

64 . Am 23. Juli 1984 hat die Kommission den Vor- 
schlag für eine 16. Richtlinie zur Harmonisierung 
der Umsatzsteuern vorgelegt. Anleiß für den Richtli- 
nienvorschlag ist das Urteil des Europäischen Ge- 
richtshofs vom 5. Mai 1982 in der Rechtssache 15/81. 
Durch ihn soll die Erhebung von Einfuhrumsatz- 
steuer in den Fällen geregelt werden, in denen Pri- 
vatpersonen Gegenstände, die im Ausgangsland mit 
Mehrwertsteuer belastet worden sind, in einen an- 
deren Mitgliedstaat einführen. 

65 . Am 17. August 1984 hat die Kommission den 
Vorschlag für eine 17. Richtlinie zur Harmonisie- 
rung der Umsatzsteuern vorgelegt. Der Vorschlag 
betrifft Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von Ge- 
genständen, die für ein Verfahren der vorüberge- 
henden Einfuhr angemeldet werden. Bei Einfuhren 
aus anderen Mitgliedstaaten sieht der Vorschlag 
grundsätzlich eine Steuerbefreiung für alle Gegen- 
stände — ausgenommen Beförderungsmittel — vor, 
die wieder ausgeführt werden sollen. Für Einfuhren 
aus Drittstaaten werden im wesentlichen die Be- 
freiungstatbestände aus der Verordnung (EWG) 
Nr. 3599/82 vom 21. Dezember 1982 über die vor- 
übergehende Verwendung übernommen (z. B. für 
Einfuhren von Berufsausrüstungen). 


Steuerbefreiungen Im Reiseverkehr 

66. Am 30. April 1984 hat der Rat eine Richtlinie 
verabschiedet, durch die die Regelungen über die 
Umsatzsteuern und Sonderverbrauchsteuern im 
grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen 
Reiseverkehr geändert werden (s. innergemein- 
schaftlicher Warenverkehr). 

67 . Die Kommission hat am 2. April 1984 einen 
Richtlinienvorschlag vorgelegt, durch den die Rege- 
lungen über die Umsatzsteuern und Sonderver- 
brauchsteuern im grenzüberschreitenden Reisever- 
kehr mit Drittstaaten geändert werden sollen. Der 
Vorschlag (sogenannte 8. Reiserichtlinie) sieht ins- 
besondere vor, die Wertgrenze, bis zu der auf die 
Erhebung von Eingangsabgaben bei Einfuhren aus 
Drittstaaten im nichtkommerziellen Reiseverkehr 
verzichtet wird, von derzeit 45 ECU (115 DM) stu- 
fenweise anzuheben. Als erster Schritt soll die 
Freigrenze auf 60 ECU (entspricht zur Zeit rd. 
135 DM) angehoben werden. 


Verbrauchsteuern 

68. Zur Harmonisierung der Tabaksteuer hat der 
Rat eine weitere Verlängerung der 2. Stufe der 
Strukturharmonisierung der Zigarettensteuer bis 
zum 31. Dezember 1985 beschlossen. Das war not- 
wendig, weil sich die Mitgliedstaaten bisher über 
die Fortführung der Harmonisierung nicht geeinigt 
haben. 
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IX. Energiepolitik 

69 . Ausgehend von einer Analyse der Kommission 
werden gegenwärtig im Rat die Energiepolitiken 
der Mitgliedstaaten einer Bewertung hinsichtlich 
ihrer Konsistenz mit den energiepolitischen Grund- 
sätzen der Gemeinschaftspolitik unterzogen. Ziel 
der Aktion sind auch sich aus deutschem Interesse 
empfehlende Orientierungen des Rates zum Abbau 
in den nationalen Politiken bestehender Schwach- 
stellen. 

70 . Verabschiedet werden konnte im Sommer ein 
Ratsbeschluß zur Übertragung von 60 Mio. ECU^) 
aus dem EG-Haushalt in den EGKS-Haushalt. Mit 
diesem Geld sollen zusätzliche Umstrukturierungs- 
und Sozialmaßnahmen im Steinkohlenbereich nach 
Artikel 56 EGKS- Vertrag finanziert werden. 

71 . Im Bereich der EG-Förderung von Demonstra- 
tionsvorhaben zur rationellen Energieverwendung, 
zur Nutzung alternativer Energiequellen sowie bei 
der Kohleveredlung brachte die Ausschreibung 
1984 erneut über 750 Förderanträge aus der Wirt- 
schaft. Über die Verteilung der im EG-Haushalt für 
1984 verfügbaren 200 Mio. DM soll im Herbst ent- 
schieden werden. 


X. Verkehrspolitik 

72 . Entsprechend dem Auftrag des Europäischen 
Rates, bis zum Jahresende 1984 neue Maßnahmen 
zur Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen 
und schrittweisen Liberalisierung innerhalb vom 
Rat (Verkehr) festzulegender Fristen zu verabschie- 
den, hat die französische Präsidentschaft Leitlinien 
zu den wichtigsten Themen erarbeitet. Anhand die- 
ser Leitlinien erzielte der Rat am 10. Mai 1984 in- 
haltliche Einigung über ein Paket mit wichtigen Be- 
schlüssen zur Verwirklichung einer gemeinsamen 
Verkehrspolitik, die bis Ende 1984 in konkrete EG- 
Regelungen umgesetzt werden sollen. Hierbei ist 
noch der Vorbehalt eines Mitgliedstaates im Zu- 
sammenhang mit den Abmessungen und Gewich- 
ten des LKW auszuräumen. Inhalt dieses Pakets 
waren: 


Abmessungen und Gewichte der LKW 

Besonders hervorzuheben ist vor allem die Festle- 
gung des seit mehr als 20 Jahren umstrittenen 
höchstzulässigen Gesamtgewichts für 5- und 6ach- 
sige Fahrzeugkombinationen auf 40 1. — Befristete 
Ausnahmeregelung (nur 38 1) für Großbritannien 
und Irland — . Ferner wurden die höchstzulässigen 
Abmessungen für alle Fahrzeugkategorien (Breite: 
2,50 m; Höhe: 4 m; Länge Einzelfahrzeug: 12 m; 
Züge: max. 18 m) sowie die höchstzulässigen Achs- 
lasten für Nichtantriebsachsen (Einzelachse: 10 1) 
festgelegt. Im übrigen wurde die Kommission be- 
auftragt, bis Ende 1984 für die Antriebsachsen und 
die Gesamtgewichte der sonstigen Fahrzeugkatego- 


1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 


rien einen Bericht mit neuen Vorschlägen vorzule- 
gen. 


Änderung des Gemeinschaftskontingents 

Für die nächsten fünf Jahre wurde eine gestaffelte 
Erhöhung des Gemeinschaftskontingents verein- 
bart, die zunächst einen Zuwachs von 30 % (1985), 
sodann in den folgenden vier Jahren zu je 15 % des 
jeweiligen Bestandes vorsieht. Dies führt in etwa zu 
einer Verdoppelung (9 181 Genehmigungen) des 
heutigen Kontingents von 4 038 Dauergenehmigun- 
gen. Diese zusätzlichen Genehmigungen werden 
auf die Mitgliedstaaten zur Hälfte entsprechend 
dem heutigen Anteil (linear) und zur anderen 
Hälfte nach Maßgabe der tatsächlichen Ausnutzung 
aufgeteilt. 


Finanzielle Unterstützung von Verkehrsinfrastruktur- 
projekten 

Aus den vom EP bereitgestellten Haushaltsmitteln 
für 1983 (15 Mio. ECU) und für 1984 (80 Mio. ECU)i) 
werden insgesamt 16 nationale Verkehrsinfrastruk- 
turprojekte gefördert, darunter auch der Bau des 
Rangierbahnhofs Nürnberg, Ferner wurde die 
Kommission beauftragt, bis Ende 1984 ein Richtpro- 
gramm für die zukünftige mittelfristige Programm- 
gestaltung vorzulegen. 


Zusammenarbeit der Eisenbahnen 

Den Eisenbahnen wurden konkrete organisatori- 
sche, kommerzielle und betriebliche Maßnahmen 
empfohlen. 

73 . Daneben beauftragte der Rat am 10. Mai 1984 
zwei Arbeitsgruppen, die sich aus hochrangigen 
Vertretern der Mitgliedstaaten und der Kommis- 
sion zusammensetzen, bis Ende 1984 

— Möglichkeiten für konkrete Leitlinien zur Wei- 
terentwicklung der Liberalisierung bei entspre- 
chender Harmonisierung auf dem Verkehrssek- 
tor sowie 

— den Vorschlag der Kommission über gemein- 
schaftliche Regelungen im Luftverkehr 

zu prüfen. 

74 . Schließlich wurde die Überarbeitung der So- 
zialvorschriften im gewerblichen Straßengüterver- 
kehr sowie die Erarbeitung eines Straßenverkehrs- 
sicherheitsprogramms beschlossen. Das Jahr 1986 
wird in der EG als „Jahr der Straßenverkehrssi- 
cherheit“ proklamiert. 

75 . Im übrigen verabschiedete der Rat ein Ant- 
wortschreiben an den Leiter des eidgenössischen 
Verkehrsdepartments. In diesem Schreiben bringt 
der Rat die ernsten Bedenken der Gemeinschaft 
gegen die Maßnahmen der Schweiz auf dem Gebiet 
der fiskalischen Belastungen des Straßenverkehrs 
zum Ausdruck. 
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XI. Forschungspolitik 

76 . Der Rat nahm auf seiner Tagung am 29. Juni 
1984 die Erörterung von Prioritäten der Gemein- 
schaftsforschung auf. Hierzu hatte er sich auf der 
Grundlage von Kommissionsvorschlägen in Zusam- 
menhang mit der Verabschiedung des Programms 
ESPRIT am 28. Februar 1984 angesichts der Un- 
klarheit über die der Gemeinschaft künftig für die 
Forschungsförderung zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel verpflichtet. Er betonte im Sinne 
der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates 
(Fontainebleau) die Bedeutung, die der Entwick- 
lung der gemeinschaftlichen Forschungstätigkeiten 
zukommt. Zugleich ließ er keinen Zweifel daran, 
daß an den von ihm am 28. Juni 1983 gebilligten wis- 
senschaftlichen und technischen Zielen des Rah- 
menprogramms 1984 bis 1987 festgehalten werden 
soll. 

Die deutsche und die britische Delegation hoben 
hervor, daß es angesichts der bekannten finanziel- 
len Zwänge fraglich sei, ob alle von der Kommission 
vorgeschlagenen Aktionen finanziert werden könn- 
ten. Die Haushaltslage gebiete es, neben der von 
den übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission 
favorisierten zeitlichen Staffelung der Durchfüh- 
rung der vorgeschlagenen Aktionen auch unter den 
Aktionen selbst eine Auswahl zu treffen. 

Zu einer konkreten Sitzung von Prioritäten ge- 
langte der Rat nicht. 

77 . Der Rat verabschiedete am 29. Juni 1984 die 
Vorlage über die „Verwaltungs- und Koordinie- 
rungsstrukturen und -verfahren der Forschungs-, 
Entwicklungs- und Demonstrationstätigkeiten der 
Gemeinschaft“. Durch Ratsbeschluß sind in Orien- 
tierung an den wissenschaftlichen und technischen 
Zielen des Rahmenprogramms zunächst zwölf „Be- 
ratende Verwaltungs- und Koordinierungsaus- 
schüsse“ (BVKA) bei gleichzeitiger Auflösung zahl- 
reicher Beratender Programmausschüsse (BPA) 
und einiger Konzertierungsausschüsse (COMAC) 
eingesetzt worden. Der ursprüngliche Kommis- 
sionsvorschlag sieht eine weitergehende Bereini- 
gung des Ausschußwesens vor. Es ist davon auszu- 
gehen, daß eine Auflösung weiterer Ausschüsse fol- 
gen wird. 


78 . Nachdem der Rat bereits am 13. Dezember 
1983 Einvernehmen über die dem besonderen Auf- 
trag der GFS gemäße neue Struktur erzielt hatte, 
hat die Kommission mit Beschluß vom 24. Mai 1984 
die Verwaltungsstruktur der Gemeinsamen For- 
schungsstelle (GFS) reorganisiert. Künftig gehört 
zu dieser ein Aufsichtsrat, dem — neben dem Vor- 
sitzenden — zehn von der Kommission auf Vor- 
schlag der Mitgliedstaaten zu ernennende Regie- 
rungsvertreter angehören, sowie ein Wissenschaft- 
licher Rat, der sich — neben dem Vorsitzenden — 
aus zehn von der Kommission auf der Grundlage 
von mindestens zwei Vorschlägen der Mitgliedstaa- 
ten zu berufenden Wissenschaftlern zusammen- 
setzt. 


79 . Mit Beschluß vom 29. Juni 1984 hat der Rat das 
künftige Verfahren bei Anpassungen des Pro- 
gramms der GFS geregelt. Die Kommission wird 
danach im Rahmen des Ratsbeschlusses über das 
Mehrjahresprogramm der GFS ermächtigt, inner- 
halb vom Rat gesetzter Höchstgrenzen das Mehr- 
jahresprogramm der GFS an den Forschungsbedarf 
oder die Erfordernisse der Flexibilität der GFS an- 
zupassen, sofern der Aufsichtsrat der GFS mit qua- 
lifizierter Mehrheit zustimmt. 

80 . Gegenstand der Beratungen in den Ratsgre- 
mien sind noch weitere Programmvorschläge der 
Kommission. 

Eine Verabschiedung von Programmen kann je- 
doch erst erfolgen, wenn über den für neue Pro- 
grammentscheidungen im EG-Forschungsbereich 
noch verfügbaren finanziellen Spielraum Klarheit 
herrscht und zwischen den Mitgliedstaaten Einver- 
nehmen erzielt ist, welchen aus der großen Zahl der 
zur Entscheidung anstehenden Programme die 
knappen Finanzmittel zuzuwenden sind. 


Maßnahmen Im Bereich der EGKS 

81 . Im Berichtszeitraum hat der Rat zugestimmt 

— einem Kohleforschungsprogramm zur Bergtech- 
nik und Produktveredelung. An den Gesamtko- 
sten von 32,4 Mio. ECU^) beteiligt sich die Ge- 
meinschaft mit 19,5 Mio. ECU; 

— einem Eisen- und Stahlforschungsprogramm 
mit den Zielen Senkung der Produktionskosten 
und Verbesserung der Produktqualitäten. An 
den Gesamtkosten von 28,5 Mio. ECU beteiligt 
sich die Gemeinschaft mit 17,5 Mio. ECU. 

An beiden Programmen sind deutsche Firmen bzw. 

Institute angemessen beteiligt. 


XII. Sozialpolitik 

82 . In der Sozialpolitik stand nach wie vor die Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit im Vordergrund. Die 
Diskussion über Möglichkeiten zur Verkürzung und 
Neugestaltung der Arbeitszeit wurde fortgesetzt; 
ebenso die Anstrengungen zur Verringerung der 
Frauenarbeitslosigkeit. Auch der Beitrag von örtli- 
chen Beschäftigungsinitiativen zur Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen wurde anerkannt. 
Weiterhin befaßte sich die Gemeinschaft mit sozia- 
len Veränderungen als Folge des technologischen 
Wandels und einem mittelfristen Aktionsprogramm 
im Sozialbereich. Der Rat hat dazu am 7. Juni fol- 
gende Beschlüsse gefaßt: 

Die Entschließung zur Bekämpfung der Frauenar- 
beitslosigkeit unterstreicht, daß Männer und 
Frauen gleiches Recht auf Arbeit und Einkommen 
haben und Frauen bei Maßnahmen der Beschäfti- 
gungspolitik gleiche Chancen eingeräumt bekom- 


1) 1 ECU = ca. 2,25 DM (Haushaltskurs 1984) 
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men müssen. Sie fordert auch positive Aktionen für 
Frauen, um ihre faktische Ungleichbehandlung im 
Erwerbsleben zu beseitigen. Zur Verwirklichung 
dieser Grundsätze legt die Entschließung einzelne 
Aktionsleitlinien für die Mitgliedstaaten fest mit 
besonderer Betonung von Bildung, Berufsbildung 
und Berufsberatung. Auf Gemeinschaftsebene soll 
die Kommission einen Informationsaustausch zwi- 
schen den Mitgliedstaaten organisieren und dem 
Rat regelmäßig Bericht über die erzielten Fort- 
schritte bei der Verringerung der Frauenarbeitslo- 
sigkeit erstatten. 

Die Entschließung über den Beitrag der örtlichen 
Beschäftigungsinitiativen zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit soll solchen Initiativen — in der Re- 
gel Zusammenschlüsse von Arbeitslosen oder von 
Arbeitslosigkeit unmittelbar Bedrohten — zur An- 
erkennung verhelfen, ihre Entwicklung fördern und 
andere Personen und Gruppen ermutigen, den 
gleichen Weg einzuschlagen. Die Entschließung 
sieht auf nationaler Ebene die Unterstützung der 
örtlichen Initiativen durch Förderung des Erfah- 
rungsaustausches, geeignete Beratung,^ Hilfe durch 
Sozialpartner sowie öffentliche Stellen und gegebe- 
nenfalls die Überprüfung hemmender rechtlicher 
Regelungen vor. Die Kommission soll im Rahmen 
des Europäischen Sozialfonds die örtlichen Be- 
schäftigungsinitiativen durch Informationsaus- 
tausch, Durchführung von Modellvorhaben und 
Forschungsprojekte fördern. 

Die Schlußfolgerungen betreffend den technologi- 
schen Wandel und soziale Veränderungen haben 
vor allem das Ziel, die „soziale Akzeptanz“ neuer 
Technologien zu fördern; die Notwendigkeit, neue 
Technologien zur Stärkung der Wettbewerbsfähig- 
keit und des Wirtschaftswachstums einzuführen, 
wird dabei hervorgehoben. Besonders betont wer- 
den in den Schlußfolgerungen allgemeine und be- 
rufliche Bildung, Fortbildung und Umschulung so- 
wie die erforderliche Information und Konsultation 
der betroffenen Arbeitnehmer und ihrer Vertreter 
bei der Einführung neuer Technologien. Der techni- 
sche Wandel wird erheblich erleichtert, wenn die 
Arbeitnehmer bei seiner Durchführung beteiligt 
sind. 

83 . Der Rat hat am 22. Juni auch Schlußfolgerun- 
gen über ein mittelfristiges Aktionsprogramm der 
Gemeinschaft im Sozialbereich verabschiedet 
Darin wird die Kommission aufgefordert, Berichte 
oder Vorschläge zu den Bereichen Beschäftigung, 
soziale Aspekte der neuen Technologien und Aus- 
bildung, Sozialschutz und Bevölkerungsentwick- 
lung sowie einem europäischen sozialen Dialog zu 
machen. Ziel ist es, die Zusammenarbeit in der So- 
zialpolitik auf Gemeinschaftsebene zu verstärken 
und der Entwicklung eines europäischen Sozial- 
raums neue Impulse zu verleihen. 

Dem Rat lag auch eine Empfehlung zur Verkürzung 
und Neugestaltung der Arbeitszeit vor. Sie ließ jede 
Form der Arbeitszeitverkürzung zu; bekräftigte die 
Zuständigkeiten der Sozialpartner und trat gleich- 
gewichtig sowohl für Verkürzung als auch für Neu- 
gestaltung der Arbeitszeit ein, sofern dabei die 


Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und die 
Rechte der Arbeitnehmer gewahrt bleiben. Die 
Empfehlung, die von der Bundesregierung unter- 
stützt wurde, konnte nicht verabschiedet werden, 
weil ein Mitgliedstaat dazu nicht bereit war. Alle 
andern Mitgliedstaaten jedoch waren sich über den 
Inhalt dieser Empfehlung einig. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen 

Artikel 56 § 2a EGKS-Vertrag 
(Umstellungsdarlehen) 

84 . Im Berichtszeitraum wurden vier Anträge auf 
Gewährung von Umstellungsdarlehen (Globaldarle- 
hen) mit einer Kreditsumme von insgesamt 
195 Mio. DM an die Kommission gestellt. Mit Hilfe 
der Darlehen sollen etwa 3 900 neue Arbeitsplätze 
für ehemalige Arbeitnehmer der EGKS-Industrien 
geschaffen werden. 


Artikel 56 § 2b EGKS-Vertrag 
(Anpassungsbeihilfen) 

Für 7 922 Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus 
sowie für 2 962 Arbeitnehmer der Eisen- und Stahl- 
industrie, die von Umstrukturierungsmaßnahmen 
betroffen sind, wurden bei der Kommission Beihil- 
fen in Höhe von 52,1 Mio. DM, davon 22,1 Mio. DM 
für Stahlarbeitnehmer neu beantragt. Die Kommis- 
sion stellte im Berichtszeitraum der Bundesregie- 
rung für 5 483 Bergbauarbeitnehmer und 2 307 
Stahlarbeitnehmer insgesamt 37,0 Mio. DM, davon 
12,6 Mio. DM für Stahlarbeitnehmer, an Beihilfen 
zur Verfügung. 


Arbeiterwohnungsbau 

85 . Die für den 2. Abschnitt des 9. Finanzhilfepro- 
gramms zur Verfügung gestellten Mittel (Bergar- 
beiterwohnungsbau 5,3 Mio. ECU^), Stahlarbeiter- 
Wohnungsbau 4,45 Mio. ECU) werden kontinuierlich 
in Anspruch genommen. Ein zehntes Finanzhilfe- 
programm wird von der Kommission vorbereitet. 


XIII. Umweltpolitik 

86. In der Ratstagung am 28. Juni 1984 konnte die 
gemeinschaftliche Umweltpolitik in einer Reihe 
wichtiger Punkte weiterentwickelt werden: 

Nach IV 2 jährigen schwierigen Beratungen konnte 
über die Richtlinie über den grenzüberschreitenden 
Transport gefährlicher Abfälle Einigkeit erzielt 
werden. Die Richtlinie war wesentlich ausgelöst 
worden durch den lange ungeklärten Verbleib der 
41 Seveso-Fässer. Durch die Bestimmungen der 
Richtlinie wird jede grenzüberschreitende Verbrin- 
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gung gefährlicher Abfälle einem Genehmigungsver- 
fahren unterworfen, das sich aus einer Notifizie- 
rung dieser Transporte und deren Bestätigung zu- 
sammensetzen muß. An diesem Verfahren sind die 
zuständigen Behörden des absendenden Staates, ei- 
nes etwaigen Transitstaates und des die Abfälle 
aufnehmenden Staates zu beteiligen. Es wurde Ei- 
nigkeit darüber erzielt, daß die zuständigen Behör- 
den des aufnehmenden Staates, eines etwaigen 
Transitstaates aber auch des absendenden Staates 
Einwendungen gegen die grenzüberschreitende 
Verbringung der Abfälle geltend machen können. 

Die Richtlinie stellt auch klar, daß alle Kosten im 
Rahmen einer grenzüberschreitenden Beseitigung 
gefährlicher Abfälle nach dem Verursacherprinzip 
— also vom Erzeuger oder Besitzer der Abfälle zu 
tragen sind. Dies gilt insbesondere für Kosten, die 
bei Grenzkontrollen und Stichprobenuntersuchun- 
gen durch die zuständigen Behörden anfallen. 

Eine sorgfältige Anwendung dieser Richtlinie 
dürfte gemeinschaftsweit zur Lösung der Probleme 
bei grenzüberschreitenden Verbringungen gefährli- 
cher Abfälle wesentlich beitragen. 

Der Rat verabschiedete ferner eine Richtlinie über 
Grenzwerte und Qualitätsziele für Ableitungen von 
Hexachlorcyclohexan in die Gewässer. Diese Richt- 
linie ist die vierte Regelung zur Durchführung der 
Gewässerschutzrichtlinie von 1976. Sie umfaßt ins- 
besondere das Pflanzenbehandlungsmittel Lindan 
und ist damit eine erste gemeinschaftliche Rege- 
lung für einen gefährlichen Stoff aus der Gruppe 
der organischen Halogenverbindungen. 

Der Rat einigte sich im Grundsatz auf eine Richtli- 
nie über Qualitätsnormen für Stickoxide in der 
Luft. Eine förmliche Verabschiedung dieser Richtli- 
nie war nur deshalb nicht möglich, weil die erfor- 
derliche Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments noch nicht vorlag. 

Schwerpunkt der Richtlinie ist die Feststellung ei- 
nes Grenzwertes für die Höchstkonzentration von 
Stickstoffdioxid in der Luft. Der festgelegte Wert 
von 200 Mikrogramm/m ^ ist um V 3 strenger als der 
bisher gültige Wert der TA Luft. 

Die deutsche Delegation wies nachhaltig auf die 
große Bedeutung des Kraftfahrzeugverkehrs für die 
Luftbelastung durch Stickstoffdioxid hin und erläu- 
terte, daß eine vollständige Erfüllung der Anforde- 
rungen der Richtlinie eine drastische Verminde- 
rung der Schadstoffe in Kraftfahrzeugabgasen vor- 
aussetzt. 

Die Minister führten eine Orientierungsdiskussion 
über die im Mai 1984 vorgelegten Richtlinienvor- 
schläge der Kommission für die Einführung blei- 
freien Benzins und für die weitere Herabsetzung 
der Grenzwerte für Schadstoffe in Kraftfahrzeug- 
abgasen. 

Nach langwierigen Beratungen zeichnete sich im 
Rat eine grundsätzliche Einigung über die Einfüh- 
rung unverbleiten Benzins und über die Herabset- 
zung der Grenzwerte für Schadstoffe in Kraftfahr- 
zeugabgasen nach den bereits heute in den USA 


geltenden Standards ab. Die Minister waren sich 
darüber einig, daß ab 1. Januar 1986 bleifreies Ben- 
zin zur Verfügung stehen wird und daß diese Kraft- 
stof fart so früh wie möglich, auf jeden Fall aber 
nicht später als zum 1. Januar 1989, in den Handel 
gebracht werden muß. 

Keine Einigung konnte erzielt werden über eine 
Verkürzung der Fristen für die Herabsetzung der 
Abgasgrenzwerte . 

Im Rat bestand Einigkeit darüber, daß über die vor- 
gelegten Richtlinienvorschläge der Kommission vor 
Ende 1984 bindende Ratsbeschlüsse herbeigeführt 
werden sollen. 


XiV. Verbraucherpolitik 

87. Vom 28. bis 30. Mai 1984 hat die Kommission 
auf Initiative der französischen Präsidentschaft in 
Montpellier die „Erste Europäische Konferenz über 
Produktsicherheit und interadministrative Zusam- 
menarbeit“ veranstaltet. An ihr haben Regierungs- 
vertreter aus acht Mitgliedstaaten teilgenommen. 
Der Kommission ging es darum, gemeinsam mit 
den Regierungsvertretern Möglichkeiten für eine 
stärkere Zusammenarbeit der Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Produktsicher- 
heit zu eruieren. Die Konferenzteilnehmer haben 
die Kommission dazu ermuntert, ihre Bemühungen 
fortzusetzen und konkrete Verbesserungsvor- 
schläge zur Diskussion zu stellen. 

Dieser Veranstaltung war am 17. und 18. Mai in 
Brüssel eine „Konferenz über Produktsicherheit in 
der Europäischen Gemeinschaft“ vorausgegangen, 
zu der ebenfalls die Kommission geladen hatte. Re- 
präsentanten nationaler und internationaler Ver- 
braucherverbände, Europaparlamentarier, Vertre- 
ter der Mitgliedstaaten und der Kommission infor- 
mierten sich über neuere Entwicklungen und erör- 
terten aktuelle Fragen aus dem Bereich der Pro- 
duktsicherheit. 

88. Am 10. September 1984 verabschiedete der Rat 
eine Richtlinie zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvor Schriften der Mitgliedstaaten über 
irreführende Werbung. 

Die Richtlinie sieht vor, daß die Mitgliedstaaten 
wirksame gerichtliche Rechtsbehelfe oder Verwal- 
tungsmaßnahmen zur Bekämpfung der irreführen- 
den Werbung vorsehen müssen. Unterlassungsver- 
fügungen dürfen nicht von einem Verschulden des 
Werbenden oder dem Eintritt eines tatsächlichen 
Schadens abhängig gemacht werden. Damit irre- 
führende Werbung schnell abgestellt werden kann, 
müssen die Mitgliedstaaten zudem beschleunigte 
Verfahren vorsehen. Besonders erfreulich ist es, 
daß der Begriff der irreführenden Werbung so weit 
definiert ist, daß damit vor allem auch subtile Arten 
der Irreführung erfaßt werden und alle dem Absatz 
von Waren oder Dienstleistungen dienenden Äuße- 
rungen im geschäftlichen Verkehr eingeschlossen 
sind. Die in der Richtlinie vorgesehenen Maßnah- 
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men stellen einen einheitlichen Mindestschutz ge- 
gen irreführende Werbung sicher. Sie schließen ei- 
nen weiterreichenden Schutz von Verbrauchern, 
Wettbewerbern und der Allgemeinheit gegen unlau- 
teren Wettbewerb auf der Grundlage des nationalen 
Rechts nicht aus. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß nunmehr, nach 
jahrelangen schwierigen Verhandlungen und drei- 
maliger erfolgloser Erörterung im Ministerrat für 
Verbraucherfragen, ein wichtiger erster Schritt zur 
Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des Rechts 
gegen den unlauteren Wettbewerb im Interesse der 
Verbraucher und der Wirtschaft gelungen ist. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß diesem er- 
sten Schritt weitere Schritte zur Bekämpfung un- 
lauteren Wettbewerbs folgen müssen, damit auf eu- 
ropäischer Ebene die für ein optimales Funktionie- 
ren des Gemeinsamen Marktes unerläßliche Lau- 
terkeit des Wettbewerbs gesichert wird. 


XV. Bildungs- und Kulturpolitik 

89 . Am 4. Juni 1984 traten in Luxemburg die Bil- 
dungsminister der EG-Mitgliedstaaten unter Vor- 
sitz des Französischen Bildungsministers Savary 
zusammen, um die Zusammenarbeit auf der Grund- 
lage des Aktionsprogramms im Bildungsbereich 
von 1976 fortzusetzen. Einem offenen Meinungsaus- 
tausch über die Folgen der demographischen Ver- 
änderungen und der neuen wirtschaftlichen und so- 
zialen Entwicklungen auf das Bildungswesen folg- 
ten Schlußfolgerungen zu Einzelgebieten mit kon- 
kreten Handlungsempfehlungen. Sie präzisierten 
dabei die in der Entschließung der im Rat vereinig- 
ten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
von 1983 über die Einführung neuer Informations- 
technologien im Bildungswesen vorgesehenen Maß- 
nahmen, unterstrichen die Notwendigkeit einer um- 
fassenden Förderung des Fremdsprachenunter- 
richts und einer verstärkten Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Ausbildung der Sprachlehrer — 
dies soll durch Informationsbesuche und andere 
Maßnahmen erreicht werden — , formulierten in ge- 
meinsamen Schlußfolgerungen Orientierungs- 
punkte für weitere Modellversuche zur schulischen 
Betreuung von Kindern von Wanderarbeitnehmern, 
entwickelten einen Maßnahmenkatalog zur Verbes- 
serung der schulischen Eingliederung der Behin- 
derten und vereinbarten Maßnahmen zur Bekämp- 
fung des Analphabetentums innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft. 

Die von den Ministern vorgesehenen Maßnahmen 
sind in erster Linie von den Mitgliedstaaten als 
auch von der Kommission zu verwirklichen. Die Ge- 
meinschaft wird ergänzend und vor allem koordi- 
nierend tätig. Die auf nationaler Ebene vorgesehe- 
nen Maßnahmen verstärken die Aktivitäten, die so- 
wohl von der Bundesregierung als auch von den an 
der EG-Bildungsministertagung beteiligten Län- 
dern bereits eingeleitet worden sind. 

90 . Mit Beteiligung der EG fand vom 9. bis 12. Mai 
1984 in Pont-ä-Mousson (Lothringen) ein vom fran- 


zösischen Erziehungsministerium veranstaltetes 
Seminar über die Öffnung der Schulen für die Kul- 
tur und die pädagogische Erneuerung statt. Das 
französische Aktionsprogramm zur Kultur im Bil- 
dungsbereich wurde hier im internationalen Rah- 
men eingehend diskutiert. Vom 21. bis 23. Juni 1984 
trafen in Montpellier hohe Beamte der EG-Mit- 
gliedstaaten zusammen, um einen eingehenden 
Meinungsaustausch über die Weiterentwicklung 
der Sekundarbildung angesichts der technologi- 
schen und gesellschaftlichen Veränderungen zu 
führen. Ein Seminar zur Einführung der neuen In- 
formationstechnologien in das Bildungswesen, das 
vom 3. bis 6. Juli in Newcastle-upon-Tyne, England, 
stattfand, war Bestandteil der Umsetzungsmaßnah- 
men der Entschließung der EG-Bildungsminister 
vom Juni 1983. 


Kulturelle Zusammenarbeit 

91 . Am 22. Juni 1984 fand ein erstes formelles 
Treffen der zuständigen Minister für kulturelle An- 
gelegenheiten statt, auf dem auch der Implementie- 
rung des Kulturteils der Feierlichen Deklaration 
behandelt wurde. 

92 . Mit der Unterzeichnung der Protokolle über 
die Vorrechte bzw. Immunitäten der Europäischen 
Stiftung auf dem Allgemeinen Rat vom 23./24. Juli 
1984 wurde ein weiterer Schritt zur faktischen Kon- 
stituierung der Stiftung unternommen. 


XVI. Politik für Frauen 

93 . Deutsche Gerichte haben dem Europäischen 
Gerichtshof in letzter Zeit mehrmals Fragen zur 
Auslegung der Richtlinie des Rates zur Verwirkli- 
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur 
Beschäftigung, Berufsbildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen 
gestellt. In zwei Fällen (Rechtssachen 14 und 79/83) 
haben deutsche Arbeitsgerichte die Vereinbarkeit 
von §611a BGB mit dieser Richtlinie in Zweifel 
gezogen. § 611a BGB lautet: 

”(1) Der Arbeitgeber darf einen Arbeitnehmer, 
bei einer Vereinbarung oder einer Maßnahme, 
insbesondere bei der Begründung des Arbeitsver- 
hältnisses, . . . nicht wegen seines Geschlechts be- 
nachteiligen . . . 

(2) Ist ein Arbeitsverhältnis wegen eines von 
dem Arbeitgeber zu vertretenden Verstoßes ge- 
gen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 
nicht begründet worden, so ist er zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet, den der Arbeitnehmer da- 
durch erleidet, daß er darauf vertraut, die Begrün- 
dung des Arbeitsverhältnisses werde nicht wegen 
eines solchen Verstoßes unterbleiben.“ 

Die Klägerinnen in den beiden Verfahren sahen 
den in § 611a Abs. 2 BGB vorgesehenen Ersatz des 
Vertrauensschadens als unzureichend an, um die 
Beachtung der Richtlinie zu erzwingen. Der Ge- 
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richtshof hat in seinem Urteil vom 10, April 1984 
entschieden, daß eine Entschädigung als Sanktion 
für einen Verstoß gegen das Diskriminierungsver- 
bot dann ausreicht, wenn sie „in einem angemesse- 
nen Verhältnis zu dem erlittenen Schaden (steht) 
und somit über einen rein symbolischen Schadens- 
ersatz wie etwa die bloße Erstattung der Bewer- 
bungskosten (hinausgeht)“. Der Gerichtshof über- 
läßt es den deutschen Gerichten, das deutsche 
Recht in Übereinstimmung mit den Anforderungen 
des Gemeinschaftsrechts auszulegen und anzuwen- 
den. 

In einem anderen Fall hat das Landessozialgericht 
Hamburg ein Vorabentscheidungsersuchen zur 
Auslegung der bereits genannten Gleichbehand- 
lungsrichtlinie an den Europäischen Gerichtshof 
gerichtet, wobei es um die Frage ging, ob auch Vä- 
ter Mutterschaftsurlaub im Sinne von § 8 a Mutter- 
schutzgesetz (dieser Urlaub betrifft den Zeitraum 
zwischen dem Ende der achtwÖchigen Mutter- 
schutzfrist im Anschluß an die Entbindung und 
dem Tag, an dem das Kind sechs Monate alt wird) 
zusteht. Der Gerichtshof hat diese Frage verneint. 
Dies präjudiziert die Entscheidung eines anderen 
Prozesses, in dem die Kommission die Bundesrepu- 
blik Deutschland wegen verschiedener Verstöße ge- 
gen die genannte Richtlinie verklagt hat; einer die- 
ser Verstöße betrifft § 8 a Mutterschutzgesetz 
(Rechtssache 248/83). 

94 . In seiner Sitzung am 7. Juni 1984 hat der Rat 
die „Entschließung zur Bekämpfung der Frauenar- 
beitslosigkeit“ angenommen (s. Sozialpolitik). 


95 . In seiner konstituierenden Sitzung am 25. Juli 

1984 setzte das Europäische Parlament einen or- 
dentlichen Ausschuß für die Rechte der Frau ein. 

Der Ausschuß ist für folgende Fragen zuständig: 

— Definition und Entwicklung der Rechte der Frau 
in der Gemeinschaft auf der Grundlage der Ent- 
schließungen des Europäischen Parlamentes 
vom 11. Februar 1981 und vom 17. Januar 1984, 

— Anwendung und Vervollständigung der Richtli- 
nien zur Gleichberechtigung der Frau und Aus- 
arbeitung neuer Richtlinien, 

— Beschäftigungspolitik für Frauen und junge 
Frauen und Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Frauenarbeitslosigkeit, 

— gemeinsame Politiken, sofern die Frauen davon 
betroffen sind und Informationen, 

— Probleme im Zusammenhang mit der Berufstä- 
tigkeit von Frauen und ihre Rolle in der Fami- 
lie, 

— Frauen in den EG-Institutionen, 

— Lage der Wanderarbeitnehmerinnen und der 
Ehefrauen von Wanderarbeitnehmern, 

— Weltfrauenkonferenz. 


XVII. Rechtsangleichung 

Niederlassungs- und Dienstleistungsrecht 

96 . Die Beratungen der Vorschläge der Richtlinien 
des Rates 

— zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über bestimmte pharmazeuti- 
sche Tätigkeiten und 

— über die gegenseitige Anerkennung der Diplome 
des Apothekers und über Maßnahmen zur Er- 
leichterung der tatsächlichen Ausübung des Nie- 
derlassungsrechts für bestimmte pharmazeuti- 
sche Tätigkeiten 

in der Gruppe „Wirtschaftsfragen“ des Rates haben 
im Berichtszeitraum einen entscheidenden Fort- 
gang genommen. 

Auf Veranlassung der deutschen Delegation konnte 
ein Kompromiß in der lange streitigen Frage der 
Studiendauer erzielt werden, was den Abschluß der 
Beratungen in der Gruppe ermöglichte. 


Gewerblicher Bereich 

97 . Bei der Rechtsangleichung zum Abbau techni- 
scher Handelshemmnisse ist mit der Verabschie- 
dung eines Pakets von 15 Richtlinien auf der Rat- 
stagung vom 17./18. September 1984 ein wichtiger 
Durchbruch erzielt worden. Damit ist die langjäh- 
rige Stagnation in diesem Bereich überwunden 
worden. Es ist zu hoffen, daß hiervon ein Impuls 
ausgeht, weitere Bereiche unterschiedlicher natio- 
naler Regelungen zügig in Gemeinschaftsrecht zu 
überführen. 

Mit den verabschiedeten 15 Richtlinien werden ein- 
heitliche technische Regeln vorgeschrieben für 

— Gasflaschen aus Stahl und Aluminium 

— Gasverbrauchsgeräte im Haushaltsbereich ein- 
schließlich Durchlauferhitzer 

— Baumaschinen und -geräte 

— elektrische betriebene Aufzüge; Hebezeuge und 
Fördergeräte 

— elektrisch medizinische Geräte 

— Geräuschemissionen bei Baumaschinen und Ra- 
senmähern 


Gemeinschaftsmarke 

98 . Im Rahmen des Rats wird seit Juni 1980 über 
die im November 1980 von der Kommission vorge- 
legten Vorschläge zur Vereinheitlichung des Mar- 
kenrechts in der Gemeinschaft beraten. Dabei han- 
delt es sich um den Vorschlag für eine Verordnung 
über die Gemeinschaftsmarke und eine Richtlinie 
zur Angleichung des Markenrechts der Mitglied- 
staaten. Der Verordnungsvorschlag sieht vor, daß 
ein für die Gemeinschaft einheitliches. Recht der 
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Warenzeichen und Dienstleistungsmarken geschaf- 
fen wird, das neben die fortbestehenden, teilweise 
angeglichenen Markenrechtsordnungen der Mit- 
gliedstaaten treten soll. Zur Administration des 
künftigen Gemeinschaftsmarkenrechts ist ein weit- 
gehend selbständiges Markenamt als eine Einrich- 
tung der Gemeinschaft vorgesehen. 

Das Europäische Parlament hat im Oktober 1983 
eine umfangreiche Stellungnahme zu den Kommis- 
sionsvorschlägen verabschiedet Die erste Lesung 
über den Verordnungsvorschlag wurde im Juni 1984 
abgeschlossen. Die Beratungen über den Richtli- 
nienvorschlag werden erst zu einen späteren Zeit- 
punkt aufgenommen. 

Die Kommission hat im August 1984 ihren gemäß 
Artikel 149 Abs. 2 EWGV Geänderten Vorschlag für 
eine Verordnung über die Gemeinschaftsmarke 
dem Rat zugeleitet. 

Die Bundesregierung unterstützt mit Nachdruck 
das Vorhaben einer Vereinheitlichung des Marken- 
rechts in der EG. Sie ist der Auffassung, daß zum 
europäischen Binnenmarkt notwendigerweise auch 
einheitliche gewerbliche Schutzrechte, insbeson- 
dere Patent- und Markenrechte, gehören. Die Frage, 
ob eine Verordnung auf der Grundlage von Arti- 
kel 235 EWG-Vertrag der geeignete Weg ist, eine 
Vereinheitlichung der Markenrechte in Europa zu 
erreichen, kann jedoch erst dann abschließend ge- 
prüft werden, wenn die Erörterungen über den In- 
halt des zukünftigen Markenrechts einschließlich 
Organisation des Markenamtes und seiner ver- 
schiedenen Verfahren abgeschlossen sind. 

99 . Die Bundesregierung hat sich für die bayeri- 
sche Landeshauptstadt München offiziell um den 
Sitz des künftigen Markenamtes der Gemeinschaft 
beworben. München ist wegen seiner zentralen 
Lage in der Gemeinschaft als Sitz von nationalen 
und internationalen Behörden des gewerblichen 
Rechtsschutzes — Deutsches Patentamt, Europäi- 
sches Patentamt — und als Schwerpunkt juristi- 
scher, wissenschaftlicher und praktischer Tätigkeit 
auf diesem Gebiet ganz besonders geeignet, Sitz 
dieser Einrichtung zu werden. Die deutsche Bewer- 
bung für München konkurriert mit zahlreichen an- 
deren Bewerbungen: Belgien für Brüssel, Frank- 
reich für Straßburg, Griechenland für Saloniki, Ir- 
land für Dublin, Italien für Venedig, Luxemburg für 
seine Hauptstadt, die Niederlande für Den Haag 
und das Vereinigte Königreich für London. 


Zollrecht 

100 . Seitdem l.Juli 1984 wird die Verordnung 
(EWG) Nr. 918/83 über das gemeinschaftliche Sy- 
stem der Zollbefreiungen angewendet. Die Verord- 
nung legt im wesentlichen abschließend fest, wel- 
che außertariflichen Zollbefreiungen bei Einfuhren 
aus Drittländern in die Gemeinschaft gewährt wer- 
den dürfen. Die bisherigen nationalen Zollbefrei- 
ungstatbestände in der Allgemeinen Zollordnung 
und in sonstigen Rechtsnormen sind mit Wirkung 
vom l.Juli 1984 durch die Verordnung zur Ände- 


rung von Vorschriften über außertarifliche Ein- 
gangsabgabenbefreiungen vom 5. Juni 1984 aufge- 
hoben bzw. der EWG- Regelung angepaßt worden. 

Lebensmittelrecht 

101 . Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1873/84 des 
Rates vom 28. Juni 1984 zur Genehmigung des An- 
bietens oder der Abgabe zum unmittelbaren 
menschlichen Verbrauch von bestimmten einge- 
führten Weinen, bei denen angenommen werden 
kann, daß sie Gegenstand von in der Verordnung 
(EWG) Nr. 337/79 nicht vorgesehenen ökologischen 
Verfahren waren, wird eine ausgewogene Entwick- 
lung des Handelsverkehrs zwischen der Gemein- 
schaft und den Vereinigten Staaten von Amerika 
im Weinsektor gefördert. Die Verordnung gestattet, 
daß amerikanische Weine auch dann in die Gemein- 
schaft eingeführt werden können, wenn ihnen bei 
der Herstellung Kellerbehandlungsstoffe zugesetzt 
worden sind, die zwar gesundheitlich unbedenklich, 
jedoch in der Gemeinschaft unüblich und daher 
verboten sind. Bei einigen dieser Stoffe ist die Zu- 
lassung zunächst auf vier Jahre begrenzt worden, 
um die wissenschaftlichen Kenntnisse in der EG 
über diese Stoffe in Zusammenarbeit mit den ame- 
rikanischen Behörden zu vertiefen. 

102 . Die Fünfte Richtlinie der Kommission zur 
Anpassung der Anhänge II bis VI der Kosmetik- 
Richtlinie aus dem Jahre 1976 an den technischen 
Fortschritt wurde am 18. Juli 1984 erlassen. Diese 
Regelung läßt weitere Stoffe unter einschränken- 
den Bedingungen zu und verbietet andererseits be- 
stimmte Stoffe zum Schutz der Gesundheit zur Ver- 
wendung in kosmetischen Mitteln. 


Veterinärrecht 

103 . Am 18./19. Juni 1984 hat der Rat eine Richtli- 
nie zur Änderung der Richtlinie 80/217/EWG über 
Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung 
der klassischen Schweinepest verabschiedet. In der 
Richtlinie werden die Bekämpfungsmaßnahmen 
auf Grund der im Verlauf der Seuchenbekämpfung 
in den Mitgliedstaaten gemachten Erfahrungen 
verschärft, insbesondere durch Ausdehnung der 
Schutzimpfungen. Es handelt sich dabei um einen 
Kompromiß zwischen der Kommission und einigen 
Mitgliedstaaten, die restriktivere Maßnahmen for- 
derten, und der Bundesregierung, die überzogene 
Bekämpfungsmaßnahmen abgelehnt hat. Die Richt- 
linie soll allerdings erst in Kraft treten, wenn sich 
die Mitgliedstaaten über die Änderung der Richtli- 
nie des Rates 71/118/EWG zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim Handelsverkehr mit fri- 
schem Geflügelfleisch geeinigt haben. 

104 . Gestützt auf die Richtlinie des Rates 72/462/ 
EWG vom 12. Dezember 1972, zuletzt geändert 
durch Richtlinie 83/91/EWG vom 7. Februar 1983, 
zur Regelung viehseuchenrechtlicher und gesund- 
heitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern und 
Schweinen und von frischem Fleisch aus Drittlän- 
dern hat die Kommission 
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— mit der Entscheidung 84/134/EWG vom 2. März 
1984 zur Änderung der Liste der Drittländer, aus 
denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Rin- 
dern und Schweinen und von frischem Fleisch 
zulassen, neu bekanntgegeben. Die Liste ist um 
eine Spalte für erlegtes Klauentierwild erweitert 
worden; 

— mit der Entscheidung 84/292/EWG vom 27. April 
1984 über die viehseuchenrechtlichen Bedingun- 
gen und die tierärztliche Beurkundung bei der 
Einfuhr von frischem Fleisch aus Belize den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit geschaffen, fri- 
sches Fleisch von Hausrindern sowie von Einhu- 
fern, die als Haustiere gehalten werden, aus Be- 
lize einzuführen; 

— mit der Entscheidung 84/294/EWG vom 27. April 
1984 über die viehseuchenrechtlichen Bedingun- 
gen und die tierärztliche Beurkundung bei der 
Einfuhr von frischem Fleisch aus Malta den Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, fri- 
sches Fleisch von Rindern, Schweinen und Ein- 
hufern, die als Haustiere gehalten werden, aus 
Malta einzuführen; 

— mit der Entscheidung 84/295/EWG vom 27. April 
1984 über die viehseuchenrechtlichen Bedingun- 
gen und die tierärztliche Beurkundung bei der 
Einfuhr von frischem Fleisch aus dem König- 
reich Marokko den Mitgliedstaaten die Möglich- 
keit geschaffen, frisches Fleisch von als Haustie- 
ren gehaltenen Einhufern aus Marokko einzu- 
führen; 

— mit der Entscheidung 84/390/EWG vom 11. Juli 
1984 Leitlinien für die Zulassung von Grenzüber- 
gangsstellen zur Einfuhrkontrolle bei Rindern 
und Schweinen aus Drittländern festgelegt, die 
für die Mitgliedstaaten bei der Erstellung der 
Verzeichnisse der Grenzübergangsstellen ver- 
bindlich sind. 

105 . Wegen des Auftretens von Maul- und Klauen- 
seuche des Typs Asia 1 in Griechenland im Gebiet 
von Nomos Evros (nahe der türkischen Grenze) hat 
die Kommission mit der Entscheidung 84/374/EWG 
vom 4. Juli 1984 bestimmte Schutzmaßnahmen ge- 
gen die Maul- und Klauenseuche in Griechenland 
vorgesehen. Damit werden die Mitgliedstaaten ver- 
pflichtet, die Einfuhr lebender Rinder und 
Schweine sogar von frischem Fleisch von Klauen- 
tieren und von Fleicherzeugnissen, die nicht einer 
der in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie des Rates 
80/215/EWG genannten Behandlung unterzogen 
worden sind, aus dem Seuchengebiet Griechen- 
lands zu verbieten. Auf diese Weise soll eine Ein- 
schleppung des Erregers der Maul- und Klauenseu- 
che in das Gebiet der Gemeinschaft verhütet wer- 
den. 

106 . Der Rat hat am 18. und 19, Juni 1984 außer- 
dem beschlossen, die bestehenden einzelstaatlichen 
Ausnahmeregelungen von der Geflügelfleisch- 
Richtlinie 71/118 EWG um weitere sechs Monate zu 
verlängern. 

Zudem hat er auf Drängen der Bundesregierung 
prinzipielle? Einvernehmen über die folgenden 


Grundsätze der Gebührenerhebung bei der Unter- 
suchung und Hygienekontrolle von frischem Geflü- 
gelfleisch erzielt: Umlage der Gebühren für Fleisch- 
untersuchung und Hygienekontrollen nach dem 
Verursacherprinzip, Verbot der direkten sowie indi- 
rekten Erstattung von Gebühren, Festlegung der 
Gebühren mit qualifizierter Mehrheit des Rates, In- 
krafttreten der Gebührenregelung zum 1. Januar 
1986. 

Futtermittelrecht 

107 . Auf dem Gebiet des Futtermittelrechts wur- 
den durch die Verabschiedung von vier Richtlinien 
der Kommission weitere Harmonisierungsfort- 
schritte erzielt: 

Mit der Richtlinie der Kommission 84/349/EWG 
vom 28. Mai 1984 sind neue Futtermittelzusatzstoffe 
der Gruppen Kokzidiostatika und Emulgatoren zu- 
gelassen worden. Die EG-einheitliche Zulassung 
dieser Zusatzstoffe konnte aufgrund der nachge- 
wiesenen Wirksamkeit, Kontrollierbarkeit und ge- 
sundheitlichen Unbedenklichkeit für Mensch und 
Tier erfolgen. 

Mit der Richtlinie der Kommission 84/4/EWG vom 
20. Dezember 1983 werden die geltenden Analyse- 
methoden zur Untersuchung von Futtermitteln auf 
ihren Gehalt an Rohfett, Virginiamycin und Zink- 
Bacitracin an neue wissenschaftliche und techni- 
sche Kenntnisse angepaßt; die Analysemethode zur 
Bestimmung von Spiramycin wurde mit der Richtli- 
nie der Kommission 84/425/EWG vom 25. Juli 1984 
EG-einheitlich festgelegt. 

Mit der ersten Richtlinie der Kommission 84/443/ 
EWG vom 26. Juli 1984 zur Änderung des Anhangs 
der Richtlinie des Rates 82/471 /EWG über be- 
stimmte Erzeugnisse für die Tierernährung sind 
enige NPN-Verbindungen, Aminosäuren und Ana- 
loge von Aminosäuren EG-einheitlich als Einzelfut- 
termittel und Ausgangserzeugnisse für die Herstel- 
lung von Mischfuttermitteln zugelassen worden. 
Damit ist ein erster Schritt zum Abbau von Wettbe- 
werbsverzerrungen in der EG im Hinblick auf die 
Verwendung der sogenannten Bioproteine in der 
Fütterung und Mischfutterherstellung vollzogen. 


Außenbeziehungen 


1. Außenwirtschaftspolitik 
Handelspolitik 

108 . Zur OECD-Liberalisierungsinitiative hat der 
OECD-Ministerrat am 17./18. Mai 1984 beschlossen, 
alle für 1986 vorgesehenen Zollsenkungen aus der 
Tokio-Runde auf Anfang 1985 vorzuziehen; er hat 
außerdem angeregt, die nachfolgende letzte Stufe 
der Zollsenkungen statt 1987 spätestens Anfang 
1986 zu vollziehen. Ferner bemühen sich alle OECD- 
Mitgliedstaaten, noch bestehende mengenmäßige 
Beschränkungen gegenüber den ärmsten Entwick- 
lungsländern zu beseitigen. 
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Der EG-Ministerrat hatte zur OECD-Liberalisie- 
rungsinitiative bereits Dezember 1983 vor allem 
vorgezogene Zollsenkungen beschlossen und außer- 
dem einen größtmöglichen Abbau mengenmäßiger 
Beschränkungen gegenüber den ärmsten Entwick- 
lungsländern in Aussicht gestellt. Diese Beschlüsse 
wurden vom Rat am 14. Mai vor der Sitzung des 
OECD-Ministerrats erneut bekräftigt mit dem Zu- 
satz, auch die Möglichkeit für ein Vorziehen der 
letzten Zollsenkungsstufe auf Anfang 1986 aufge- 
schlossen zu prüfen. In den Erklärungen des Rats 
ist jedoch auch festgehalten, daß die Gemeinschaft 
diese Schritte unter der Voraussetzung vollzieht, 
daß auch ihre Haupthandelspartner ähnliche Be- 
schlüsse fassen. 

Konkrete Grundlage für echte Liberalisierungsfort- 
schritte bleibt das GATT- Arbeitsprogramm. Dies 
gilt vor allem für aktuelle informelle Diskussionen 
zur Lösung des GATT-Schutzklauselproblems ein- 
schließlich einer Einbeziehung von Maßnahmen 
der sogenannten Grauzone (Exportselbstbeschrän- 
kungen), für die Überprüfung, möglichst den Abbau 
mengenmäßiger Beschränkungen, für Handelser- 
leichterungen bei tropischen Produkten, aber auch 
für weitere Bemühungen um Entspannung im 
Agrarbereich sowie für die Fortführung der Studien 
über den Handel mit Dienstleistungen. 

Wir unterstützen nachdrücklich die Bemühungen 
der Kommission zum Abbau noch in einigen Mit- 
gliedstaaten bestehender mengenmäßiger Be- 
schränkungen. Dies gilt insbesondere, soweit diese 
Beschränkungen Exporte von Entwicklungsländern 
betreffen. Alle Mitgliedstaaten haben sich grund- 
sätzlich bereit erklärt, beim Abbau mengenmäßiger 
Beschränkungen zugunsten von Entwicklungslän- 
dern ihren Beitrag zu leisten. Insbesondere Frank- 
reich, aber auch Italien, haben deutlich gemacht, 
daß dies jedoch nur unter der Voraussetzung ge- 
schieht, daß vor allem die USA sich an derartigen 
Liberalisierungsmaßnahmen beteiligen. 

Deutliche Signale für die Bereitschaft der Indu- 
strieländer zu echten Liberalisierungsfortschritten 
insbesondere gegenüber Entwicklungsländern sind 
notwendig, um die Furcht der Entwicklungsländer 
auszuräumen, die Idee einer neuen GATT-Verhand- 
lungsrunde diene als Alibi für die schleppende Be- 
handlung des GATT-Arbeitsprogramms, Dessen 
schnelle und intensive Behandlung soll vielmehr 
eine neue Runde mitvorbereiten. OECD-Ministerrat 
und Londoner Wirtschaftsgipfel 1984 haben aner- 
kannt, daß eine neue Verhandlungsrunde zur Stär- 
kung des freien Welthandelssystems von größter 
Bedeutung wäre. 

109 . Das neue handelspolitische Instrument zur 
Stärkung der Gemeinsamen Handelspolitik und 
insbesondere des Schutzes gegen unerlaubte Han- 
delspraktiken wurde vom Rat am 18. September 
1984 gegen die Stimme der deutschen Delegation 
formal verabschiedet. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Niederlande und Dänemark haben dabei 
zu Protokoll des Rates erklärt, daß das Entschei- 
dungsverfahren der Verordnung auch auf die An- 


nahme oder Hinnahme einseitiger Selbstbeschrän- 
kungen von Drittstaaten durch die Gemeinschaft 
Anwendung findet. Der Rat hatte am 9. April 1984 
mit Mehrheit eine von der Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemark und Niederlande verlangte 
ausdrückliche Klarstellung dieser Frage abgelehnt. 
Gleichzeitig mit Verabschiedung des neuen han- 
delspolitischen Instruments entschied der Rat auch 
über 15 Richtlinien zum Abbau von Handelshemm- 
nissen auf dem Binnenmarkt. 

110 . Im Bereich der Textilhandelspolitik werden 
die von der EG im Rahmen des Verlängerungspro- 
tokolls zum Welttextilabkommen mit den Lieferlän- 
dern abgeschlossenen Exportselbstbeschränkungs- 
abkommen durch gute Zusammenarbeit der Ver- 
waltungen und regelmäßige Konsultationen im we- 
sentlichen reibungslos durchgeführt. 

Im Verhältnis zur Türkei, die als Textillieferant und 
als Assoziationspartner der EG eine besonders 
wichtige Rolle spielt, konnte bisher kein Exportar- 
rangement für Bekleidungsprodukte, wie mit ande- 
ren Präferenzländern des Mittelmeerraumes, ge- 
troffen werden. Da extrem steigende Importe von 
türkischen Bekleidungsprodukten auf dem EG- 
Markt — wie 1983 — erneut zu Markt Störungen 
geführt haben, mußte die EG bei einigen Erzeugnis- 
sen bis Ende Dezember dieses Jahres Importquoten 
auf der Basis der Schutzklausel des Zusatzabkom- 
mens zum Assoziierungsabkommen einführen. Die 
Bundesregierung setzt sich weiterhin für einver- 
nehmliche Lösungen mit der Türkei ein, um einsei- 
tige Maßnahmen der EG künftig zu verhindern. 

Zur Studie des GATT-Sekretariats über „Textilien 
und Bekleidung in der Weltwirtschaft“, eine wich- 
tige Grundlage für die Entscheidung über die inter- 
nationale Textilhandelspolitik nach 1986, sind die 
Erörterungen in Genf und Brüssel angelaufen. 

111 . Im Juni 1984 bestätigte der Rat mit qualifi- 
zierter Mehrheit gegen die Stimmen der Bundesre- 
publik Deutschland und Dänemarks bei Stimment- 
haltung der Niederlande eine Verordnung der Kom- 
mission, mit der für Frankreich ein gemeinschaftli- 
cher Regionalschutz aus allen QATT-Ländern ge- 
genüber Einfuhren von Quarzuhren mit Digitalan- 
zeige eingeführt wurde. Diese gemeinschaftliche 
Schutzmaßnahme löste eine seit Ende 1981 beste- 
hende GATT-widrige selektive französische Schutz- 
maßnahme gegenüber Hongkong ab. Die Bundesre- 
gierung hatte — mit Unterstützung Dänemarks und 
weitgehend auch der Niederlande — gegen den 
Schutz für die französische Uhrenindustrie han- 
dels- und integrationspolitische Bedenken erhoben 
und auch die sachliche Berechtigung der Schutz- 
maßnahme bestritten. Sie bedauert, daß die Kom- 
mission und eine qualifizierte Mehrheit im Rat die- 
sen Einwänden nicht Rechnung getragen haben 
und eine Entscheidung getroffen wurde, die dem 
Interesse der exportorientierten Gemeinschaft an 
einem freien Welthandel nicht dient. Auch künftig 
wird die Bundesregierung sich in etwaigen gleich- 
gelagerten Fällen entschieden Schutzmaßnahmen 
widersetzen. 
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Allgemeine Zollpräferenzen der EG für 
Entwicklungsländer 

112 . Die Kommission hat im Juli 1984 ihren Vor- 
schlag für das Präferenzschema 1985 vorgelegt. Es 
sieht im wesentlichen folgende materielle Änderun- 
gen gegenüber 1984 vor: 

— im Agrarbereich: 

= Verbesserung der Präferenzspannen bei 71 
bereits unter das System fallenden Produk- 
ten und Einbeziehung von vier neuen Pro- 
dukten in das Schema; 

= Senkung der Zölle für die Einfuhr bestimm- 
ter Tabaksorten; 

= Ausdehnung der Zollpräferenzen auf die bis- 
her noch nicht einbezogenen Produkte Chi- 
nas; 

— im industriellen Bereich 

= je nach Sensibilität abgestufte Anhebung der 
zollfreien Jahreshöchstbeträge; keine Erhö- 
hung für hochsensible Produkte; 

= Erhöhung der Referenzbasis für die nicht- 
sensiblen Erzeugnisse um 10 v. H.; 

= Einbeziehung weiterer Erzeugnisse zugun- 
sten von China und Rumänien in das Sche- 
ma; 

= dagegen für acht Warengruppen die Neuein- 
führung von Plafonds und für zwei weitere — 
bisher präferenziell begünstigte — Produkte 
aus der Volksrepublik China und aus Hong- 
kong eine Kontingentierung: 

— im Textilbereich: 

= gleiche Aufstockung der Jahreshöchstbeträ- 
ge, wie sie von den Mitgliedstaaten für 1984 
beschlossen worden waren. 

Die Kommission hat für 1985 erneut vorgeschlagen, 
den gegenwärtigen Schlüssel für die pauschale Auf- 
teilung der Zollkontingente für sensible Waren auf 
die einzelnen Mitgliedstaaten (D = 27,5 v. H.) den 
tatsächlichen Einfuhren aus den begünstigten Län- 
dern anzupassen, um dadurch die bessere Ausnut- 
zung der Zollkontingente zu erreichen. Diesem Vor- 
schlag konnten sich die Mitgliedstaaten im Jahre 
1983 nicht anschließen, da die Berücksichtigung der 
Handelströme als alleinige Berechnungsgrundlage 
zu einer unverhältnismäßig stärkeren Belastung 
der Mitgliedstaaten führt, die bereits jetzt den 
Hauptteil der Einfuhr tragen; außerdem sind Ver- 
zerrungen der Handelsströme durch bestehende 
Schutzmaßnahmen nicht ausgeschlossen. 

Die Kommission beabsichtigt, eine flexiblere Hand- 
habung der Regeln über den kumulativen Ursprung 
für die regionalen Zusammenschlüsse (ASEAN, An- 
denpakt, Zentralamerika) vorzuschlagen. 

Die Bundesregierung hält die Vorschläge im Hin- 
blick auf die Wirtschaftslage für maßvoll. 

Sie begrüßt insbesondere die vorgesehenen Verbes- 
serungen im Agrarbereich und die flexiblere Hand- 
habung der Regeln des kumulativen Ursprungs. 


Antidumping- und Ausgleichszollverfahren 

113 . Die Kommission hat ihre Bemühungen zur 
Abwehr gedumpter und subventionierter Einfuhren 
fortgesetzt. Dabei hat sich die Bundesregierung wie 
bisher für eine sachgerechte und GATT-konforme 
Anwendung des Schutzinstruments eingesetzt. Die 
Verfahren richten sich überwiegend gegen Indu- 
strieländer, in Einzelfällen auch gegen Entwick- 
lungsländer. 

Neun Verfahren, die sich zum Teil gegen mehrere 
Länder richten, wurden eingeleitet. In zwei Fällen 
wurde die Überprüfung früherer Maßnahmen be- 
schlossen. Bei zwei Verfahren wurden vorläufige 
und bei fünf Verfahren endgültige Antidumping- 
zölle festgesetzt. In sieben Fällen wurden Mindest- 
preisverpflichtungen der Ausführer angenommen. 
Ein Verfahren wurde ohne Maßnahmen beendet. 


II. Erweiterung der Gemeinschaft 

114 . In den Beitrittsverhandlungen konnten wäh- 
rend der Berichtsperiode wiederum eine Reihe von 
Fortschritten erzielt werden. Die Verhandlungen 
sind in die Schlußphase getreten, insbesondere mit 
Spanien ist noch eine Reihe von schwierigen Fra- 
gen zu klären. 

Im einzelnen: 


Institutionen der Gemeinschaft 

115 . Sowohl mit Portugal als auch mit Spanien 
wurde weitgehendes Einvernehmen über Fragen 
der Beteiligung an den Gemeinschaftsorganen und 
-einrichtungen erreicht, insbesondere über die 
Stimmengewichtung bei Mehrheitsbeschlüssen im 
Rat. 


Landwirtschaft 

116. Mit Portugal konnten wesentliche Probleme 
gelöst werden; Einigkeit besteht insbesondere über 

— eine etappenweise Übergangszeit für eine Reihe 
von Agrarprodukten, bei denen die Anwendung 
der EG-Marktordnungen ab Beitritt noch nicht 
möglich erscheint, 

— ein Handelsüberwachungsverfahren, das wäh- 
rend der Übergangszeit den Handel von sensib- 
len Agrarerzeugnissen zwischen der Alt-EG und 
Portugal mengenmäßig steuert. 

Auch mit Spanien sind im Grundsatz spezifische 
Übergangsmechanismen mit phasenweisem Vorge- 
hen vereinbart worden. Über die anderen noch offe- 
nen Fragen — insbesondere Einzelheiten der Pha- 
senregelung, Überwachungsverfahren für sensible 
Produkte — hat Spanien die Vorschläge der Ge- 
meinschaft für die Übergangszeit noch nicht akzep- 
tiert 
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In den überschußträchtigen Sektoren Olivenöl und 
Wein konnte die Verhandlungsposition der EG ge- 
genüber beiden Ländern trotz intensiver Beratun- 
gen noch nicht finalisiert werden. 


Fischerei 

117 . Auch in diesem Verhandlungskapitel gelan- 
gen mit Portugal wesentliche Fortschritte, sowohl 
über die Markt- als auch über die brisante Zugangs- 
frage. Da Portugal bisher nicht in den EG-Gewäs- 
sern gefischt hat, sind nur sehr begrenzte Fang- 
möglichkeiten im Meer der Zehnergemeinschaft 
vorgesehen. In den Verhandlungen mit Spanien, 
das eine der größten Fischfangflotten der Welt bei 
unzureichenden Fangmöglichkeiten besitzt, steht 
der Durchbruch noch aus; die Gemeinschaft räumt 
der spanischen Fischerei den derzeitigen Status 
quo, zuzüglich geringfügiger Öffnungen beim Zu- 
gang zu den Gewässern, zum Meer der Zehnerge- 
meinschaft ein. Dies gilt auch für die EG-Struktur- 
politik in diesem Bereich, wo insbesondere die 
Kommission einen Ausgleich für die restriktive 
Haltung der Gemeinschaft bei den Fangmöglichkei- 
ten sucht. 


Industriefragen 

118 . In der noch offenen Frage des beiderseitigen 
Zollabbaus konnte mit Spanien trotz intensiver Ver- 
handlungen noch keine Einigung erzielt werden. 
Kontrovers sind insbesondere die Modalitäten des 
Abbaus der besonders hohen spanischen Zölle. Für 
den Stahlsektor legt die Gemeinschaft den spani- 
schen Partnern einen Vorschlag einer Übergangsre- 
gelung vor, nach der die spanische Umstrukturie- 
rung unter Beachtung von Subventionsdisziplinen 
abgeschlossen und flankierend noch vorüberge- 
hende Handelsbeschränkungen aufrechterhalten 
werden sollen. Spanien hat diese Vorschläge in ei- 
ner ersten Stellungnahme zurückgewiesen. 


Sozialfragen 

119 . Fortschritte wurden erreicht u.a. hinsichtlich 
der portugiesischen Beteiligung am Europäischen 
Sozialfonds. Offen sind insbesondere noch die 
Länge der Übergangszeit bis zur völligen Freizügig- 
keit für portugiesische und spanische Arbeitneh- 
mer und die Kindergeldfrage, in der die fehlende 
Vereinheitlichung des Gemeinschaftsrechtes eine 
Lösung erschwert. 


Patente 

120 . In diesem komplexen Verhandlungskapitel 
konnte mit Spanien Einigung über die Übernahme 
des Gemeinschaftsrechts erzielt werden; die portu- 
giesische Regierung hatte die Prüfung dieser Frage 
noch nicht abgeschlossen. 
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III. Beziehungen zu den EFTA-Staaten 

121 . Bei der ersten gemeinsamen Tagung der 
17 Minister der EG- und EFTA-Staaten und der 
Kommission am 9. April 1984 in Luxemburg haben 
die Teilnehmer sich für weitere Fortschritte bei der 
Konsolidierung und Stärkung ihrer Zusammenar- 
beit ausgesprochen. Die einvernehmlich verab- 
schiedete „Gemeinsame Erklärung“ sieht zu diesem 
Zweck eine (unterschiedlich enge) Zusammenarbeit 
in weiteren Bereichen vor: 

— Freier Warenverkehr im großen Freihandels- 
raum (Abbau nichttarifärer Handelshemmnis- 
se) 

— Wirtschaftspolitik und andere wirtschaftsrele- 
vante Politiken (wie Umwelt, Verkehr, For- 
schung) 

— Handelspolitik und internationale wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit (GATT, OECD, Nord-Süd). 

Die EFTA-Gipfelkonferenz in Visby (Schweden) am 
23. Mai 1984 beschloß ein Arbeitsprogramm, das im 
wesentlichen auf die Erklärung von Luxemburg ab- 
gestimmt ist. Die (zeitliche) Prioritätenliste zielt vor 
allem auf weitere Erleichterungen des Warenver- 
kehrs ab und sieht als Themen insbesondere die 
Beseitigung technischer Handelshemmnisse und 
die Vereinfachung der Grenzformalitäten vor, wie 
dies bereits Gegenstand der Arbeiten der EG zur 
Verwirklichung ihres Binnenmarktes ist. Auch die 
weitere Vereinfachung der Ursprungsregeln (in der 
EG umstritten) steht für die EFTA-Staaten im Vor- 
dergrund. 

Eine Stellungnahme der Kommission ist in Füh- 
lungnahme zunächst mit den EFTA-Staaten in Vor- 
bereitung. Entscheidungen über ein gemeinsames 
Arbeitsprogramm werden wohl kaum vor dem 
nächsten EFTA-Ministerrat im November 1984 
möglich sein. 

Die Bundesregierung unterstützt alle Maßnahmen, 
durch die der Warenverkehr im Freihandelsraum 
EG-EFTA weiter erleichtert und von nichttarifären 
Handelshemmnissen befreit werden kann. Sie ist 
darum bemüht, daß die Verwirklichung des Binnen- 
marktes der Gemeinschaft von Fortschritten im 
EG-EFTA-Verbund begleitet wird und nicht etwa zu 
neuen Erschwernissen für den Warenverkehr führt. 
So begrüßt sie besonders, daß die EFTA-Staaten 
über die europäischen Normenorganisationen CEN 
und CENELEC in die vorgesehene enge Zusammen- 
arbeit der Normenorganisationen der Mitgliedstaa- 
ten und das vom EG-Rat beschlossene Informa- 
tionssystem einbezogen werden, und ebenso, daß 
die im September vom Rat verabschiedeten 15 
Rechtsangleichungs-Richtlinien Erzeugnisse aus 
Drittländern beim Zugang zu gemeinschaftlichen 
Bescheinigungssystemen mit Gemeinschaftspro- 
dukten gleichstellen. 

Die Bundesregierung tritt darüber hinaus für wei- 
tere Fortschritte beim Abbau von Handelshemm- 
nissen auf der Basis der Gegenseitigkeit ein, insbe- 
sondere für Nichtdiskriminierung bei öffentlichen 
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Aufträgen, weitere Vereinfachungen der Ur- 
sprungsregeln und die gegenseitige Anerkennung 
technischer Prüfungen und Prüfungszeugnisse, so- 
weit Unterschiede in technischen Vorschriften be- 
stehen. 


IV. Beziehungen zu den Mittelmeerländern 

122 . Der Rat hat im Juni 1984 eine Grundsatzde- 
batte über die externe EG-Mittelmeerpolitik ge- 
führt. Die Ratstagung bestätigte die Einigkeit über 
die Fortsetzung des vom Pariser ER im Oktober 
1972 definierten globalen und ausgewogenen Ansat- 
zes für die Assoziations- und Kooperationsbezie- 
hungen der EG zu den Partnerländern im Mittel- 
meerraum (nur mit Albanien und Libyen bestehen 
keine vertraglichen Beziehungen der Gemein- 
schaft) nach dem Beitritt von Portugal und Spanien. 
Spanien und Portugal werden in die Sondierungs- 
gespräche über die Fortführung der globalen Mit- 
telmeerpolitik durch die erweiterte Gemeinschaft 
einbezogen. 

Meinungsverschiedenheiten ergaben sich im Rat 
hinsichtlich der Frage, ob und gegebenenfalls wie 
nach dem Beitritt von Portugal und Spanien — ins- 
besondere Spanien verfügt über ein großes Agrar- 
potential — die traditionellen Handelsströme mit 
den Mittelmeer-Partnern im Agrarsektor, aber auch 
in einzelnen industriellen Sektoren aufrechterhal- 
ten werden können. Die Bundesregierung tritt auch 
in sensiblen Sektoren zumindest für die Aufrechter- 
haltung gewachsener Handelsströme mittels effek- 
tiven Zugangs zum Gemeinschaftsmarkt ein. Die 
wirtschaftliche, technische und finanzielle Zusam- 
menarbeit der EG mit den Mittelmeer-Partnerlän- 
dern wird entsprechend den Zielen der Assozia- 
tions- und Kooperationsabkommen weitergeführt 
und fortentwickelt sie darf aber nicht als Kompen- 
sation für verschlechterte Handelsbeziehungen ein- 
gesetzt werden. 

Im Anschluß an die Ratstagung wurden die Bera- 
tungen auf Arbeitsebene fortgesetzt; mit einer er- 
neuten Ratsbefassung ist noch vor Abschluß der 
Beitrittsverhandlungen zu rechnen, da die Gemein- 
schaft politische Leitlinien für die Mitteimeerpolitik 
der erweiterten EG festiegen will. 

123 . Die Tagung des Assoziationsausschusses 
EWG-Türkei am 20. Juli 1984 erbrachte eine ge- 
meinsame Übersicht über die laufende Sacharbeit. 
Sie ist auch als ein erster Schritt zur Normalisie- 
rung des Assoziationsverhältnisses EWG-Türkei 
nach Jahren der Stagnation zu bewerten. 

Die Handelsbeziehungen zur Türkei sind im Textil- 
sektor weiterhin nicht frei von Belastungen (s. Han- 
delspolitik). 

124 . Am 18. Juni 1984 tagte in Luxemburg zum 
zweiten Mal der Kooperationsrat EG/Jugoslawien. 
Seit Inkrafttreten des Kooperationsabkommens im 
Juli 1981 konnte der Warenaustausch mit Jugosla- 
wien um 28 % gesteigert werden. Das Ungleichge- 


wicht des Handels verringerte sich in dieser Zeit 
um ein Drittel. 

Hinsichtlich der jugoslawischen Besorgnisse über 
mögliche Auswirkungen der Erweiterung der Ge- 
meinschaft auf den Handel mit Jugoslawien versi- 
cherte die Gemeinschaft ihre Absicht, noch vor 
Ende der Beitrittsverhandlungen politische Leitli- 
nien der erweiterten Gemeinschaft für den Handel 
mit Drittländern im Mittelmeerraum festzulegen. 


V. Abkommen von Lomä 

125 . Die AKP-EWG-Verhandlungen über die Er- 
neuerung des 2. Lome- Abkommens sind auf Mini- 
sterkonferenzen im Mai und Juni 1984 fortgeführt 
worden. 

Die Bilanz der bisherigen Verhandlungsergebnisse 
zeigt, daß Übereinstimmung in den politischen 
Grundsatzfragen, insbesondere über die Ziele und 
Prioritäten der künftigen Zusammenarbeit, erzielt 
wurde. Fortschritte konnten auch in wesentlichen 
Sachfragen gemacht werden. So soll die Entwick- 
lung der Landwirtschaft künftig einen besonderen 
Stellenwert in der Zusammenarbeit erhalten. 

Neben den positiven Ergebnissen weist die Bilanz 
der bisherigen Verhandlungen noch eine Reihe of- 
fener Punkte aus. Sie betreffen so wichtige Berei- 
che wie Handel, Exporterlösstabilisierung (STA- 
BEX), die Hilfen für den Bergbausektor (SYSMIN) 
sowie die Vertiefung des entwicklungspolitischen 
Dialogs. Ferner ist die Höhe des Finanzvolumens 
für den 6. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) 
noch festzulegen. 

Die Verhandlungen, die seit einem Jahr geführt 
werden, kommen im Oktober 1984 in die entschei- 
dende Schlußphase. Die Bundesregierung wird sich 
weiterhin konstruktiv für ein ausgewogenes Ge- 
samtergebnis einsetzen, das sowohl berechtigten 
Interessen der AKP-Staaten als auch den tatsächli- 
chen Möglichkeiten der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten Rechnung trägt. 


VI. Beziehungen zu anderen Drittstaaten 

USA ^ 

126 . Das für 1984 zu erwartende hohe Handelsbi- 
lanzdefizit der USA hat zusammen mit starkem Im- 
portwachstum und relativ geringen Exportzunah- 
men als Folge des amerikanischen Konjunkturvor- 
sprungs und vor allem der Wechselkursentwicklung 
den protektionistischen Druck von Industrie und 
Kongreß nicht zurückgehen lassen. Das zeigt sich 
an den vom Kongreß weiter verfolgten Gesetzesin- 
itiativen mit einfuhrbeschränkender Wirkung und 
der großen Zahl handelspolitischer Verfahren zum 
Schutz vor Importen. In dieser durch den Wahl- 
kampf noch erschwerten Situation sind die kon- 
struktiven Entscheidungen des amerikanischen 
Präsidenten vor allem bei Kupfer und Massenstahl 
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(Ablehnung von Einfuhrbeschränkungen als nicht 
im nationalen Interesse liegend) aus der Sicht der 
Gemeinschaft besonders hervorzuheben. 

Anlaß zur Sorge gaben ferner zahlreiche Einfuhr- 
schutzanträge der amerikanischen Wirtschaft, die 
zum Teil ganze Sektoren umfassen und den Handel 
einengenden Regeln unterwerfen sollen. Schon die 
Unsicherheit über den Ausgang solcher Verfahren 
und erst recht restriktive Ergebnisse beeinträchtig- 
ten den transatlantischen Handel. Andererseits 
würdigte es die Bundesregierung, daß die US-Inter- 
national Trade Commission und die Administration 
eine Reihe von Schutzanträgen der amerikanischen 
Industrie in jüngster Zeit zurückwies. 

Es wird Aufgabe der Gemeinschaft sein, zusammen 
mit der amerikanischen Regierung auch die Frage 
des europäischen Röhrenexports nach den USA in 
einer Weise zu lösen, die auch den Exportinteressen 
der europäischen Stahlindustrie Rechnung trägt. 

Das Verfahren gegen die Einfuhr von Werkzeugma- 
schinen läuft noch, die Verfahren gegen Schuhe 
und Bestecke wurden ebenfalls ohne Verhängung 
einfuhrbeschränkender Maßnahmen beendet. 

Die im Kongreß laufenden Beratungen über die No- 
vellierung des Export Administration Act, der nach 
dem Willen von Regierung und Kongreß differen- 
zierter als bisher gestaltet, in Teilen aber auch ver- 
schärft werden soll, beunruhigten weiterhin die 
Handels- und Bündnispartner der USA, vor allem 
hinsichtlich des Anspruchs exterritorialer Geltung 
amerikanischen Rechts. 

Die Bundesregierung hat sich in der Gemeinschaft 
intensiv dafür eingesetzt, das handelspolitische 
Konfliktpotential im Verhältnis zu den USA abzu- 
bauen. Sie hat sich aber auch bei der amerikani- 
schen Regierung und dem Kongreß dafür verwen- 
det, daß sich die USA bei ihren handelspolitischen 
Maßnahmen ihrer entscheidenden Verantwortung 
als größte Welthandelsnation bewußt sind und ge- 
meinsam mit der EG möglichst weltoffene Lösun- 
gen für Handelsprobleme anstreben. 

127 . Im Berichtszeitraum gab es vielfältige Ge- 
sprächskontakte der EG und der Bundesrepublik 
Deutschland mit den USA zur Klärung unterschied- 
licher Auffassungen in Fragen der Agrar- und 
Agrarhandelspolitik. Die beabsichtigte Neuausrich- 
tung der EG-Agrarpolitik dürfte förderlich für die 
beiderseitigen Bemühungen sein, die Differenzen 
zwischen der EG und den USA beizulegen. Dies gilt 
auch für die Tatsache, daß der Rat dem Vorschlag 
der Kommission zur Erhebung einer Fettabgabe 
nicht gefolgt ist. Kritik übten die USA — wie erwar- 
tet — an der Absicht der EG, die Einfuhren von 
Nebenprodukten der Maisverarbeitung, insbeson- 
dere des hauptsächlich aus den USA eingeführten 
Maiskleberfutters (Cornglutenfeed) zu stabilisieren. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist um eine ein- 
vernehmliche Lösung bemüht 

Bei Gesprächen in den USA trat die Bundesregie- 
rung dafür ein, daß der Agraraußenhandel mit den 
USA keine Einbahnstraße sein darf. Der Zugang in 


die USA für die in der EG mit Hilfe amerikanischer 
Futtermittel hergestellten tierischen Veredelungs- 
produkte (Käse, Fleischzubereitungen) muß erleich- 
tert werden. Anlaß zur Sorge gaben auch protektio- 
nistischen Tendenzen in den USA gegenüber ande- 
ren Agrareinfuhren aus der EG, insbesondere bei 
Wein. 


Japan 

128 . Der Druck der Gemeinschaft auf weitere 
Marktöffnung Japans, um defizitäre Handelsbilanz 
EG/ Japan zu verbessern, wurde weiterhin mit Er- 
folg fortgesetzt 

Am 27. April 1984 beschloß das japanische Wirt- 
schaftskabinett ein neues Maßnahmenpaket zur 
weitergehenden Öffnung des japanischen Marktes. 
Dieses 5. Paket umfaßt wie die früheren Pakete vor- 
gezogene Zollsenkungen aus der Tokyo-Runde, und 
zwar für Industriegüter um zwei Jahre, bei land- 
wirtschaftlichen Punkten um ein Jahr (wenn an- 
dere Länder mitziehen), Aufhebung bzw. Ermäßi- 
gung von Importzöllen für 67 Produkte zum 1. April 
1985 (etwa gleichgewichtig auf gewerbliche und 
landwirtschaftliche Produkte verteilt), Kontingents- 
aufstockungen und Ankündigungen einiger Import- 
erleichterungen bei einigen Agrarprodukten sowie 
Einfuhrliberalisierung bzw. Erleichterung im Dis- 
tributionssystem bei Tabakprodukten. 

Die japanische Regierung wird ferner ausländische 
Testdaten gemäß den OECD-Richtlinien der Guten 
Labor Praxis (zumindest teilweise) für neue chemi- 
sche Substanzen und Arzneimittel anerkennen und 
die Prüfprozeduren für Importe verkürzen. Ferner 
sind erste Ansätze zur Marktöffnung im Hochtech- 
nologiebereich (Kommunikationssatelliten und Te- 
lekommunikationsbereich) erkennbar. Schließlich 
hat die japanische Regierung für den Finanz- und 
Kapitalmarkt eine Reihe von Liberalisierungsmaß- 
nahmen am 31. Mai 1984 — unmittelbar vor dem 
Londoner Weltwirtschaftsgipfel — bekanntgegeben. 
Hierunter fallen eine weitere schrittweise Liberali- 
sierung des Inlands- und Kapitalmarktes, stärkere 
Beteiligung ausländischer Finanzinstitute bei (in- 
ner) japanischen Transaktionen, jedoch nur eine Be- 
mühungsformel bei der Freigabe von Habenzinsen, 
außerdem Schritte zur Gleichstellung ausländi- 
scher Finanzinstitute mit der japanischen Konkur- 
renz, ferner die allmähliche Aufhebung von Be- 
schränkungen für Yen-Transaktionen im Ausland, 
den sogenannten Euro-Yen-Markt. Mit Wirkung 
vom 1. Dezember 1984 sollen qualifizierte ausländi- 
sche Privatunternehmen, Regierungen und interna- 
tionale Institutionen ohne die bisherigen Auflagen 
Euro-Yen- Anleihen emittieren können. 

Bei den Maßnahmen zur Öffnung des Finanz- und 
Kapitalmarktes ist positiv zu bewerten, daß für aus- 
ländische Emittenten und Kreditnehmer der japa- 
nische Kapitalmarkt mehr zugänglich gemacht 
wird. Weniger Fortschritte sind hingegen auf dem 
Geldmarkt zu verzeichnen. Dies zeigen die immer 
noch bestehenden Vorbehalte gegen eine zu starke 
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internationale Rolle des Yen. Insgesamt kann das 
erzielte Ergebnis jedoch als wichtiges Zwischensta- 
dium in einem längeren Liberalisierungsprozeß ge- 
wertet werden. 

Die EG hat das 5. japanische Maßnahmenpaket als 
weiteren positiven Schritt in die richtige Richtung, 
aber als immer noch nicht ausreichend, bezeichnet. 
Weiterer dosierter Druck auf Japan müsse deshalb 
aufrechterhalten bleiben. 

129 . Als Begleitung zur Forderung nach weiterer 
Marktöffnung sind intensive Bemühungen der eu- 
ropäischen Wirtschaft um den japanischen Markt 
mehr denn je erforderlich. Als wichtiger Meilen- 
stein bei diesen Bemühungen ist die Deutsche Lei- 
stungsschau Japan 1984 vom 23. April bis 6. Mai 
1984 in Tokyo zu bewerten. An ihr beteiligen sich 
über 600 deutsche Firmen; es waren nahezu 900 000 
Besucher zu verzeichnen. 

Ziel der Deutschen Leistungsschau war, der japani- 
schen Öffentlichkeit zu zeigen, daß die Bundesrepu- 
blik Deutschland sowohl in der Gegenwart als auch 
in der Zukunft an der Spitze der Industriestaaten 
mit höchstem technologischen Standard steht. Die 
Ausstellung hat in der japanischen Öffentlichkeit 
einen nachhaltigen Eindruck hinterlassen. Sie war 
ein sehr erfolgreicher Auftakt zur intensiven 
Marktwahrnehmung und ein Beweis dafür, daß die 
deutsche Wirtschaft gewillt ist, die japanischen Zu- 
gangserleichterungen der jüngsten Zeit zu testen. 
Frankreich und die Niederlande werden in Kürze 
ebenfalls mit eigenen Ausstellungen in Japan dem 
deutschen Beispiel folgen. 

130 . Bei den High-Level-Gesprächen japanischer 
Regierungsmitglieder mit der EG-Kommission am 
15. Mai 1984 in Brüssel wurde ein Handelsförde- 
rungsausschuß (Trade Expansion Committee — 
TEC -T-) EG- Japan eingerichtet. Die Arbeit des Aus- 
schusses, der zunächst auf ein Jahr befristet ist, soll 
sich vor allem mit kurzfristig zu lösenden Pro- 
blemen des Marktzugangs befassen. Der Ausschuß 
wird voraussichtlich Ende Oktober/ Anfang Novem- 
ber dieses Jahres erstmalig zusammentreten. 

131 . Ein ständiges Anliegen bleibt die weitere Öff- 
nung des japanischen Markts für EG- Agrarproduk- 
te, so auch für deutsche Nahrungs- und Genußmit- 
telspezialitäten. Trotz wiederholter Forderungen 
der EG und bilateraler Kontakte lassen die bisheri- 
gen japanischen Maßnahmen und Ankündigungen 
insoweit nur ein sehr geringfügiges Entgegenkom- 
men erkennen. 


Neuseeland 

132 . Die EG wird Neuseeland im Rahmen ihrer 
Verpflichtungen zunächst bis zum Jahr 1988 ein 
weiterhin degressives, abschöpfungsbegünstigtes 
Butterkontingent zur Einfuhr in das Vereinigte Kö- 
nigreich einräumen. Bei Schaffleisch wird die bis- 
her geltende Einfuhrregelung für Neuseeland, dem 
wichtigsten Lieferland der EG bei Schaffleisch, un- 
verändert fortgesetzt. 


Lateinamerika 

133 . Die Initiative der Bundesregierung für einen 
Ausbau der Zusammenarbeit zwischen der Gemein- 
schaft und Zentralamerika wurde weiter vorange- 
trieben. In diesem Zusammenhang fand am 28./ 
29. September 1984 auf Einladung Costa Ricas in 
San Jose eine Konferenz auf Außenministerebene 
über politische und wirtschaftliche Probleme der 
Region statt, an der außerdem die vier „Contadora“- 
Staaten Mexiko, Panama, Kolumbien und Venezu- 
ela sowie die EG-Beitrittskandidaten Spanien und 
Portugal teilnehmen. Dabei einigten sich die EG 
und die Staaten Zentralamerikas, Verhandlungen 
über ein Rahmenabkommen für die interreginale 
Zusammenarbeit aufzunehmen. Es soll die Zusam- 
menarbeit in den traditionellen Bereichen Handel, 
Wirtschaft und Entwicklungspolitik vertiefen und 
einen Gemischten Kooperationsausschuß vorsehen. 
Im Rahmen der entwicklungspolitischen Zusam- 
menarbeit sollen vor allem Vorhaben im Agrarbe- 
reich mit regionaler Bedeutung sowie kleine und 
mittlere Betriebe gefördert werden. 

134 . Mit Blick auf Lateinamerika als Ganzes legte 
die Kommission dem Rat einen Entwurf von Leitli- 
nien für eine Stärkung und Vertiefung der Bezie- 
hungen zwischen der Gemeinschaft und Latein- 
amerika im Rahmen einer speziell auf diese Region 
abgestellten Gemeinschaftspolitik vor. Als Ergebnis 
intensiver Diskussion über den Leitlinienentwurf 
wurde die Kommission aufgefordert, dem Rat kon- 
krete Vorschläge zu unterbreiten. 

135 . Zur angestrebten Wiederaufnahme des Dia- 
logs EG-GRULA (Gruppe der lateinamerikanischen 
Botschafter bei der EG) wurden erste Themenvor- 
schläge gemacht. Die Prüfung dieser Vorschläge ist 
noch nicht abgeschlossen. 


ASEAN 

136 . Das fortdauernde überdurchschnittliche Wirt- 
schaftswachstum der meisten ASEAN-Länder und 
der Erholungsprozeß der europäischen Volkswirt- 
schaften haben sich auf die Entwicklung der Wirt- 
schaftsbeziehungen zwischen beiden Regionen po- 
sitiv ausgewirkt. Im Frühjahr 1984 wurden in Lon- 
don, Paris und Bonn mit Unterstützung der EG In- 
vestitionsseminare veranstaltet, um Kapitalanlagen 
aus EG-Ländern im ASEAN-Raum zu fördern und 
damit Handel sowie industrielle Zusammenarbeit 
auf eine tragfähige Basis zu stellen. 


Arabische Republik Jemen 

137 . Ein Kooperationsabkommen der Gemein- 
schaft mit der Jemenitischen Arabischen Republik 
ist am 22. Mai 1984 paraphiert worden, ein Kommis- 
sionsvorschlag zur abschließenden Unterzeichnung 
liegt inzwischen vor. Das Abkommen umfaßt die 
Bereiche Handels-, Wirtschafts- und Entwicklungs- 
politik. Im wirtschaftspolitischen Teil sollen u. a. 
Landwirtschaft, Ausbildungswesen, Energieproble- 
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me, Wissenschaft und Technologie sowie Investi- 
tionsfragen in die beabsichtigte engere Zusammen- 
arbeit einbezogen werden, 

Staatshandeisländer 

138 . Die Arbeitsbeziehpngen zwischen den euro- 
päischen Staatshandelsländern bzw. der Volksre- 
publik China einerseits und den Gemeinschaftsor- 
ganen andererseits sind lebhaft Dies findet jedoch 
— mit Ausnahme Rumäniens und der Volksrepu- 
blik China — keinen Gleichklang auf der Ebene for- 
maler Vertragsbeziehungen. Exploratorische Ge- 
spräche der Kommission mit der CSSR über ein 
von. der Tschechoslowakei angestrebtes Sektoralab- 
kommen haben in einer ersten Phase begonnen. 

139 . Der RGW-Gipfel vom 14. Juni 1984 bekräftigte 
die Bereitschaft der Östlichen Seite zum Abschluß 
eines Rahmenabkommens zwischen beiden Organi- 
sationen. Dieser Erklärung sind bisher keine weite- 
ren Schritte gefolgt 

140 . Die Sondierungen über den Abschluß einer 
Handelsvereinbarung zwischen der EG und Ungarn 
haben noch nicht zur Aufnahme formeller Verhand- 
lungen geführt Die Mitgliedsländer und die Kom- 
mission sind weiter bemüht, in nächster Zeit einen 
Mandatsentwurf vorzulegen. 

141 . Die Tagung des Gemischten Ausschusses EG- 
Rumänien am 1. und 2. Dezember 1983 in Brüssel, 
brachte weitere Verbesserungen der Einfuhrmög- 
lichkeiten zugunsten Rumäniens. 

142 . Mitte September 1984 wurden die Verhand- 
lungen zwischen EG und der Volksrepublik China 
über ein neues Abkommen über Handel und Zu- 
sammenarbeit abgeschlossen. Das Abkommen 
wurde Ende September 1984 in Peking paraphiert. 
Es löst das Handelsabkommen vom 30. April 1978 
ab und regelt zum ersten Mal die entwicklungspoli- 
tische Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft 
und China. Angesichts der schwierigen Haushalts- 
lage der EG wurden keine zusätzlichen finanziellen 
Zusicherungen gegeben. Jedoch wurde die Tür für 
eine Ausweitung der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit in der Zukunft offengelassen. 


VII. Gemeinschaftliche Entwicklungspolitik 

143 . Der Rat faßte am 5. Juni 1984 eine Entschlie- 
ßung zur Koordinierung der Entwicklungspolitiken 
innerhalb der Gemeinschaft. Die Bundesregierung 
hatte hierzu im November 1983 und Januar 1984 
Vorschläge unterbreitet. Ziel der Ratsentschließung 
ist es, vor allem in der praktischen Koordinierung 
Fortschritte zu erreichen, damit die knapper wer- 
denden Mittel so wirkungsvoll wie möglich einge- 
setzt werden. Der Informationsaustausch zwischen 
Mitgliedstaaten und Kommission über geplante 
Vorhaben wird beschleunigt und verbessert. Die 
Bundesregierung hat insofern — wie auch der Eu- 
ropäische Rechnungshof in einem Sonderbericht 


zur Koordinierung der Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Entwicklungszusammenarbeit festgestellt hat 
— ihre gegenüber der EG übernommenen Ver- 
pflichtungen schon bisher erfüllt. Durch eine Ver- 
stärkung der Kontakte zwischen den Vertretungen 
der Mitgliedstaaten und den Delegationen wird 
künftig vor allem eine Verbesserung der Koordinie- 
rung vor Ort angestrebt. Mitgliedstaaten und Kom- 
mission werden in Zukunft regelmäßig gemein- 
same Berichte über die Entwicklung des Landes 
und die Hilfen von außen erstellen. Die Regierung 
des Partnerlandes wird in den Koordinierungspro- 
zeß einbezogen. Die Beteiligung anderer wichtiger 
Geber ist ebenfalls vorgesehen. Die verbesserte Ko- 
ordinierung der Entwicklungspolitiken und -maß- 
nahmen ist zugleich eine Voraussetzung für den 
vertieften Dialog mit den Entwicklungsländern 
über Ziele und Prioritäten der Entwicklungszusam- 
menarbeit. Unterstützungsmaßnahmen der Ge- 
meinschaft und anderer Geber sollen auf einem ge- 
meinsam mit dem Empfängerland erarbeiteten Ent- 
wicklungskonzept aufbauen und miteinander abge- 
stimmt wjerden. Die Bundesregierung hält diesen 
Dialog als Voraussetzung für eine erfolgreiche Ent- 
wicklungszusammenarbeit für besonders wichtig. 

Der Rat beabsichtigt, auf einer seiner nächsten Ta- 
gungen über die Erfahrungen bei der Durchführung 
der Entschließung vom 5. Juni 1984 zu beraten. 

Frankreich hat dem Rat im Juni Vorschläge zu 
einer besseren Abstimung künftiger Hilfen der Ge- 
meinschaft und anderer Geber für den Sahel unter- 
breitet Die Bundesregierung begrüßt diese Initiati- 
ve, die einen konkreten Anwendungsfall für die bes- 
sere Koordinierung der Entwicklungshilfemaßnah- 
men darstellt. 

144 . Der Rat verabschiedete erste Schlußfolgerun- 
gen über die Handelsförderungsmaßnahmen der 
Gemeinschaft. Maßnahmen zur Handelsförderung, 
die bisher eher punktuell durchgeführt wurden, sol- 
len in Zukunft in ein umfassenderes Programm des 
betreffenden Landes einbezogen werden und Teil 
einer Entwicklungsstrategie für den gesamten Be- 
reich des Handels sein. Die Gemeinschaft ist bereit, 
die Entwicklungsländer bei der Ausarbeitung einer 
kohärenten Handelspolitik zu unterstützen. Sobald 
die Ergebnisse der von der Kommission veranlaß- 
ten Evaluierung ihres bisherigen Handelsförde- 
rungsprogramms vorliegen, wird sich der Rat er- 
neut mit dem Thema befassen. 

(s. auch Abkommen von Lome, Lateinamerika, Ara- 
bische Republik Jemen) 

145 . Die Bundesregierung unterstützt die Bemü- 
hungen der Gemeinschaft um eine Reform der EG- 
Nahrungsmittelhilfepolitik mit der Zielsetzung ei- 
nes mehr entwicklungspolitisch ausgerichteten Ein- 
satzes der Nahrungsmittelhilfe. Als weiteren 
Schritt in diese Richtung verabschiedete der Rat im 
Juni 1984 eine Verordnung über Maßnahmen zur 
Ablösung der Nahrungsmittelhilfe. Sie ermöglicht 
es, in bestimmten Einzelfällen statt einer vorgese- 
henen Nahrungsmittelhilfe Entwicklungsmaßnah- 
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men des Empfängerlandes zur Durchführung einer 
Ernährungsstrategie und zur Erhöhung seines 
Selbstversorgungsgrads bei Nahrungsmitteln fi- 
nanziell zu unterstützen. 

Dadurch wird die Kontinuität und Weiterführung 
von Ernährungsstrategien und ländlichen Entwick- 
lungsprogrammen gesichert. 

146 . Am 7. Mai 1984 verabschiedete der Rat die 
Nahrungsmittelhilfe-Durchführungsverordnung. 
Danach können 1984 bis zu 

1 127 000 t Getreide 
122 500 t Milchpulver 
32 760 t Butteröl 
13 500 t Zucker 
20 000 t Pflanzenöl 

und sonstige Erzeugnisse im Gegenwert von 
147 000 t Getreide verteilt werden. 

Die EG ist angesichts der anhaltenden Notsituation 
in vielen Ländern über ihre jährliche Mindestver- 
pflichtung von 927 663 t Getreide hinausgegangen, 
die in der Internationalen Nahrungsmittelhilfe- 
Übereinkunft festgelegt ist. Außerdem übernimmt 
sie in begründeten Fällen Transportkosten bis zum 
Empfängerland und in Ausnahmefällen auch einen 
Beitrag zu den Verteilungskosten im Lande, wenn 
nur so sichergestellt werden kann, daß die Nah- 
rungsmittelhilfe die Bedürftigen tatsächlich er- 
reicht. 

Unter bestimmten Voraussetzungen führt die EG, 
wie auch die Bundesrepublik Deutschland, soge- 
nannte Dreiecksaktionen durch, d. h. Nahrungsmit- 
tel werden in benachbarten Entwicklungsländern 
gekauft. Dadurch wird dort die Produktion ange- 
regt, und das Empfängerland erhält Produkte, die 
auf die Verzehr gewohnheiten der Empfänger bes- 
ser abgestimmt sind. 


147 . In den bisherigen Sitzungen des Nahrungs- 
mittelhilfeausschusses wurden für 1984 Lieferun- 
gen von 

797 000 t Getreide 
109 120 1 Milchpulver 
26 485 1 Butteröl 
4 900 t Zucker 
6 730 t Pflanzenöl 
16 227 t sonstigen Erzeugnissen 

gebilligt. Im Rahmen der Nahrungsmittelsoforthilfe 
wurden bis Ende September 1984 neben einigen an- 
deren Produkten 87 000 1 Getreide für von der 
Dürre besonders betroffene Länder in Afrika zuge- 
sagt. 

Das Nahrungsmittelhilfe-Programm 1984 wird zügi- 
ger als 1983 abgewickelt. Für 1985 wird mit einer 
weiteren Beschleunigung gerechnet. Es wird erwar- 
tet, daß die Nahrungsmittelhilfe-Durchführungsver- 
ordnung schon Anfang des Jahres erlassen werden 
kann, da die Kommission den Vorschlag bereits im 
September 1984 vorgelegt hat und somit mit der 
Beratung schon begonnen werden konnte. 


VIII. Internationale Übereinkommen 

Übereinkommen über das auf vertragliche 
Schuldverhältnisse anzuwendende Recht 

148 . Am 10. April 1984 haben die Mitgliedstaaten 
der EG das Übereinkommen über den Beitritt Grie- 
chenlands zu dem am 19. Juni 1980 in Rom zur Un- 
terzeichnung aufgelegten Übereinkommen über das 
auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende 
Recht unterzeichnet. Damit ist eine wichtige Vor- 
aussetzung dafür geschaffen, daß das Übereinkom- 
men möglichst bald nach seinem Inkrafttreten, wo- 
für die Ratifikation durch sieben bisherige Mit- 
gliedstaaten erforderlich ist, auch für Griechenland 
wirksam werden kann. 
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